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Vorwort des Ausschusses

Auf der UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro im Jahr 
1992 haben sich die teilnehmenden Staaten ausdrücklich dem Ziel der Nachhaltig-
keit verpflichtet. Seither sind zur politischen Umsetzung dieses anspruchsvollen 
Ziels weltweit institutionelle Reformen erfolgt. In Politik und Verwaltung wurden 
Strukturen und Abläufe modifiziert sowie neue Gremien und Verfahren geschaffen. 
Damit wurden die Wissensbasis für Nachhaltigkeitspolitik verbessert, die Koopera-
tion zwischen den verschiedenen politischen Sektoren und Ebenen effektiver gestal-
tet sowie Kommunikationsprozesse mit Bürgern und Stakeholdern zu einem festen 
Bestandteil politischer Prozesse gemacht.

Konzeptionelle und institutionelle Innovationen wurden in vielen Fällen wesentlich 
von der Exekutive entwickelt und getragen, wohingegen die Rolle der Parlamente 
häufig eher bei der Beobachtung und Begleitung der Nachhaltigkeitspolitik der Re-
gierungen gelegen hat.

Vor diesem Hintergrund und im Blick auf den „Erdgipfel“ 2012 in Rio hat der Aus-
schuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung das Büro für Technik-
folgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) mit der Durchführung eines 
TA-Projekts „Nachhaltigkeit und Parlamente – Bilanz und Perspektiven Rio+20“ be-
auftragt. Ziel war es, die Entwicklung und den Stand parlamentarischer Nachhaltig-
keitspolitik zu beleuchten und damit eine gute Grundlage für eine Diskussion der Rolle 
und des Stellenwerts von Parlamenten in der Nachhaltigkeitspolitik zu erarbeiten.

Die hierzu vom TAB erstellte Bestandsaufnahme dokumentiert den Stand der Bemü-
hungen von Parlamenten um eine konstruktive Mitgestaltung der Nachhaltigkeitspo-
litik. Dazu werden insbesondere die Aktivitäten des Deutschen Bundestages und der 
Parlamente der Bundesländer beschrieben und analysiert sowie ein Überblick der 
Aktivitäten in anderen Ländern gegeben.

Der Bericht des TAB zeigt, dass auch die Legislativen institutionelle und prozedurale 
Innovationen auf den Weg gebracht haben, um eine profilierte Rolle bei der Nachhal-
tigkeitspolitik spielen zu können. Offenkundig wird aber auch, dass hierzu institutio-
nelle Neuerungen alleine nicht ausreichen, sondern dass weitere kontinuierliche 
Lernprozesse im gesamten Parlament notwendig sind.

Mit der bereits 2004 erfolgten Einrichtung des Parlamentarischen Beirats für nach-
haltige Entwicklung und dessen seitheriger Arbeit hat der Deutsche Bundestag einen 
wichtigen Schritt zu einer Parlamentarisierung der Nachhaltigkeitspolitik in 
Deutschland getan. Der Beirat ist mit seiner Zielsetzung und Arbeitsweise eine be-
merkenswerte institutionelle Innovation und nimmt in dieser Hinsicht im internatio-
nalen Vergleich eine Vorreiterrolle ein. Dies gilt auch für seine Aufgabe der Bewertung 
und Qualitätssicherung der Nachhaltigkeitsprüfung von Vorhaben der Exekutive.

Trotz seiner anerkannt guten Arbeit bleibt aber noch viel zu tun auf dem Weg zu ei-
ner weiter verbesserten Integration des Leitbilds nachhaltiger Entwicklung in die 
politischen Prozesse des Deutschen Bundestages. Hierzu bietet der TAB-Bericht 
wertvolle Informationen und vielfältige Anregungen.

Berlin, den 27. Februar 2013

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

Ulla Burchardt, MdB
Ausschussvorsitzende

Dr. Thomas Feist, MdB
Berichterstatter

René Röspel, MdB
Berichterstatter

Dr. Martin Neumann, MdB
Berichterstatter

Dr. Petra Sitte, MdB
Berichterstatterin

Hans-Josef Fell, MdB
Berichterstatter
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Zusammenfassung

Auf der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro wurde Nachhal-
tigkeit zum politischen Leitbild für das 21. Jahrhundert 
erklärt. Im Juni 2012 haben sich Repräsentanten aus 
191 Staaten auf der Konferenz der Vereinten Nationen 
über nachhaltige Entwicklung erneut ausdrücklich zu den 
Zielen einer nachhaltigen Entwicklung bekannt. Mit der 
Agenda 21 von 1992 und der daran anschließenden Ent-
wicklung von Nachhaltigkeitsstrategien wurde begonnen, 
dieses Leitbild umzusetzen. In einer früheren Untersu-
chung des Büros für Technikfolgen-Abschätzung beim 
Deutschen Bundestag (TAB) für die 1990er Jahre wurde 
gezeigt, dass die Etablierung von Institutionen und Ver-
fahren zur Gestaltung einer nachhaltigen Entwicklung 
primär von der Exekutive angestoßen wurde. Parlamente 
haben sich dagegen eher beobachtend und begleitend ver-
halten.

Vor diesem Hintergrund und im Blick auf die zu erwar-
tenden Nachfolgeprozesse des „Erdgipfels“ 2012 in Rio 
hat der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung das TAB beauftragt, ein TA-Projekt 
zur Rolle der Legislativen in der Nachhaltigkeitspolitik 
durchzuführen.

Politische Steuerung und Gestaltung nachhaltiger 
Entwicklung in Deutschland

Im Jahr 2002 hat die Bundesregierung die Nationale Stra-
tegie für eine nachhaltige Entwicklung verabschiedet. In 
dieser Strategie sind vier übergreifende Leitlinien zentral: 
Generationengerechtigkeit, Lebensqualität, sozialer Zu-
sammenhalt und internationale Verantwortung. Durch 
21 Indikatorenbereiche sowie diesen zugeordnete Indika-
toren bzw. Ziele werden ein längerfristiger Zeithorizont 
eröffnet und Anforderungen an die verschiedenen Politik-
bereiche definiert. Darüber hinaus dienen entsprechende 
Kennziffern dem Monitoring und der Erfolgskontrolle der 
Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie sowie deren 
Weiterentwicklung. Über die Fortschritte bei der Umset-
zung der Strategie wurden bisher in Berichten der Bun-
desregierung sowie in Indikatorenberichten des Statisti-
schen Bundesamtes dokumentiert. Auf dieser Grundlage 
wurde die Nachhaltigkeitsstrategie fortentwickelt.

Seit der Verabschiedung der Nachhaltigkeitsstrategie 
wurden verschiedene institutionelle und prozedurale Neue-
rungen auf den Weg gebracht, um den selbstgesetzten 
Zielen nachhaltiger Entwicklung näher zu kommen. Viele 
der geschaffenen Gremien und Verfahren sind auf Regie-
rungsebene angesiedelt oder dieser zugeordnet.

Die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie wird durch 
das Kanzleramt koordiniert und seitens des Staatssekre-
tärsausschusses für nachhaltige Entwicklung unter Lei-
tung des Chefs des Bundeskanzleramts gesteuert. Mit-
glieder sind alle Ressorts auf der Ebene der beamteten 
Staatssekretäre. Im November 2010 hat zudem im Bun-
deskanzleramt ein Referat „Nachhaltige Entwicklung“ 
seine Arbeit aufgenommen.

Mit dem Rat für Nachhaltige Entwicklung – einem zur-
zeit aus 15 Vertretern der Zivilgesellschaft bestehenden 
Beratungsgremium der Bundesregierung – umfasst die 
Nachhaltigkeitspolitik der Bundesrepublik auch partizi-
pative Elemente. Der Nachhaltigkeitsrat berät die Regie-
rung in allen Fragen nachhaltiger Entwicklung, er soll ak-
tiv zur Fortentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie 
beitragen sowie den gesellschaftlichen Dialog zur Nach-
haltigkeit fördern.

Schließlich hat die Bundesregierung mit der Einführung 
einer Nachhaltigkeitsprüfung für Gesetzes- und Verord-
nungsentwürfe die Wissensbasierung der deutschen 
Nachhaltigkeitspolitik verbessert. So sind die jeweils zu-
ständigen Ministerien seit 2009 verpflichtet, im Rahmen 
der obligatorischen Gesetzesfolgenabschätzung auch die 
Auswirkungen einer Gesetzes- oder Verordnungsinitia-
tive auf die Ziele der Nachhaltigkeit zu prüfen.

Nachhaltigkeitspolitik im Deutschen Bundestag

Auf den regierungsseitigen Institutionalisierungsprozess 
hat der Deutsche Bundestag 2004 mittels einer institutio-
nellen Innovation reagiert. Mit dem Parlamentarischen 
Beirat für nachhaltige Entwicklung (PBNE) wurde ein 
Gremium mit dem Ziel geschaffen, die Nachhaltigkeits-
politik des Parlaments zu stärken und so dem Leitprinzip 
Nachhaltigkeit in politischen Entscheidungsprozessen 
besser Geltung zu verschaffen. Der PBNE besteht aus 
22 Mitgliedern, die von den Fraktionen entsprechend ih-
rer Stärke im Parlament entsandt werden. Der Beirat fasst 
Beschlüsse nach Möglichkeit konsensual. Der PBNE be-
gleitet und bewertet die Nachhaltigkeitspolitik der Bun-
desregierung, die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie 
und seit 2010 auch die Nachhaltigkeitsprüfung der Minis-
terien. Er ist aber in keinem Politikfeld federführend – 
auch die Begleitung der Nachhaltigkeitsstrategie obliegt 
formal der Federführung des Umweltausschusses. Aller-
dings kann sich der PBNE – obwohl er selbst kein vorbe-
reitendes Beschlussorgan ist – an der Beratung von Ge-
setzentwürfen und anderen Vorlagen gutachtlich 
beteiligen.

Durch den PBNE erhält der Deutsche Bundestag Mög-
lichkeiten zur kritischen Begleitung der Nachhaltigkeits-
politik der Regierung. Auch stärkt die Mitwirkung des 
PBNE an der Nachhaltigkeitsprüfung die Bedeutung von 
Nachhaltigkeit im Gesetzgebungsverfahren. Die Öffnung 
seiner Beratungen über den parlamentarischen Bezugs-
rahmen hinaus ist ein Beitrag zur Verbesserung der Kom-
munikation mit der Öffentlichkeit über Nachhaltigkeit.

Obwohl das Parlament mit dem PBNE verbesserte Mög-
lichkeiten zur Mitgestaltung der deutschen Nachhaltig-
keitspolitik hat, stellt sich die Frage, ob die gebotenen 
Handlungsmöglichkeiten ausreichen, um eine vertiefte 
Befassung der Gremien des Deutschen Bundestages mit 
Nachhaltigkeitsfragen zu bewirken. So sind die personel-
len und finanziellen Kapazitäten des PBNE gegenwärtig 
recht begrenzt. Zwar wird er durch ein eigenes Sekretariat 
unterstützt, er hat jedoch weder einen eigenen Stab mit 
wissenschaftlichen Mitarbeitern noch Mittel zur Einho-
lung externer wissenschaftlicher Expertise. Außerdem ist 
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der PBNE bis heute als Gremium nicht in der Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestages verankert. Er muss 
deshalb zu Beginn einer jeden Legislaturperiode neu ein-
berufen werden. Dies kann dazu führen, dass der Nach-
haltigkeitsbeirat erst mit einiger Verspätung seine Arbeit 
aufnimmt. Wie die bisherige Praxis aber vor allem zeigt, 
ist die Rolle des PBNE im institutionellen Gefüge des 
Deutschen Bundestages noch nicht ausreichend stabil, 
und die Anschlussfähigkeit des PBNE an die Arbeit der 
Fraktionen und Ausschüsse ist verbesserungsbedürftig.

Nachhaltigkeitspolitik der Bundesländer

Die Bundesländer haben in wesentlichen Handlungsfel-
dern nachhaltiger Politik, wie Raumordnung, Verkehr, re-
gionale Wirtschaftsförderung oder Bildung, Zuständig-
keiten und Handlungsmöglichkeiten. Darüber hinaus 
haben sie im Umweltschutz das Recht abweichender Ge-
setzgebung, etwa zum Boden- und Naturschutz, zur 
Landschaftspflege oder zum Wasserhaushalt. Von diesen 
Kompetenzen haben die Bundesländer in verschiedener 
Weise Gebrauch gemacht, sodass die Nachhaltigkeitspoli-
tik auf der Länderebene abweichende inhaltliche Schwer-
punktsetzungen sowie unterschiedliche institutionelle 
Konfigurationen aufweist.

Derzeit haben acht Bundesländer ihre nachhaltigkeitspo-
litischen Bemühungen in einer Strategie dokumentiert 
und zum Teil mit Indikatoren unterlegt: Baden-Württem-
berg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen. In 
weiteren fünf Bundesländern wird teilweise schon seit 
Langem an einer Nachhaltigkeitsstrategie gearbeitet: 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen, Sachsen sowie Saarland. In Hamburg wurden 
bislang nur politische Bekenntnisse zur Entwicklung ei-
ner Strategie abgegeben. In Berlin haben Unstimmigkei-
ten zwischen Senat, Abgeordnetenhaus und Agendafo-
rum zur Einstellung der Bemühungen um eine 
Nachhaltigkeitsstrategie geführt. Bremen strebt die Erar-
beitung einer Nachhaltigkeitsstrategie ausdrücklich nicht 
an.

Die Federführung für die Nachhaltigkeitspolitik liegt zu-
meist beim Umweltministerium oder der Senats- bzw. 
Staatskanzlei, es wurden aber auch interministerielle oder 
auf Ebene der Staatssekretäre angesiedelte Steuerungs-
gremien eingesetzt. Ferner wurden in einigen Bundeslän-
dern auch mit nichtstaatlichen Akteuren besetzte Gremien 
sowie beratende und partizipative Gremien etabliert. So 
unterstützen aus Bürgern, Wissenschaftlern und Unter-
nehmern bestehende Beiräte die Arbeit verschiedener 
Landesregierungen, indem sie Fachwissen zusammenfüh-
ren sowie Positionen der betroffenen gesellschaftlichen 
Gruppen einbringen. Darüber hinaus haben diese Gre-
mien eine wichtige Funktion als gesellschaftliche Träger 
und Multiplikatoren der Nachhaltigkeitspolitik.

Eine besondere Form partizipativer Gremien sind die 
Nachhaltigkeitskonferenzen Baden-Württembergs und 
Hessens, die zivilgesellschaftliche Akteure gleichrangig 
in die Gestaltung der Nachhaltigkeitspolitik einbinden. 
Diese Konferenzen tagen unter Vorsitz des Ministerpräsi-

denten und bestehen aus Vertretern der Landkreise und 
Gemeinden, der Kirchen, der Wirtschaft, der Wissen-
schaft und von Nichtregierungsorganisationen sowie in 
Hessen aus Parlamentariern jeder Fraktion. Durch diese 
Gremien soll eine bessere Verankerung des Themas 
Nachhaltigkeit in der Gesellschaft erreicht werden.

In Baden-Württemberg ist seit dem 1. Januar 2011 für 
zahlreiche Regelungsvorhaben eine Nachhaltigkeitsprü-
fung durchzuführen. Vor der Entscheidung über einen Re-
gelungsentwurf im Kabinett werden die Ergebnisse der 
Prüfung unter anderem dem Landtagspräsidenten und den 
Geschäftsstellen der Fraktionen zugeleitet. Im Gesetz 
sind die wesentlichen Ergebnisse der Nachhaltigkeitsprü-
fung im Vorblatt zu dokumentieren und in die Gesetzes-
begründung aufzunehmen. Das federführende Ministe-
rium ist verpflichtet, spätestens sieben Jahre nach 
Inkrafttreten des Gesetzes das Eintreten der abgeschätz-
ten Folgen zu überprüfen.

Rolle der Landesparlamente

Die Mitwirkung der Landesparlamente an der Nachhal-
tigkeitspolitik ist insgesamt noch relativ schwach ausge-
prägt. Mehrheitlich agieren die Landtage bei der Politik-
formulierung und der Strategiebildung eher reaktiv auf 
Initiativen der Exekutive. Ebenfalls ist die Präsenz von 
Parlamentsmitgliedern in den zentralen Gremien der 
Nachhaltigkeitspolitik defizitär. Der Schwerpunkt parla-
mentarischer Nachhaltigkeitspolitik liegt zumeist auf der 
Regierungskontrolle. Hierzu haben die Parlamente aller-
dings keine spezifischen Gremien institutionalisiert. Zu-
dem sind entsprechende Verfahren, wie Berichtspflichten 
der Regierung zur Nachhaltigkeitspolitik, in der Mehrheit 
der Bundesländer nicht etabliert worden. Auch sind bera-
tende und partizipative Gremien ausschließlich den Lan-
desregierungen zugeordnet. Initiativen aus den Landtagen 
für eine Stärkung der Wissensbasis parlamentarischer 
Nachhaltigkeitspolitik sind derzeit nur vereinzelt, etwa in 
Sachsen-Anhalt, zu verzeichnen.

Vor diesem Hintergrund einer nur schwachen parlamenta-
rischen Prägung der Nachhaltigkeitspolitik wären Maß-
nahmen erwägenswert, die eine stärkere Mobilisierung 
der Landesparlamente in der Nachhaltigkeitspolitik an-
stoßen könnten.

Eine Option wäre eine informelle Vernetzung mit dem 
PBNE des Deutschen Bundestages. In diesem Rahmen 
könnte ein Informationsaustausch zu Kernfragen nachhal-
tiger Entwicklung und zu Perspektiven der Institutionali-
sierung eines spezifischen Gremiums für Nachhaltigkeit 
in den Landtagen in Gang gesetzt werden. Mithilfe beste-
hender parlamentarischer Strukturen und Instrumente 
könnten sich die Landtage aktiver und öffentlichkeitsbe-
zogener mit Nachhaltigkeit auseinandersetzen. Einen He-
bel hierzu stellen Berichtspflichten der Exekutive dar. Zu-
sammen mit anderen parlamentarischen Verfahren hat 
jedes Parlament Möglichkeiten, Nachhaltigkeit zu seinem 
Thema zu machen, eigene Beiträge zu formulieren und 
seiner Kontrollfunktion nachzukommen. Maßnahmen 
und Perspektiven wie die genannten setzen allerdings vo-
raus, dass die Länderparlamente ein verändertes Ver-



Drucksache 17/14075 – 6 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode

ständnis ihrer Rolle als Nachhaltigkeitsakteure entwi-
ckeln und die ihnen offenstehenden Möglichkeiten 
ausschöpfen.

Vertikale Integration der Nachhaltigkeitspolitik 
von Bund und Bundesländern

Eine Koordinierung der Nachhaltigkeitspolitik von Bund 
und Bundesländern erfolgt bisher ausschließlich durch 
Institutionen der Exekutive, wie die Bund/Länder-Ar-
beitsgemeinschaften der Umweltministerkonferenz oder 
die Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit innerhalb des Staats-
sekretärsausschusses für Nachhaltige Entwicklung der 
Bundesregierung. Parlamentarier sind in diesen Gremien 
nicht vertreten.

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaften der Umweltmi-
nisterkonferenz setzen sich aus Abteilungsleitern der 
16 mit Umwelt- und Klimaschutz befassten Landesminis-
terien sowie des Bundesumweltministeriums zusammen. 
Unter den insgesamt acht Bund/Länder-Arbeitsgemein-
schaften sind mehrere mit nachhaltigkeitsrelevanten The-
men befasst. Eine umfassende Bearbeitung von Nachhal-
tigkeit erfolgt durch die seit 2008 tätige Bund-Länder-
Arbeitsgruppe Klima, Energie, Mobilität – Nachhaltig-
keit.

Der zur Koordinierung der nachhaltigkeitsbezogenen Ar-
beit der Bundesministerien eingerichtete Staatssekretär-
sausschuss Nachhaltige Entwicklung ist 2008 erstmals 
mit Beteiligung von Landesvertretern zusammengetreten. 
In diesem Rahmen wurde die Einsetzung der gemeinsa-
men Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit beschlossen, um Vor-
schläge für eine weitere Verbesserung der Zusammenar-
beit zu entwickeln. Beispielsweise wurde 2009 die 
Allianz für eine nachhaltige Beschaffung ins Leben geru-
fen, um die Nachfragemacht der öffentlichen Haushalte 
für nachhaltigkeitspolitische Ziele bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge zu nutzen.

Jedoch erschwert die Unterschiedlichkeit von Konzeption 
und Praxis der Nachhaltigkeitspolitiken von Bund und 
Ländern eine vertiefte Kooperation. Die Einführung von 
Nachhaltigkeitsstrategien in den Bundesländern erfolgt 
nur langsam. Ebenso ist die Entwicklung von Strukturen 
und Verfahren zur politischen Gestaltung einer nachhalti-
gen Entwicklung unterschiedlich weit fortgeschritten. 
Deshalb hat der PBNE empfohlen, dass die Bundesländer 
durch die Verortung der Nachhaltigkeitsstrategie in den 
Staats- und Senatskanzleien sowie die Einsetzung parla-
mentarischer Beiräte auf Landesebene vergleichbare or-
ganisatorische Strukturen wie auf der Ebene der Bundes-
regierung und des Deutschen Bundestages schaffen.

Aufgrund des heterogenen Charakters der Nachhaltig-
keitspolitiken von Bund und Bundesländern stellt ihre 
programmatische und institutionelle Harmonisierung eine 
große Herausforderung dar. Es ließen sich aber zumindest 
ausgewählte Elemente der Nachhaltigkeitspolitik gemein-
sam gestalten, beispielsweise indem die Bundesländer die 
von der Umweltministerkonferenz beschlossenen Um-
weltindikatoren einheitlich anwenden. Mittel- bis lang-
fristig sollten die auf Bundes- und Landesebene verwen-

deten Indikatoren harmonisiert werden. Eine Verstetigung 
der Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit könnte die Möglichkei-
ten zum Austausch über gemeinsame Herausforderungen 
und Best-Practice-Modelle verbessern.

Parlamente und Nachhaltigkeit in anderen Ländern

Eine schriftliche Befragung ergab, dass viele Nationalpar-
lamente spezifische Arbeitsformen und/oder Gremien für 
die Bearbeitung von komplexen, ressortübergreifenden 
und langfristigen Themen etabliert haben. Die meisten 
Parlamente schätzen ihren Einfluss auf die Nachhaltig-
keitspolitik und die Kontrolle der exekutiven Nachhaltig-
keitspolitik aber als noch unzureichend ein. Es ergibt sich 
der Eindruck, dass Nachhaltigkeit von den Parlamenten 
auch als institutionelle Herausforderung angesehen wird.

Zur Verdeutlichung des gewonnenen Bilds wurden Insti-
tutionalisierungsprozesse nachhaltiger Politik in acht 
Ländern, die sich durch eine fortgeschrittene Nachhaltig-
keitspolitik auszeichnen, vertieft untersucht: Belgien, 
Finnland, Frankreich, Niederlande, Polen, Schweden, 
Vereinigtes Königreich und Kanada. Die vergleichende 
Betrachtung macht erhebliche Unterschiede in der inhalt-
lichen Ausrichtung sowie in der institutionellen Bearbei-
tung des Themas Nachhaltigkeit deutlich.

Die meisten der untersuchten Länder haben eine strate-
giebasierte Nachhaltigkeitspolitik eingeführt: Kanada 
(1995), das Vereinigte Königreich (1999), Belgien 
(2000), Schweden (2002), Frankreich (2003) und Finn-
land (2006). Dagegen verfügen die Niederlande und Po-
len über keine bzw. keine gültige Nachhaltigkeitsstrate-
gie. In allen Ländern, die eine Nachhaltigkeitsstrategie 
erlassen haben, werden Indikatoren zur Fortschrittskon-
trolle verwendet.

Die Nachhaltigkeitspolitik der betrachteten Länder ist 
durch unterschiedliche inhaltliche Schwerpunktsetzungen 
gekennzeichnet. So ist in einigen Staaten eine Abkehr 
vom Drei-Säulen-Konzept, das soziale, ökonomische und 
ökologische Belange gleichrangig integriert, festzustel-
len: Die Nachhaltigkeitspolitik der Niederlande fokussiert 
auf den Umweltschutz, Schweden widmet sich vorrangig 
dem Klimawandel, und Polen priorisiert seine wirtschaft-
liche Entwicklung.

Ebenfalls bestehen hinsichtlich der rechtlichen Veranke-
rung und Fortentwicklung von Nachhaltigkeitspolitik Un-
terschiede zwischen den betrachteten Ländern. In Bel-
gien, Frankreich, Polen und Schweden haben die 
Prinzipien nachhaltiger Entwicklung Verfassungsrang. 
Die Verfassung der Niederlande erhebt Aspekte von 
Nachhaltigkeit, den Umweltschutz und die Bewohnbar-
keit des Landes zu Staatszielen. Die Verfassungen Finn-
lands und Kanadas weisen dagegen keinen Nachhaltig-
keitsbezug auf. Auch der sich aus verschiedenen Quellen 
speisende verfassungsrechtliche Rahmen des Vereinigten 
Königreichs enthält keine Prinzipien nachhaltiger Ent-
wicklung.

In einigen Ländern gestaltete sich die Überführung des 
anspruchsvollen Drei-Säulen-Konzepts von Nachhaltig-
keit in konkrete Politik als Herausforderung. Problem-
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analysen etwa aus Frankreich, den Niederlanden oder 
Finnland beschreiben das Konzept als zu vage, um es in 
ein politisches Programm und konkrete Handlungsemp-
fehlungen zu übersetzen. Viele Akteure in Politik und 
Verwaltung sähen den Nutzen der Nachhaltigkeitsstrate-
gie nicht. Auch finde eine Auseinandersetzung mit den 
Zielkonflikten, die sich bei der Integration der sozialen, 
ökonomischen und ökologischen Dimension von Nach-
haltigkeit ergeben, nur unzureichend statt. Insgesamt 
seien nachhaltigkeitspolitische Maßnahmen zu oberfläch-
lich und auf nur eine Dimension von Nachhaltigkeit fo-
kussiert.

Auf Befunde wie diese reagierten die Staaten mit ver-
schiedenen Maßnahmen. Erstens wird die Notwendigkeit 
gesehen, Teilstrategien zu einer integrierten nationalen 
Strategie zusammenzuführen. Beispielsweise wurde in 
Kanada das erfolglose System sektoraler Strategien durch 
eine integrierte Bundesnachhaltigkeitsstrategie ersetzt. 
Vergleichbar ist in Belgien im dritten Föderalen Plan für 
Nachhaltige Entwicklung vorgesehen, die Strategien des 
Bundes und der föderalen Einheiten in einer nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie zusammenzuführen.

Zweitens soll Nachhaltigkeit als Querschnittsthema stär-
ker in das Regierungshandeln integriert werden. So ist im 
Vereinigten Königreich beabsichtigt, nachhaltige Ent-
wicklung in der gesamten Arbeit der Regierung zu veran-
kern („mainstreaming“). Geplant sind dazu eine stärkere 
Aufsicht und Führung der regierungsinternen Entschei-
dungsprozesse durch den Umweltminister sowie die Kon-
trolle eingegangener Verpflichtungen durch eine ministe-
rielle Steuerungsgruppe. In Schweden wurden das 
Ministerium für Nachhaltige Entwicklung aufgelöst und 
die Zuständigkeiten für die nationale, regionale, europäi-
sche und weltweite Nachhaltigkeitspolitik auf fünf Minis-
terien sowie das Büro des Premierministers verteilt.

Drittens wird versucht, die Effektivität der Nachhaltig-
keitspolitik durch eine Reduzierung der Komplexität der 
Strategien zu steigern. So soll in Finnland eine möglichst 
knapp gehaltene Strategie, die nicht mehr alle Ziele und 
Maßnahmen integriert, der Nachhaltigkeitspolitik mehr 
Klarheit und eine höhere Wirkung verleihen. Außerdem 
wird in den Niederlanden und Schweden Nachhaltigkeits-
politik wieder zunehmend auf ökologische Aspekte fo-
kussiert.

Viertens gibt es Bemühungen, die Wirkung der Nachhal-
tigkeitsstrategie durch eine stärkere Beteiligung zivilge-
sellschaftlicher Akteure zu steigern. In Frankreich wurde 
durch die Einführung umfangreicher partizipativer Ele-
mente, die Ausweitung von Agenda-21-Projekten sowie 
die Institutionalisierung eines zivilgesellschaftlich getra-
genen Gremiums, des nationalen Komitees für nachhal-
tige Entwicklung und Umweltfragen, die Nachhaltig-
keitsstrategie stärker in der Gesellschaft und auf lokaler 
Ebene verankert. In den Niederlanden ist aufgrund der 
geringen Erfolge der bisherigen Programme und haus-
haltspolitischer Restriktionen ein Rückzug des Staates 
aus der Nachhaltigkeitspolitik zu erkennen. Die Verant-
wortung sowie die anfallenden Kosten sollen, unterstützt 

durch Anreizprogramme, vermehrt von gesellschaftlichen 
Gruppen getragen werden.

Rolle der Parlamente

Die Beteiligung der Parlamente an der Nachhaltigkeitspo-
litik der untersuchten Länder ist insgesamt wenig ausge-
prägt. Zwar waren die Parlamente Belgiens, Frankreichs, 
Finnlands, Kanadas, Polens, Schwedens und Nordirlands 
zum Teil in den Strategieprozess eingebunden, und die 
Erarbeitung einer Nachhaltigkeitsstrategie geht in Polen 
und Kanada auf einen Auftrag des Parlaments zurück. 
Aber überwiegend sind die Legislativen nachlaufend und 
passiv beteiligt. In der Regel beraten die Parlamente von 
der Regierung formulierte Entwürfe und Berichte. Eine 
aktive Beteiligung, etwa durch die Erarbeitung von Inhal-
ten oder die Beauftragung der Entwicklung einer Nach-
haltigkeitsstrategie, erfolgt zumeist nur in geringem Um-
fang und einmalig.

Ebenfalls beeinflusst keines der betrachteten Parlamente 
die Zusammensetzung der zentralen Nachhaltigkeitsgre-
mien. Die Mitglieder der Nachhaltigkeitsräte werden in 
allen Ländern von der Regierung ernannt. Allerdings ent-
senden das finnische und das französische Parlament Mit-
glieder in wichtige Nachhaltigkeitsgremien, und das bel-
gische Parlament kann das Tätigwerden des Bundesrates 
für Nachhaltige Entwicklung, eines Beratungsgremiums 
des Parlaments und der Regierung, beauftragen. Insofern 
sind mit Ausnahme des finnischen und französischen Par-
laments die Legislativen in der Regel nicht systematisch 
und regelmäßig an der Arbeit der nationalen Nachhaltig-
keitsgremien beteiligt.

Der Schwerpunkt parlamentarischer Nachhaltigkeitspoli-
tik liegt auf der Regierungskontrolle. Dazu erhalten die 
Parlamente Belgiens, Finnlands, Frankreichs, Kanadas 
und des Vereinigten Königreichs regelmäßig Berichte der 
Regierung über Fortschritte bei der Nachhaltigkeitspoli-
tik. Auch in der niederländischen Nachhaltigkeitsstrate-
gie sind solche Berichte vorgesehen. Darüber hinausge-
hende Möglichkeiten zur Begleitung der exekutiven 
Nachhaltigkeitspolitik ergeben sich fallweise aus der Be-
teiligung von Parlamentariern an den Gremien der Nach-
haltigkeitspolitik oder aus den Kompetenzen der mit 
Nachhaltigkeit befassten Ausschüsse bzw. dem Parlament 
zugeordneten Institutionen, wie der kanadische Kommis-
sar für Umwelt und Nachhaltige Entwicklung. Mit Aus-
nahme Polens haben alle Legislativen Gremien zur 
Begleitung der Regierungsarbeit in der Umwelt- und 
Nachhaltigkeitspolitik geschaffen. Allerdings befassen 
sich nicht alle dieser Gremien regelmäßig und intensiv 
mit Nachhaltigkeit. Eine effektive Begleitung und Kon-
trolle der Regierungsarbeit ist beim finnischen „Commit-
tee for the Future“, dem britischen Umweltprüfungsaus-
schuss sowie dem ständigen Ausschuss für Umwelt und 
Nachhaltige Entwicklung des kanadischen Parlaments 
festzustellen. Diese gewährleisten eine informierte kriti-
sche Begleitung der Regierungsarbeit, beispielsweise 
durch die Erstellung eigener Sach- und Prüfberichte oder 
die Institutionalisierung einer dem Parlament verpflichte-
ten unabhängigen Instanz zur Kontrolle der Exekutive. 
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Das französische Parlament verfügt durch die Mitglied-
schaft im nationalen Komitee für nachhaltige Entwick-
lung und Umweltfragen über einen direkten Zugang zu 
relevanten Informationen und kann mittels spezialisierter 
Kontrollgremien und Verfahrensvorschriften der Natio-
nalversammlung Einfluss auf nachhaltigkeitsspezifische 
Regelungsvorhaben der Regierung nehmen.

Interparlamentarische Vereinigungen

Weltweit bestehen rund 70 interparlamentarische Vereini-
gungen, die sich vor allem durch ihre geografische Reich-
weite und thematische Ausrichtung unterscheiden. Die 
Mehrzahl der interparlamentarischen Vereinigungen setzt 
sich aktiv mit den Themen Umwelt und Nachhaltigkeit 
auseinander. Dabei nutzen sie vielfältige Arbeitsformen 
und institutionelle Strukturen, um Wissen und Kompeten-
zen auf diesem Gebiet zu entwickeln, verfügbar zu halten 
und in die nationalen Politikprozesse einbringen.

Allerdings ist festzustellen, dass die Möglichkeiten der 
interparlamentarischen Vernetzung nicht optimal genutzt 
werden. So schließt an die Erarbeitung gemeinsamer 
Positionen nicht immer eine strategische Kommunikation 
an nationale Entscheidungsträger und die Öffentlichkeit 
an. Auch werden die zahlreichen Möglichkeiten, Arbeits-
ergebnisse verfügbar zu machen und in den nationalen 
Politikprozess einzubringen, oftmals nicht ausgeschöpft. 
Insbesondere die Potenziale neuer Medien werden noch 
zu wenig genutzt, um die Arbeit der Parlamentarier auch 
abseits gemeinsamer Konferenzen zusammenzuführen 
und transparent nach außen zu kommunizieren. Hinzu 
kommt, dass Berichte aus den interparlamentarischen 
Vereinigungen in den nationalen Parlamenten häufig ohne 
Aussprache zur Kenntnis genommen und selten durch 
Plenardebatten prominent gewürdigt werden. Dadurch 
wird das Potenzial interparlamentarischer Vernetzung, 
parlamentarische Debatten zu beleben, öffentliche Auf-
merksamkeit zu gewinnen und einen gesellschaftlichen 
Diskurs zu Nachhaltigkeitsthemen in Gang zu setzen, 
noch zu wenig ausgeschöpft.

Parlamente und Nachhaltigkeit im EU-Mehrebenen-
system

Nachhaltige Entwicklung wurde 1999 durch den Amsterda-
mer Vertrag zum Kernelement der Aufgaben der Europäi-
schen Union erklärt und durch den Vertrag von Lissabon 
2009 als Querschnittsaufgabe verankert. Die Mitwirkung 
des Europäischen Parlaments und der nationalen Legislati-
ven bei der Gestaltung der EU-Politik und damit auch der 
Nachhaltigkeitspolitik ist durch die Einheitliche Europäi-
sche Akte (1987) sowie durch die Verträge von Maastricht 
(1993), Amsterdam (1999), Nizza (2003) und Lissabon 
(2009) schrittweise erweitert worden.

Inzwischen ist das Europäische Parlament im Politikpro-
zess dem Rat weitgehend gleichgestellt, und kein Gesetz 
darf ohne die Zustimmung des Europäischen Parlaments 
verabschiedet werden. Allerdings gilt dies nur für die im 
sogenannten ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ver-
abschiedeten Regelungen. Viele der nachhaltigkeitspoli-

tisch relevanten Bereiche werden aber von längerfristigen 
Strategien, wie die Europäische Energiestrategie, be-
stimmt. Diese werden von der Europäischen Kommission 
vorgeschlagen, zwischen den Mitgliedstaaten verhandelt 
und vom Rat verabschiedet. Das Europäische Parlament 
hat in diesen Prozessen lediglich Anhörungsrechte.

Die Verankerung von Rechten der nationalen Parlamente 
in den Europäischen Verträgen entwickelte sich, begin-
nend mit dem Maastrichter Vertrag von 1993, zwar lang-
samer als beim Europäischen Parlament. Heute aber 
verfügen die Legislativen der Mitgliedstaaten im soge-
nannten europäischen „Mehrebenenparlamentarismus“ 
über umfangreiche Informationsrechte und Kontrollbe-
fugnisse. So sind die europäischen Organe verpflichtet, 
alle Konsultationsdokumente, Rechtsetzungsprogramme 
und Gesetzentwürfe der Europäischen Kommission zur 
Information direkt an die Nationalparlamente weiterzulei-
ten. Im Rahmen des sogenannten „Frühwarnmechanis-
mus“ haben die nationalen Parlamente sowohl das Recht, 
Initiativen der Kommission zu rügen, wenn diese aus ihrer 
Sicht gegen das Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeits-
prinzip verstoßen, als auch nachträglich Subsidiaritäts-
klage beim Europäischen Gerichtshof einzureichen. Au-
ßerdem leitet die Europäische Kommission seit 2006 auf 
Grundlage des informellen „politischen Dialogs“ sämtli-
che Konsultationsdokumente und Legislativentwürfe den 
nationalen Parlamenten direkt zu, verbunden mit der Ein-
ladung, hierzu Stellung zu nehmen. Dieser Austausch er-
gänzt den Frühwarnmechanismus und die Subsidiaritäts-
kontrolle, da hier politische Inhalte zur Diskussion stehen, 
strategische Dokumente wie Grün- oder Weißbücher ein-
bezogen sind und die Möglichkeit der Beteiligung an den 
Konsultationsverfahren der Europäischen Kommission 
eröffnet ist.

Darüber hinaus haben die nationalen Parlamente unter-
einander sowie zum Europäischen Parlament partner-
schaftliche Verhältnisse etabliert. Zu nennen sind hier vor 
allem die Konferenz der Ausschüsse für Gemeinschafts- 
und Europaangelegenheiten der Parlamente der EU sowie 
die in vielfältigen Formen praktizierte interparlamentari-
sche Vernetzung des Europäischen Parlaments und der 
nationalen Legislativen.

Mit den genannten Strukturen und Verfahren ergeben sich 
für Nationalparlamente zahlreiche Ansätze zur Mitgestal-
tung von nachhaltiger Entwicklung im europäischen 
Mehrebenensystem. Zugleich ließen sich Nachhaltig-
keitsfragen auch nutzen, um durch öffentlichkeitsbezo-
gene Debatten im Plenum und in den Ausschüssen die 
Öffentlichkeits- und Repräsentationsfunktion des Parla-
ments zu stärken. Ob und wie dies wahrgenommen wird, 
hängt einmal von den bereitgestellten Kapazitäten ab. Die 
Nutzung von Informations-, Kontroll- und Mitwirkungs-
rechten in der Nachhaltigkeitspolitik bestimmt sich aber 
vor allem durch das Bewusstsein, welches die Parlamente 
von ihrer Rolle als Nachhaltigkeitsakteur entwickeln.

Besondere Verfahren der EU-Nachhaltigkeitspolitik

In der Europäischen Union erfolgt seit 2005 regelmäßig 
eine Prüfung der Folgen von Politikmaßnahmen. Diese 
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Prüfung soll unter anderem zu deren Kohärenz und Kon-
sistenz mit den Prinzipien der Nachhaltigkeit führen. 
Dazu werden ökologische, ökonomische und gesell-
schaftliche Auswirkungen von Legislativvorschlägen und 
anderen Initiativen der Europäischen Kommission durch 
ein integriertes Prüfverfahren analysiert. An dem Verfah-
ren sind die Europäische Kommission, der Rat sowie das 
Europäische Parlament beteiligt. Das Europäische Parla-
ment sowie der Rat können die Gesetzesfolgenab-
schätzungen der Europäischen Kommission kritisch 
prüfen. Auch haben sie die Möglichkeit, eigene Gesetzes-
folgenabschätzungen durchzuführen. Hierzu kann das 
Europäische Parlament interne Expertise und externen 
wissenschaftlichen Sachverstand heranziehen. Die Fol-
genabschätzungen haben allerdings in der Entscheidungs-
findung des Rates und des Parlaments bisher kaum eine 
Rolle gespielt.

Obwohl sich seit der Einführung des Verfahrens die Rah-
menbedingungen für die Gesetzesfolgenabschätzung we-
sentlich verbessert haben, wird eine konsequentere An-
wendung derzeit unter anderem durch knappe zeitliche 
und finanzielle Ressourcen behindert. Selbst in Fällen er-
heblicher Änderungswünsche bei Regelungsvorschlägen 
im Zuge des parlamentarischen Prozesses kann das Euro-
päische Parlament dem Erfordernis einer erneuten Fol-
genabschätzung derzeit nicht optimal nachkommen.

Planungen zur Weiterentwicklung der bestehenden Struk-
turen und eigene Reformvorschläge zeigen, dass das Eu-
ropäische Parlament beabsichtigt, mittels des Verfahrens 
der Gesetzesfolgenabschätzung seinen Einfluss bei der 
Gesetzgebung weiter zu stärken. Dagegen wird die Op-
tion, einen Nachhaltigkeitsausschuss oder ein vergleich-
bares Gremium zu etablieren, bislang nicht verfolgt. Da-
mit gibt es keine spezifische parlamentarische Instanz, 
welche die Nachhaltigkeitsstrategie der Europäischen 
Kommission begleitet sowie dezidiert einen Beitrag zur 
vertikalen Koordination der Nachhaltigkeitspolitik des 
Europäischen Parlaments und der nationalen Parlamente 
leistet.

Perspektiven der Nachhaltigkeitspolitik im Deutschen 
Bundestag

Mit der Einrichtung des Parlamentarischen Beirats für 
nachhaltige Entwicklung (PBNE) und dessen seitheriger 
Arbeit hat der Deutsche Bundestag einen wichtigen 
Schritt zu einer Parlamentarisierung der Nachhaltigkeits-
politik in Deutschland getan. Der Beirat ist mit seiner 
Zielsetzung und Arbeitsweise eine bemerkenswerte insti-
tutionelle Innovation und nimmt in dieser Hinsicht im in-
ternationalen Vergleich eine Vorreiterrolle ein.

Im Folgenden werden Optionen zur Diskussion gestellt, 
die zu einer weiter verbesserten Integration nachhaltiger 
Entwicklung als Leitprinzip in die politischen Prozesse 
des Deutschen Bundestages beitragen könnten.

Nachhaltigkeitsprüfung und ihre Bewertung durch das 
Parlament

Deutschland ist mit seinem Verfahren der Nachhaltig-
keitsprüfung in institutioneller Hinsicht beispielgebend: 

In keinem anderen Land und auch nicht auf EU-Ebene ist 
das Parlament in vergleichbarer Weise in den Prüfungs-
prozess und die Qualitätssicherung einbezogen. Dennoch 
kann nicht überzeugen, dass die Nachhaltigkeitsprüfun-
gen dem Deutschen Bundestag nur in Form von sehr 
knappen Einschätzungen in einem Abschnitt des Vor-
blatts eines Gesetzes und ggf. auch in der Gesetzesbe-
gründung vorgelegt werden. Methoden, Daten und ihre 
Quellen sowie Annahmen und Schlussfolgerungen, die 
den ministeriellen Prüfungen zugrunde liegen, werden 
bislang weder den Abgeordneten noch der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht.

Eine verbesserte Substanz und Transparenz der Nachhal-
tigkeitsprüfung in materieller und formeller Hinsicht so-
wie gut zugängliche Materialien könnten dazu beitragen, 
dem Verfahren insgesamt ein größeres Gewicht zu verlei-
hen und zudem einen qualitätssichernden Effekt zu be-
wirken. Auch hätten Fraktionen und Ausschüsse so die 
Möglichkeit, die Einschätzungen der zuständigen Minis-
terien besser nachzuvollziehen und inhaltlich zu bewer-
ten. Dadurch könnte auch die parlamentsinterne wie die 
öffentliche Diskussion um Nachhaltigkeitsziele und lang-
fristige Politikwirkungen bereichert werden.

Aus einer verbesserten Nachhaltigkeitsprüfung ergäbe 
sich die Möglichkeit einer weiter optimierten Evaluation 
der Praxis der Nachhaltigkeitsprüfung durch das Parla-
ment. Beim Vorliegen entsprechender Voraussetzungen 
könnte der PBNE die Abläufe sowie die Wissensbasis der 
Nachhaltigkeitsprüfung substanzieller bewerten. Zudem 
könnte man dem Beispiel des Vereinigten Königreichs 
und der Europäischen Union folgen, die das System der 
Folgenabschätzungen durch die jeweiligen Rechnungs-
höfe prüfen lassen. Mittelfristig böte es sich an, das Ver-
hältnis von Gesetzesfolgenabschätzung und Nachhaltig-
keitsprüfung inhaltlich und verfahrensbezogen genauer 
zu bestimmen.

Ein weiterer Ansatzpunkt für eine aktivere Rolle des Par-
laments bei der Nachhaltigkeitsprüfung wäre die Durch-
führung von eigenen Nachhaltigkeitsprüfungen bei den 
Initiativen der Fraktionen im Bundestag bzw. der Länder 
im Bundesrat hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
Ziele der Nachhaltigkeitspolitik. In einzelnen Fällen 
könnte auch entschieden werden, Politikfolgen und Aus-
wirkungen auf Nachhaltigkeitsziele abschätzen zu lassen, 
wenn eine Regierungsvorlage nach Meinung des PBNE 
nicht hinreichend ist oder erhebliche Veränderungen an 
Vorlagen vorgenommen werden sollen. Auch die fall-
weise Durchführung eines Konsultationsverfahrens bei 
der Nachhaltigkeitsprüfung durch den PBNE oder einen 
Fachausschuss wäre ein innovativer Schritt. Entspre-
chende Kapazitäten ließen sich zunächst flexibel bereit-
stellen. Darüber hinaus könnte man die Praxis des 
Europäischen Parlaments, Rahmenverträge mit For-
schungseinrichtungen zur Bereitstellung von Ad-hoc-
Expertisen zu schließen, erproben und gegebenenfalls 
übernehmen.

Weitere institutionelle Integration des PBNE

Bislang sind der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung als Gremium und die Bewertung der Nach-
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haltigkeitsprüfung durch den PBNE als Verfahren nicht in 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages nie-
dergelegt. Eine Verankerung des PBNE und seiner Funk-
tionen bei der Bewertung der Nachhaltigkeitsprüfung, bei 
der parlamentarischen Beratung und Kontrolle der (deut-
schen und europäischen) Nachhaltigkeitsstrategie sowie 
seiner gutachtlichen Mitbefassung bei anderen parlamen-
tarischen Vorgängen in der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages würden den PBNE stärken. Damit 
wäre auch eine verbindlichere Grundlage für die Befas-
sung der federführenden Ausschüsse mit den Stellung-
nahmen des PBNE geschaffen. Bei einer Ausweitung der 
Kompetenzen des PBNE wäre zu klären, inwieweit seine 
Arbeitskapazitäten und Ressourcen dafür ausreichen.

(Verfassungs)rechtliche Verankerung von Nachhaltigkeit?

Artikel 20a des Grundgesetzes (GG) spricht dem Staat die 
Aufgabe zu, in Verantwortung für die künftigen Genera-
tionen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere zu 
schützen. Vielfach werden hierin wichtige Aspekte des 
Leitbilds Nachhaltigkeit gesehen. Artikel 20a GG wird 
aber überwiegend als für die Sicherstellung der umfassen-
den Belange der Nachhaltigkeit eher ungeeignet einge-
stuft. Zudem wird strittig diskutiert, ob, und wenn ja, wel-
che Pflichten hieraus für die Gesetzgebung resultieren. 
Angesichts offenkundiger Unbestimmtheit der Konse-
quenzen ist in der wissenschaftlichen Literatur dafür plä-
diert worden, in einem neuen Artikel 20b die Pflicht des 
Staates festzuschreiben, bei allen Maßnahmen die Erfor-
dernisse des Prinzips der Nachhaltigkeit zu berücksichti-
gen. Entsprechend müssten geeignete Verfahren und Gre-
mien etabliert werden, um die Verzahnung der drei 
Säulen der Nachhaltigkeit in Politik und Verwaltung zu 
sichern und umzusetzen. Zwar ist offen, ob hierdurch die 
Nachhaltigkeitspolitik aufgewertet würde. Gleichwohl 
stünde es dem Parlament als Gesetzgeber offen, die Eig-
nung einer entsprechenden Verfassungsänderung zu prü-
fen.

Um die Nachhaltigkeitsprüfung als Verfahren zu stärken, 
käme auch die Option ihrer einfachgesetzlichen Konstitu-
ierung in Betracht. Diese würde vergleichbar der gesetzli-
chen Fundierung der Arbeit des Normenkontrollrats einer 
Unterstreichung des Ziels Nachhaltigkeit und seines ver-
pflichtenden Charakters dienen und die ausführenden Ak-
teure stärken.

Prüfung des Haushalts unter Nachhaltigkeitsgesichts-
punkten

Das Haushaltsrecht gilt als das „Königsrecht“ des Parla-
ments. Für die Beratungen und die Beschlussfassung zum 
Haushalt ist aber das Instrument der Nachhaltigkeitsprü-
fung noch nicht eingesetzt worden. Die sich über die Haus-
haltsbewilligung ergebenden Kontroll- und Gestaltungs-
möglichkeiten könnten dazu genutzt werden, den Kriterien 
der Nachhaltigkeit verstärkt Geltung zu verschaffen.

Bei ausgewählten Vorhaben könnte die Bundesregierung 
zur Beurteilung des jeweiligen Vorhabens oder Haus-
haltstitels im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung 

aufgefordert werden. Auch ließen sich ergänzende Prü-
fungen nach bestimmten Indikatoren durch den Haus-
haltsausschuss durchführen bzw. in Auftrag geben. Eine 
weiter gehende Möglichkeit wäre eine Nachhaltigkeits-
analyse der Finanzpolitik in Form von „Generationenbi-
lanzen“.

Öffentlichkeits- und beteiligungsorientierte Verfahren

Mit den „öffentlichen Anhörungssitzungen“ nach § 70 der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages gibt es 
eine etablierte Form der Beteiligung gesellschaftlicher 
Akteure bei aktuellen und umstrittenen Themen oder Ge-
setzesvorhaben. Ebenso wie „Erweiterte öffentliche Aus-
schussberatungen“ nach § 69a der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages böten sie durch Einbeziehung 
von Vertretern gesellschaftlicher Initiativen sowie wis-
senschaftlicher Experten die Möglichkeit zu einem inten-
siveren Austausch und verstärkter Kooperation mit ge-
sellschaftlichen Akteuren bei Nachhaltigkeits- und 
Zukunftsfragen. Durch die Etablierung eines kontinuierli-
chen Dialogs mit nichtstaatlichen Akteuren der Nachhal-
tigkeitspolitik in der Mitte des Parlaments könnte der 
Deutsche Bundestag auch das bürgerschaftliche Engage-
ment für eine nachhaltige Entwicklung innerhalb der Ge-
sellschaft befördern. Die Nutzung beider Sitzungstypen 
würde auch dem Ziel einer Unterstützung des öffentli-
chen Diskurses zu Nachhaltigkeit dienen. Zur Verbesse-
rung der Sichtbarkeit des Deutschen Bundestages im 
Nachhaltigkeitsdiskurs böte es sich zudem an, in einem 
bestimmten Turnus eine Plenardebatte zum Stand der 
deutschen Nachhaltigkeitspolitik durchzuführen.

Öffentlichkeitsarbeit

Nachhaltigkeit wird in der allgemeinen Öffentlichkeit 
und in politischen Diskursen selten seiner Komplexität 
entsprechend thematisiert. Die Medien betrachten das 
Thema skeptisch, da es sich aus ihrer Sicht als zu sperrig 
und schwer vermittelbar erweist. Nachhaltigkeitsrele-
vante Themen, wie die Förderung von Innovationen oder 
der Klimaschutz, werden meist ohne Bezugnahme auf das 
Leitbild Nachhaltigkeit in die Öffentlichkeit kommuni-
ziert. Wollte man dieses stärker in die Öffentlichkeitsar-
beit des Parlaments und der Fraktionen integrieren, wäre 
die Entwicklung einer schlüssigen Kommunikationsstra-
tegie hilfreich. Aber auch ohne ein ausgearbeitetes Kon-
zept wäre schon viel gewonnen, zunächst pragmatisch 
aus Anlass von Parlamentsführungen, Jugendparlamen-
ten, Tagen der offenen Tür oder auch in speziellen öffent-
lichen Veranstaltungen auf die komplexen Herausforde-
rungen nachhaltiger Entwicklung und die Rolle des 
Parlaments bei ihrer Bewältigung aufmerksam zu ma-
chen.

I. Einleitung

Im Juni 2012 fand in Rio de Janeiro die Konferenz der 
Vereinten Nationen (United Nations, UN) über nachhal-
tige Entwicklung statt (UNCSD, Rio+20). 20 Jahre nach 
der UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) von 1992 unterzeichneten Repräsentanten von 
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192 Staaten das im Konsens angenommene Schlussdoku-
ment „Die Zukunft, die wir wollen“. Auch wenn bei vie-
len Beobachtern und Teilnehmern Enttäuschung über das, 
was auf diesem „Erdgipfel“ erreicht wurde, überwog, 
bleibt doch festzustellen, dass sich alle Unterzeichner 
ausdrücklich den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung 
verpflichteten, wie sie in den 27 Prinzipien der Rio-Erklä-
rung über Umwelt und Entwicklung von 1992 umrissen 
sind. Ein Rückfall hinter das damals schon Erreichte, ein 
durchaus mögliches „Rio minus 20“, trat nicht ein (Beis-
heim et al. 2012, S. 2).

Seit 1992 haben viele Staaten versucht, dem Leitbild 
Nachhaltigkeit gerecht zu werden und es politisch umzu-
setzen. Dies ist bis heute eine unbewältigte Aufgabe, 
zumal sich mit nachhaltiger Entwicklung nicht nur die 
Herausforderung durch globale und komplexe Problem-
felder, wie Klimawandel, Armut, demografischer Wandel 
oder schwindende natürliche Ressourcen, sondern auch 
die Notwendigkeit einer Anpassung der Strukturen von 
Politik und Verwaltung verbinden. Für Herausforderun-
gen wie diese waren die historisch gewachsenen, national 
und arbeitsteilig geprägten Institutionen und Verfahren in 
Politik und Verwaltung nur bedingt vorbereitet (Steurer 
2009; Steurer/Berger 2010).

Dennoch ist vieles auf den Weg gebracht worden, um die 
Wissensbasis für nachhaltige Politik zu verbessern, die 
Kooperation politischer Sektoren und Ebenen effektiver 
zu gestalten sowie umfassende Konsultations- und Kom-
munikationsprozesse mit Bürgern und Stakeholdern zu 
einem festen Bestandteil der politischen Entscheidungs-
prozesse zu machen. Dazu gehören die Entwicklung von 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategien ebenso wie institu-
tionelle Reformen. Dabei ist die große Mehrzahl geschaf-
fener Einrichtungen und Verfahren in der Exekutive ver-
ortet oder an diese angebunden.

Welche Rolle aber spielen Parlamente in der Nachhaltig-
keitspolitik? Rio+20 und die zu erwartenden Folgepro-
zesse geben Anlass, über den bisherigen und zukünftigen 
Beitrag der Legislative zur politischen Ausgestaltung und 
Umsetzung des Leitbilds Nachhaltigkeit nachzudenken. 
Der vorliegende TAB-Bericht im Auftrag des Ausschus-
ses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung des Deutschen Bundestages beantwortet diese Frage 
und gibt einen kursorischen Überblick der parlamentari-
schen Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland (Kap. II) so-
wie in ausgewählten anderen Ländern und der Europäi-
schen Union (Kap. III u. IV).

1. Nachhaltigkeit als politische 
Herausforderung

In demokratischen Regierungssystemen sind Themen und 
Zeithorizonte der Politik stark durch die Dauer einer Le-
gislaturperiode geprägt. Diese „strukturelle Gegenwarts-
bezogenheit“ (Krings 2009, S. 243) wird verstärkt durch 
die Parteienkonkurrenz und den Wettbewerb um Wähler-
stimmen und führt dazu, dass politische Entscheidungen 
häufig nicht langfristig zu erwartende Wirkungen, son-
dern die kurzfristig vorzeigbaren Erfolge im Blick haben 
(Krings 2009, S. 237). Die eigentlich „zielorientierte Ra-
tionalität“ politischer Entscheidungen wird überlagert 

von „zeitorientierte(r) Reaktivität“ (Luhmann 2000, 
S. 142). Das bedeutet oftmals eine Verschiebung von Las-
ten auf kommende Generationen. Der Zwang zur Befas-
sung mit dem jeweils nächsten dringlichen Problem auf 
einer umfangreichen und sich rasch wandelnden Agenda 
resultiert zudem in einer ausgeprägten arbeitsteiligen 
Spezialisierung. Ministerien und Ausschüsse repräsentie-
ren eine über lange Zeit gewachsene Versäulung des poli-
tischen Systems, in dem fachpolitische Fokussierung und 
zumeist unkoordinierte Aktivitäten voneinander weitge-
hend abgeschotteter Sektoren in Politik und Verwaltung 
Hand in Hand gehen (Steurer 2009, S. 10 ff.). Das Han-
deln von Regierungen wie Parlamenten ist deshalb von 
„einer starken Segmentierung und Kurzfristigkeit“ ge-
prägt (Stigson et al. 2009, S. 76).

Gleichzeitig aber werfen komplexe und langfristige ge-
sellschaftliche Wandlungsprozesse – wie der rasche wis-
senschaftlich-technische Fortschritt, der demografische 
Wandel oder die Globalisierung von Wirtschaft und Poli-
tik – Fragen auf, die quer zu den etablierten Hierarchien, 
arbeitsteiligen Strukturen und kurzfristigen Zeithorizon-
ten von Politik und Verwaltung liegen, und deshalb eine 
ressortübergreifende integrierte, langfristige Bearbeitung 
erfordern (TAB 2003, S. 9). Eine besondere Herausforde-
rung stellt das komplexe Leitbild Nachhaltigkeit dar.

Wurde Nachhaltigkeit zunächst vorwiegend umweltpoli-
tisch als schonende Nutzung natürlicher Ressourcen defi-
niert, wird sie heute als politische Gestaltungsaufgabe 
verstanden, durch die Ziele ökologischer, sozialer und 
ökonomischer Nachhaltigkeit in Einklang gebracht wer-
den sollen. Neben diesen drei miteinander verknüpften 
Dimensionen gehören zu einem umfassenden Konzept 
von Nachhaltigkeit zwei weitere Aspekte: Langfristigkeit 
und Gerechtigkeit. Das Leitbild Nachhaltigkeit erfordert, 
bei politischen Entscheidungen die Rechte und Interessen 
zukünftiger Generationen zu berücksichtigen (intergene-
rationelle Gerechtigkeit), sodass häufig ein Zeithorizont 
mehrerer Jahrzehnte in Rechnung zu stellen ist. Zudem ist 
ein fairer Ausgleich von Interessen zwischen Gesellschaf-
ten, insbesondere zwischen entwickelten und weniger 
entwickelten Gesellschaften, anzustreben.

Zur Umsetzung dieses komplexen Leitbilds haben Politik 
und Verwaltung mit zahlreichen Maßnahmen reagiert. 
Diese betreffen insbesondere die Erfordernisse einer 
langfristigen Perspektive, der Koordination sektoraler Po-
litiken und der verschiedenen Ebenen des politischen 
Systems sowie des Einbezugs gesellschaftlicher Gruppen 
mittels konsultativer und partizipativer Verfahren.1 Grob 
skizziert stellen sich diese Prozesse folgendermaßen dar 
(Pisano et al. 2011, S. 2 ff.; TAB 2003, S. 37 ff.):

– Nachhaltigkeitspolitik erfordert komplexe und weit in 
die Zukunft reichende Entwicklungstrends (Ressour-
cenverbrauch, Klimawandel, Welternährung, Biodi-

1 Diese „Governanceprinizpien“ nachhaltiger Entwicklung haben ih-
ren Ursprung in der Agenda 21, sind aber danach in zahlreichen wei-
teren supranationalen Dokumenten als Leitprinzipien verankert wor-
den, so beispielsweise in der EU-Nachhaltigkeitsstrategie (Steurer 
2009).
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versität, demografischer Wandel) und die langfristigen 
Folgen politischer Maßnahmen in verschiedenen ge-
sellschaftlichen Feldern abzuschätzen sowie innova-
tive technische und soziale Lösungen anzustoßen. Die 
deshalb notwendige langfristige Orientierung politi-
scher Planungs- und Entscheidungsprozesse, die auch 
die Berücksichtigung der Rechte und Interessen künf-
tiger Generationen beinhaltet, hat in vielfacher Form 
ihren Niederschlag gefunden. Nationale Nachhaltig-
keitsstrategien und Umweltpläne definieren langfris-
tige Ziele und Planungshorizonte, und zu ihrer Kon-
zeption und Umsetzung sind zahlreiche Institutionen 
und Gremien geschaffen worden (Pisano et al. 2011, 
S. 17).

Die an Kriterien der Nachhaltigkeit orientierte Bear-
beitung komplexer, in die Zukunft reichender und sek-
torenübergreifender Problemlagen erfordert in beson-
derem Maße die systematische Einbeziehung von 
relevantem Wissen. Dabei ist wissenschaftliches Wis-
sen ebenso erforderlich wie kompetentes Praxiswis-
sen.2 Dessen Mobilisierung zur Entwicklung langfris-
tiger Strategien und Instrumente erfolgt häufig durch 
der Regierung zugeordnete, mit gesellschaftlichen 
Gruppen besetzte Räte oder Kommissionen für nach-
haltige Entwicklung. Außerdem wird die Fachkompe-
tenz bestehender wissenschaftlicher Einrichtungen 
systematisch in die Tätigkeiten von Ministerien und 
Behörden eingebunden (TAB 2003, S. 60). Verfahren 
der Ex-ante-Prüfung politischer Vorhaben auf ihre 
möglichen Folgen, darunter auch die Nachhaltigkeits-
prüfung, sollen den Horizont bei politischen Entschei-
dungen erweitern (Krings 2009, S. 243).

– Aufgrund ihrer Mehrdimensionalität stellt sich Nach-
haltigkeit für die Politik als Querschnittsaufgabe dar: 
In sachlicher Hinsicht sollen die drei Säulen der Nach-
haltigkeit und in zeitlicher Hinsicht die Interessen jetzt 
lebender und der folgenden Generationen ausgewogen 
berücksichtigt werden. Bezüglich des Politikprozesses 
sollen die verschiedenen Ressorts abgestimmt agieren, 
die politischen Ebenen verknüpft sowie die betroffe-
nen gesellschaftlichen Gruppen gleichberechtigt inte-
griert werden (Steurer/Berger 2010, S. 64 ff.). Bei der 
Politikgestaltung sind deshalb Koordinierungsansätze 
erforderlich, durch die „Insellösungen“ und nicht auf-
einander bezogene Maßnahmen vermieden werden 
(Stigson et al. 2009, S. 66).

Diesem Ziel dienen beispielsweise pluralistisch be-
setzte, der Regierung zugeordnete (Nachhaltigkeits-) 
Räte, insofern sie dem Querschnittscharakter einer 
Politik der Nachhaltigkeit durch die Repräsentation 
verschiedener gesellschaftlicher Gruppen Rechnung 
tragen (Pisano et al. 2011, S. 15; Steurer/Berger 2010, 

S. 66 f.). Innerhalb von Regierung und Verwaltung 
wurden Institutionen oder Verfahren etabliert, die sek-
tor- und ressortübergreifend die Berücksichtigung des 
Nachhaltigkeitsgedankens im politischen Prozess ge-
währleisten sollen (horizontale Steuerung). Zudem 
soll bewirkt werden, dass eine kohärente Gesamtpoli-
tik entsteht (Pisano et al. 2011, S. 18 ff.; Steurer/Ber-
ger 2010, S. 64 ff.). Dazu tragen auch Verfahren wie 
Gesetzesfolgenabschätzung, Nachhaltigkeitsprüfung 
oder Strategische Umweltprüfung bei, insofern sie 
sektorenübergreifende Folgen politischer Vorhaben 
analysieren. Schließlich wurden Anstrengungen unter-
nommen, die verschiedenen Ebenen des politischen 
Systems (national/subnational) miteinander zu verzah-
nen (vertikale Steuerung).3

– Bereits in der Agenda 21 findet sich das Postulat, dass 
die Verwirklichung der Ziele nachhaltiger Entwick-
lung eine breit ansetzende gesellschaftliche Partizipa-
tion benötigt. Nachhaltigkeitsziele können nur erreicht 
werden und die Umsetzung von Nachhaltigkeitsstrate-
gien kann nur gelingen in Absprache mit den betroffe-
nen gesellschaftlichen Akteuren und unter Nutzung 
der dort vorhandenen Kompetenzen. Mittlerweile ist 
die Kommunikation mit Bürgern und Stakeholdern 
fester Bestandteil „guten Regierens“. Vielfältige For-
men konsultativer und beteiligungsorientierter Politik-
prozesse und Planungsverfahren der Verwaltung ste-
hen für die Kooperation politisch-administrativer 
Institutionen und Akteure mit der Zivilgesellschaft, im 
Zuge derer auch gemeinsam getragene Ziele definiert 
und fortentwickelt und die dazu erforderliche Wis-
sensbasis verbessert werden sollen. In institutioneller 
Hinsicht sind die in vielen Ländern etablierten „Nach-
haltigkeitsräte“ als Foren für die Integration verschie-
dener gesellschaftlicher Gruppen in Nachhaltigkeits-
prozesse bzw. die Vernetzung von Politik und 
Gesellschaft konzipiert (Baker 2009, S. 10).

2. Parlamente in der Nachhaltigkeitspolitik

Insgesamt zeigt der vorstehende knappe Rückblick, dass 
Nachhaltigkeitspolitik strategisch und institutionell im 
Wesentlichen von der Exekutive getragen und fortent-
wickelt wird. Dort hat Nachhaltigkeitspolitik zu verän-
derten administrativen Strukturen und neuen Gremien, 
Institutionen und Verfahren geführt (Nachhaltigkeitsräte, 
Green Cabinet, Beauftragte und Task Forces für Nachhal-
tigkeit in den Ministerien, Nachhaltigkeitsprüfung). Die 
Gestaltung von Nachhaltigkeitspolitik hat insofern die 
Exekutive als „the core of governance for the promotion 
of sustainable development“ gestärkt (Baker 2009, S. 11). 
Demgegenüber scheint die Rolle der Parlamente – wie 
bereits in einem früheren TAB-Bericht festgehalten – 
weitgehend in der Beobachtung und Begleitung von exe-
kutiver Nachhaltigkeitspolitik zu liegen (TAB 2003, 
S. 66).

2 Durch Kombination beider Wissenstypen kann im besten Fall trans-
disziplinäres Problemlösungswissen mit einem „rich set of visions, 
signals and expectations about possible futures“ generiert werden 
(Meuleman/in't Veld 2009, S. 10). Das generierte Problemlösungs-
wissen bleibt aber notwendigerweise unvollständig, unsicher und 
umstritten (Baker 2009, S. 4 f.).

3 Beide Steuerungsdimensionen erfordern ein hohes Maß an Transpa-
renz und Zurechenbarkeit sowie die Einhaltung von Verpflichtungen 
und Absprachen aller interagierenden Ebenen (Baker 2009, S. 7; Pi-
sano et al. 2011, S. 3 u. 18).
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Ein Aktivitätsvorsprung der Exekutive in einem parla-
mentarischen Regierungssystem ist nicht per se zu kriti-
sieren und kann Folge einer sinnvollen und effektiven Ar-
beitsteilung sein. Es sprechen aber gewichtige Gründe 
dafür, gerade auf diesem Feld ein Ungleichgewicht zu 
verhindern und dem Parlament als höchstrangigem Ver-
fassungsorgan eine profilierte Rolle als eigenständigem 
Nachhaltigkeitsakteur zuzuweisen. Parlamente erfüllen in 
demokratischen Systemen zentrale Funktionen. Sie sind 
zuständig für die Gesetzgebung sowie die Wahl und Kon-
trolle der Regierung, sie repräsentieren den Willen der 
Wahlbevölkerung, durch welche sie als einziges Verfas-
sungsorgan direkt demokratisch legitimiert sind. Auch 
sind sie Foren der Debatte und Vermittlung von Zielen 
und Ideen sowie von Verhandlungen über Rechte und In-
teressen der Bürger. In vielen Ländern haben die Parla-
mente in den 1990er Jahren im Zuge institutioneller Lern-
prozesse ein Bewusstsein davon entwickelt, dass es 
deshalb zur Verwirklichung von Zielen einer nachhaltigen 
Entwicklung als gesamtgesellschaftliche Aufgabe auch 
des wirksamen und sichtbaren Engagements des Parla-
ments bedarf – sowohl bezüglich der Verbreiterung des 
öffentlichen Nachhaltigkeitsdiskurses wie auch der Si-
cherstellung der Umsetzung von Nachhaltigkeitspolitik 
der Exekutive durch kritische Begleitung und Prüfung 
(TAB 2003, S. 66).

In diesem Sinne hat auch der Deutsche Bundestag mit 
den Arbeiten der Enquete-Kommission „Schutz des Men-
schen und der Umwelt“ bereits früh einen allgemein aner-
kannten inhaltlichen Beitrag zur nationalen Nachhaltig-
keitsdebatte geleistet. Die Überlegungen der Enquete-
Kommission zur Erweiterung des Nachhaltigkeitskon-
zepts um ökonomische und soziale Dimension sowie zu 
seiner Operationalisierung haben wesentlich mit dazu 
beigetragen, das Thema Nachhaltigkeit in der deutschen 
Politik zu verankern. Neben der Ausschussarbeit nutzt 
der Deutsche Bundestag mit dem Instrument der Enquete-
Kommission häufig die Möglichkeit, komplexe Zukunfts-
fragen aufzugreifen sowie inhaltliche Beiträge zur deut-
schen Nachhaltigkeitspolitik zu erarbeiten.

Schließlich haben sich die Gremien des Deutschen Bun-
destages intensiv mit der Frage auseinandergesetzt, ob 
und wie das Parlament darüber hinaus kontinuierlich und 
mit eigenen Positionen und Perspektiven zu einer Weiter-
entwicklung der deutschen Nachhaltigkeitspolitik und zur 
Verbesserung des Stellenwerts des Themas in der gesell-
schaftlichen Diskussion beitragen könnte. Deshalb wurde 
eine auf Dauer gestellte, die Aktivitäten der Bundesregie-
rung begleitende und ergänzende Befassung des Deut-
schen Bundestages mit Nachhaltigkeit und den damit 
verbundenen langfristigen Fragen gesellschaftlicher Ent-
wicklung ins Auge gefasst. Mit der Institutionalisierung 
des Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwick-
lung wurde hierfür 2004 eine fraktionsübergreifende Lö-
sung gefunden.

3. Beauftragung, Gutachtenvergabe, Aufbau 
des Berichts

Vor diesem Hintergrund und im Blick auf den „Erdgipfel“ 
2012 in Rio hat der Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung entschieden, das Büro für Tech-

nikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) 
mit der Durchführung eines TA-Projekts „Nachhaltigkeit 
und Parlamente – Bilanz und Perspektiven Rio+20“ zu be-
auftragen. Ziel des Vorhabens war es, die Entwicklung und 
den Stand parlamentarischer Nachhaltigkeitspolitik zu be-
leuchten und damit eine fundierte Grundlage für eine Dis-
kussion der Rolle und des Stellenwerts von Parlamenten in 
der Nachhaltigkeitspolitik ihrer Länder zu erarbeiten.

Zur Gewinnung einer soliden Informations- und Wissens-
basis wurden im Projekt zwei Gutachten vergeben. In der 
ersten Phase der Projektarbeiten des TAB wurden durch 
das Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewer-
tung (IZT) eine empirische Sondierung des Felds durch-
geführt und kursorisch ein erster Überblick der Rolle von 
Parlamenten in der Nachhaltigkeitspolitik erarbeitet (IZT 
2010). Für die zweite Projektphase erstellte wiederum das 
IZT, diesmal in Zusammenarbeit mit dem Forschungs-
zentrum für Umweltpolitik – FU Berlin (FFU), ein Vertie-
fungsgutachten (IZT/FFU 2011).

Beide Gutachten haben wertvolle Impulse für die Projekt-
arbeit gegeben, und die Autoren haben mit den dazu 
durchgeführten Recherchen und Befragungen Pionierar-
beit in diesem weitgehend unbeforschten Terrain geleis-
tet. Große Teile dieses TAB-Berichts bauen auf den Gut-
achten auf. Hierfür und für das hohe Maß an Gesprächs- 
und Kooperationsbereitschaft sei den Autoren gedankt. 
Für verbleibende Unzulänglichkeiten und Fehler in die-
sem Bericht tragen die Autoren des TAB die Verantwor-
tung. Der Dank der Autoren geht auch an Kollegen im 
TAB: an Dr. Christoph Kehl, Dr. Christoph Revermann 
und Dr. Arnold Sauter für anregende und nützliche Kom-
mentare zu Entwurfsfassungen sowie an Johanna Knie-
hase für die sorgfältige Erstellung der Grafiken und das 
Endlayout.

Der vorliegende Bericht ist folgendermaßen strukturiert: 
In Kapitel II ist der Fokus von Beschreibung und Analyse 
auf den Beitrag des Deutschen Bundestages und der Par-
lamente der Bundesländer zur deutschen Nachhaltigkeits-
politik gerichtet. Danach wird die Bestandsaufnahme um 
die Darstellung weiterer nationaler Parlamente ergänzt. 
Dazu wird u. a. auf der Basis einer leitfadengestützten 
Befragung von Parlamenten zunächst ein erster Einblick 
in deren Bemühungen um eine aktive Mitgestaltung der 
nationalen Nachhaltigkeitspolitik gegeben (Kap. III.1). 
Es folgt eine Vertiefung in Form von acht Fallbeispielen, 
in denen die Institutionen und Verfahren der Nachhaltig-
keitspolitik ausgewählter Länder dargestellt und die Rolle 
der Parlamente beurteilt werden (Kap. III.2). Eine weitere 
Facette parlamentarischer Nachhaltigkeitspolitik sind in-
terparlamentarische Vereinigungen. Als Netzwerke von 
Parlamenten und Parlamentariern dienen sie im Zeitalter 
der Globalisierung als Foren des Informations- und Mei-
nungsaustausches sowie der Koordination parlamentari-
scher Politik in ausgewählten Problemfeldern. Welches 
ihr Beitrag zur Nachhaltigkeitspolitik ist, wird in Kapi-
tel III.3 beschrieben.

In Kapitel IV wird ein Blick auf das parlamentarische 
Mehrebenensystem in der EU geworfen. Es wird heraus-
gearbeitet, welche Möglichkeiten interparlamentarischer 
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Kooperation zwischen Europäischem Parlament und 
Nationalparlamenten sowie von nationalen Parlamenten 
untereinander bestehen und wie diese sich für eine 
Parlamentarisierung der Nachhaltigkeitspolitik auf euro-
päischer Ebene nutzen ließen. Ferner wird das „Impact 
Assessment“ in der Europäischen Union dargestellt, das 
der Analyse der Folgen wichtiger politischer Vorhaben 
dient. Solche Folgenanalysen schließen die Bewertung 
nach Kriterien der Nachhaltigkeit ein und sind deshalb 
ein interessantes Instrument zur Realisierung von Zielen 
nachhaltiger Politik. Es wird gezeigt, wie das Europäi-
sche Parlament das Impact-Assessment-Verfahren nutzt, 
um hierüber spezifische parlamentarische Impulse im 
Blick auf die Politikprozesse der Europäischen Union zu 
geben. Im abschließenden Kapitel V werden Themen- 
und Handlungsfelder für den Deutschen Bundestag zur 
Diskussion gestellt, die einer weiteren Stärkung parla-
mentarischer Nachhaltigkeitspolitik dienen könnten.

II. Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland: 
Die Rolle der Parlamente

1. Politische Steuerung und Gestaltung 
nachhaltiger Entwicklung auf 
Bundesebene

1.1 Nachhaltigkeitspolitik durch die Exekutive

Seit Beginn dieses Jahrtausends wurden auf der Ebene 
des Bundes verschiedene Maßnahmen ergriffen, um 
Nachhaltigkeit als Leitprinzip im gesamten Regierungs-
handeln zunehmend besser zu verankern.

Ein zentrales Element dieser Bemühungen und „Grund-
lage für politische Reformen wie auch ein verändertes 
Verhalten von Unternehmen und Verbrauchern“ ist die 
„Nationale Strategie für eine nachhaltige Entwicklung“ 
der Bundesregierung (2002, S. 6). Darin ist eine nachhal-
tige Entwicklung durch vier Leitlinien charakterisiert: 
Generationengerechtigkeit, Lebensqualität, sozialer Zu-
sammenhalt und internationale Verantwortung. Durch 
21 Indikatorenbereiche sowie diesen zugeordnete Indika-
toren bzw. Ziele werden ein längerfristiger Planungshori-
zont eröffnet und Anforderungen an die verschiedenen 
Politikbereiche definiert. Entsprechende Kennziffern die-
nen dem Monitoring und der Erfolgskontrolle der Umset-
zung der Nachhaltigkeitsstrategie. Die Fortschritte bei der 
Umsetzung der Strategie wurden bisher in den Fort-
schrittsberichten der Bundesregierung (2004, 2006, 2008 
u. 2012) sowie in den Indikatorenberichten des Statisti-
schen Bundesamtes (2006, 2008 u. 2010) überprüft, und 
die Nachhaltigkeitsstrategie wurde fortentwickelt.

Mit dem Ziel der horizontalen Integration der Aktivitäten 
der Ministerien wird die Umsetzung der Nachhaltigkeits-
strategie durch das Kanzleramt koordiniert und seitens 
des Staatssekretärsausschusses für nachhaltige Entwick-
lung unter Leitung des Chefs des Bundeskanzleramts ge-
steuert. Mitglieder sind alle Ressorts auf der Ebene der 
beamteten Staatssekretäre.4 Seit November 2010 hat zu-
dem im Bundeskanzleramt ein Referat „Nachhaltige Ent-

wicklung“ seine Arbeit aufgenommen. Die vertikale Inte-
gration von Nachhaltigkeit erfolgt durch die seit 2008 
tätige Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft „Klima, Ener-
gie, Mobilität – Nachhaltigkeit“ (BLAG KliNa), die aus 
Vertretern des BMU und der 16 Landesministerien be-
steht.5 Eine gemeinsame Arbeitsgruppe von Bund und 
Ländern, die „AG Nachhaltigkeit“ (AG NHK), entwickelt 
seit 2008 Vorschläge für eine weitere Verbesserung der 
Zusammenarbeit (Kap. II.2).

Mit dem Rat für Nachhaltige Entwicklung – einem Bera-
tungsgremium der Bundesregierung aus zurzeit 15 Vertre-
tern der Zivilgesellschaft – beinhaltet die Nachhaltig-
keitspolitik der Bundesrepublik auch partizipative 
Elemente. Der Nachhaltigkeitsrat berät die Regierung in 
allen Fragen nachhaltiger Entwicklung, er soll aktiv zur 
Fortentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie beitragen 
sowie den gesellschaftlichen Dialog zur Nachhaltigkeit 
fördern.6

Schließlich hat die Bundesregierung mit der Einführung 
einer Nachhaltigkeitsprüfung für Gesetz- und Verord-
nungsentwürfe die Wissensbasierung der deutschen 
Nachhaltigkeitspolitik verbessert. So sind die jeweils zu-
ständigen Ministerien seit 2009 verpflichtet, im Rahmen 
der obligatorischen Gesetzesfolgenabschätzung auch die 
Auswirkungen einer Gesetzes- oder Verordnungsinitia-
tive auf die Ziele der Nachhaltigkeit zu prüfen.

Seit der Verabschiedung der Nachhaltigkeitsstrategie 
wurden somit verschiedene institutionelle und prozedu-
rale Neuerungen auf den Weg gebracht, um den selbstge-
setzten Zielen nachhaltiger Entwicklung näher zu kom-
men. Wie in anderen Ländern auch steht dabei die 
Exekutive im Zentrum. Viele der geschaffenen Gremien 
und Verfahren sind auf Regierungsebene angesiedelt oder 
dieser zugeordnet. Auf dieses Ungleichgewicht hat der 
Deutsche Bundestag 2004 mittels einer institutionellen 
Innovation reagiert: Mit dem Parlamentarischen Beirat 
für nachhaltige Entwicklung (PBNE) ist das Parlament 
intensiver als zuvor in die Ausgestaltung der deutschen 
Nachhaltigkeitspolitik einbezogen: Der PBNE begleitet 
und bewertet die Nachhaltigkeitspolitik der Bundesregie-
rung, die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie und seit 
2010 auch die Nachhaltigkeitsprüfung der Ministerien.

1.2 Deutscher Bundestag: der Parlamenta-
rische Beirat für nachhaltige Entwicklung

Mit dem Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Ent-
wicklung (PBNE) hat der Bundestag ein Gremium mit 
dem Ziel eingesetzt, dem Leitprinzip Nachhaltigkeit in 
politischen Entscheidungsprozessen besser Geltung zu 
verschaffen und so die Nachhaltigkeitspolitik des Parla-
ments zu stärken. Erstmals wurde der PBNE in der 

4 Die Sitzungen des Ausschusses werden von einer ständigen Unterab-
teilungsleiter Arbeitsgruppe (UAL-AG) vorbereitet. Ihr gehören alle 
Ressorts auf der Ebene „Unterabteilungsleitung“ an.

5 Die Auflösung der Unter-Arbeitsgruppe „Nachhaltige Entwicklung“ 
und ihre Fusion mit der klimapolitischen Arbeitsgruppe der Konfe-
renz der Umweltminister hat der PBNE als „Schritt in die falsche 
Richtung“ bewertet (Bundesregierung 2012, S. 229).

6 Seit Kurzem enthält die Geschäftsordnung des Rats die Option, dass 
die Regierung den Rat um interne Stellungnahmen bittet (Bundesre-
gierung 2012, S. 36).



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 15 – Drucksache 17/14075

15. Legislaturperiode mit Beschluss vom Januar 2004 
durch den Deutschen Bundestag und dann erneut in der 
16. und 17. Legislaturperiode eingesetzt. Der PBNE hat 
mittlerweile 22 Mitglieder, die von den Fraktionen ent-
sprechend ihrer Stärke im Parlament entsandt werden. 
Die Zuständigkeiten des PBNE unterscheiden sich deut-
lich von denen der Fachausschüsse. Er ist in keinem Poli-
tikfeld federführend – auch die Begleitung der Nachhal-
tigkeitsstrategie obliegt formal der Federführung des 
Umweltausschusses. Allerdings kann sich der PBNE 
– obwohl er selbst kein vorbereitendes Beschlussorgan ist –
an der Beratung von Gesetzentwürfen und anderen Vorla-
gen gutachtlich beteiligen. Der Beirat strebt an, „seine 
Beschlüsse nach Möglichkeit konsensual zu fassen“ 
(PBNE 2009, S. 3).

1.2.1 Aufgaben

Eine Hauptaufgabe des Parlamentarischen Beirats für 
nachhaltige Entwicklung ist es, die nationale Nachhaltig-
keitsstrategie der Bundesregierung sowie die der EU zu 
begleiten. Dazu berät er die Bundesregierung hinsichtlich 
der Festlegung und Konkretisierung von Zielen, Maßnah-
men und Instrumenten. Der PBNE hat Stellungnahmen zu 
den Indikatorenberichten des Statistischen Bundesamtes, 
den Fortschrittsberichten der Bundesregierung (PBNE 
2008), der EU-Nachhaltigkeitsstrategie (PBNE 2011c) 
wie auch zum internationalen Peer Review der deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie vorgelegt. In Dokumenten wie 
diesen formulierte der Beirat auch Vorschläge zur Stär-
kung der deutschen Nachhaltigkeitspolitik.

Eine einstimmige Empfehlung des PBNE vom März 2008 
zielte darauf ab, die Gemeinsame Geschäftsordnung der 
Bundesministerien (GGO) zu ändern und die in § 44 ver-
ankerte Gesetzesfolgenabschätzung (GFA) um eine 
Nachhaltigkeitsprüfung zu ergänzen (PBNE 2009, S. 3).7
Dieser Vorschlag wurde in der 16. Wahlperiode umge-
setzt. Seit 2009 sind die (federführenden) Bundesministe-
rien verpflichtet „darzustellen, ob die Wirkungen des Vor-
habens [Gesetzesinitiativen und Verordnungen] einer 
nachhaltigen Entwicklung entsprechen, insbesondere 
welche langfristigen Wirkungen das Vorhaben hat“ (§ 44 
Absatz 1 Satz 4 GGO). Seither ist der PBNE auch für die 
Bewertung der Nachhaltigkeitsprüfung der Bundesregie-
rung auf Grundlage der Nachhaltigkeitsstrategie verant-
wortlich. Die Bewertung soll zu einem frühen Zeitpunkt 
– nach Möglichkeit unmittelbar nach der Zuleitung einer 
Vorlage an den Bundesrat (PBNE 2011b, S. 6) – durch 
zwei PBNE-Mitglieder, in der Regel ein Mitglied der Re-
gierungs- und eines der Oppositionsfraktionen, erfolgen. 
Dadurch können gegebenenfalls die nach Möglichkeit 
einvernehmlich beschlossenen Stellungnahmen des 
PBNE an den federführenden Ausschuss noch vor dessen 
erster Beratung des Themas weitergeleitet werden. Die 
Stellungnahme wird auch an das zuständige Ministerium 

gesandt respektive nur an das Ministerium bei Verordnun-
gen, die nicht dem Deutschen Bundestag zugeleitet wer-
den (PBNE 2011b, S. 6).

In der Folge der Geschäftsordnungsänderung überprüfte 
der PBNE für den Berichtszeitraum zwischen dem 
1. März 2010 und dem 10. Juni 2011 306 Gesetzentwürfe 
und Verordnungen der Bundesregierung hinsichtlich ihrer 
Aussagen zur nachhaltigen Entwicklung.

– Von den 306 untersuchten Regelungsvorhaben enthiel-
ten dem PBNE zufolge 69 Prozent (= 212) Aussagen 
zur nachhaltigen Entwicklung, wobei diese Aussagen 
in 64 Prozent (= 136) der Fälle als plausibel eingestuft 
wurden. Bezogen auf alle Fälle beläuft sich die Quote 
der nicht zu beanstandenden Vorhaben („ausreichend 
bis gut“) somit auf 44 Prozent (PBNE 2011b, S. 3).

– Bei den 192 nachhaltigkeitsrelevanten Vorhaben (mit 
Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie) liegt 
die Quote der nicht zu beanstandenden Aussagen zur 
Nachhaltigkeit bei 56 Prozent (= 108).8 In 21 Fällen 
wurden vom PBNE Stellungnahmen an die zuständi-
gen Ausschüsse (15) bzw. Ministerien (6) weiterge-
leitet. Allerdings befassten sich lediglich fünf der an-
geschriebenen Ausschüsse intensiver mit der 
Stellungnahme des Beirats (PBNE 2011b, S. 6).9

Der PBNE (2011b, S. 4 ff.) kommt in seinem Bericht zu 
dem Schluss, dass die bisherige Umsetzung des Verfah-
rens durch die Bundesregierung ein guter Anfang, aber 
weiter zu optimieren sei. So gibt es laut PBNE aufseiten 
der Bundesministerien Verbesserungsbedarf in der Prü-
fungsdurchführung und der Ergebnisdarstellung, seitens 
der federführenden Ausschüsse bei der Behandlung der 
Stellungnahmen des PBNE sowie Optimierungsnotwen-
digkeiten bei den eigenen Verfahrensabläufen. (Vor-
schläge zur Verbesserung der Abläufe im Beirat werden 
in Kapitel V zur Diskussion gestellt.)

Hinsichtlich der Rolle und Aufgaben der Ministerien 
schlägt der Beirat u. a. vor, diese sollten das Verfahren 
der Nachhaltigkeitsprüfung möglichst effizient in die 
Erarbeitung eines Gesetzes- oder Verordnungsvorha-
bens integrieren. Empfohlen wird, in einem ersten 
Schritt die Nachhaltigkeitsrelevanz anhand der Ma-
nagementregeln und Indikatoren der Nachhaltigkeits-
strategie zu identifizieren und in einem zweiten Schritt 
bei Bedarf eine vertiefte Prüfung der als nachhaltigkeits-
relevant identifizierten Bereiche vorzunehmen (PBNE
2011b, S. 5).

Neben der Begleitung der Nachhaltigkeitsstrategie, der 
Bewertung der Nachhaltigkeitsprüfung sowie der Beglei-
tung der auf der Ebene der Bundesregierung geschaffenen 
Gremien (Nachhaltigkeitsrat, Staatssekretärsausschuss) 
steht es dem PBNE zu, eigene Schwerpunkte für eine ein-
gehendere Beratung zu wählen und entsprechende Emp-

7 Das für die GFA zuständige Bundesministerium des Innern (BMI) 
hat eine „Arbeitshilfe zur Gesetzesfolgenabschätzung“ vorgelegt. Sie 
enthält allgemeine Empfehlungen für die Durchführung sowie punk-
tuelle Hinweise darauf, dass und wie Folgen für Ziele der Nachhal-
tigkeit einzubeziehen sind.

8 Diese Quoten bedeuten aber auch, dass 56 Prozent (= 171) aller Vor-
haben und 44 Prozent (= 84) aller nachhaltigkeitsrelevanten Vorha-
ben als „mangelhaft“ eingestuft wurden.

9 Alle federführenden Ministerien haben geantwortet.
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fehlungen zu geben. So hat der PBNE ein Positionspapier 
„Perspektiven für eine nachhaltige Mobilität – Mobilität 
für die Zukunft sicherstellen“ (PBNE 2011a) sowie zwei 
weitere zu „Wachstumspotenzial Umwelttechnologien“ 
(PBNE 2011d) und „Natürliche Ressourcen – Steigerung 
der Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft“ (PBNE 
2012) vorgelegt.

Schließlich pflegt der PBNE Kontakt mit anderen Parla-
menten, unterstützt den gesellschaftlichen Dialog zur 
nachhaltigen Entwicklung und sieht seine Beratungen als 
„Kommunikationsplattform für andere Nachhaltigkeits-
akteure“ (PBNE 2009, S. 3).

1.2.2 Institutionelle Integration und 
Perspektiven

Der Deutsche Bundestag hat mit dem PBNE zusätzliche 
Möglichkeiten zur kritischen Begleitung der Regierung 
im Bereich Nachhaltigkeit gewonnen. Durch die Mitwir-
kung an der Nachhaltigkeitsprüfung wird zudem die 
Rolle von Nachhaltigkeit im Gesetzgebungsverfahren ge-
stärkt. Die Öffnung seiner Beratungen über den parla-
mentarischen Bezugsrahmen hinaus wird verstanden als 
ein Beitrag zur Verbesserung der Kommunikation mit der 
Öffentlichkeit über Nachhaltigkeit. Es stellt sich dennoch 
die Frage, ob diese Handlungsmöglichkeiten so genutzt 
werden können, dass sich die Gremien des Deutschen 
Bundestages noch intensiver mit Nachhaltigkeitsfragen 
befassen. Hier ist aus mehreren Gründen Skepsis ange-
bracht (IZT/FFU 2011, S. 15 ff.).

Die personellen und finanziellen Kapazitäten des PBNE 
sind gegenwärtig recht begrenzt. Zwar wird der PBNE 
durch ein eigenes Sekretariat unterstützt, er hat jedoch 
keinen eigenen Stab mit wissenschaftlichen Mitarbeitern, 
die seine Arbeit inhaltlich kontinuierlich begleiten und 
unterstützen könnten. Mittel etwa zur Einholung externer 
wissenschaftlicher Expertise stehen ebenfalls nicht zur 
Verfügung. Deshalb sind die im PBNE vertretenen Abge-
ordneten auf die Zuarbeit ihrer Mitarbeiter sowie der wis-
senschaftlichen Referenten der Fraktionen angewiesen. 
Ob die vorhandenen Kapazitäten ausreichen, dem Thema 
nachhaltige Entwicklung die nötige Aufmerksamkeit zu 
verleihen, ist fraglich.10

Bis heute ist der PBNE als Gremium nicht in der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages verankert. Er 
muss deshalb zu Beginn einer jeden Legislaturperiode 
neu einberufen werden. Dies kann dazu führen, dass der 
Nachhaltigkeitsbeirat erst mit einiger Verspätung seine 
Arbeit aufnehmen kann und die Benennung seiner Mit-
glieder in Vergleich zu anderen Gremien nicht optimal er-
folgt.11 Wie die bisherige Praxis aber vor allem zeigt, ist 

die Rolle des PBNE im institutionellen Gefüge des Deut-
schen Bundestages noch nicht ausreichend stabil, und die 
Anschlussfähigkeit des PBNE an die Arbeit der Fraktio-
nen und Ausschüssen ist verbesserungsbedürftig. Deshalb 
wären weitere Bemühungen notwendig, um die institutio-
nelle Integration des PBNE zu verbessern sowie dem 
Thema Nachhaltigkeit zukünftig eine gewichtigere Rolle 
im parlamentarischen Meinungsbildungs- und Entschei-
dungsgefüge zu geben.12

2. Nachhaltigkeitspolitik der Bundesländer

Die Bundesländer haben in wesentlichen Handlungsfel-
dern nachhaltiger Politik, wie Raumordnung, Verkehr, re-
gionale Wirtschaftsförderung oder Bildung, Zuständig-
keiten und Handlungsmöglichkeiten. Darüber hinaus 
haben sie im Umweltschutz das Recht abweichender Ge-
setzgebung, etwa zum Boden- und Naturschutz, zur 
Landschaftspflege oder zum Wasserhaushalt (IZT/FFU 
2011, S. 40; s. a. PBNE 2010a, S. 4). Bereits die genann-
ten Kompetenzen weisen den Ländern in der Nachhaltig-
keitspolitik eine zentrale Rolle zu. Aber auch ihre Funk-
tion bei der vertikalen Integration qualifiziert sie zu 
einem wichtigen Akteur mit Gestaltungmacht bei der 
Politik nachhaltiger Entwicklung.

Grundsätzlich haben die Landesparlamente das Potenzial, 
als kontrollierende und gestaltende Akteure mit eigenen 
Beiträgen die Nachhaltigkeitspolitik ihres Bundeslandes 
zu beeinflussen. Dafür sind sie aber nicht gut vorbereitet, 
und die Wahrnehmung dieser Aufgaben bedeutet eine be-
sondere Herausforderung. So sind im Vergleich zum 
Deutschen Bundestag ihre Arbeitskapazitäten wesentlich 
geringer. Die Landtage sind relativ klein und verfügen 
über keine den Landesregierungen vergleichbare admi-
nistrative und wissenschaftliche Unterstützung. Darüber 
hinaus werden die Mandate der Abgeordneten in Berlin, 
Bremen und Hamburg nicht in Vollzeit ausgeübt. Er-
schwerend treten die fachliche Spezialisierung der Abge-
ordneten, ihre Arbeit in mehreren Ausschüssen und eine 
allgemein hohe Arbeitsbelastung hinzu (BB 2008, S. 6; 
IZT 2010, S. 6 u. 28).

Im Folgenden wird ein Überblick über die Nachhaltig-
keitspolitiken der Bundesländer gegeben. Besondere Auf-
merksamkeit liegt dabei auf den Formen parlamentari-
scher Mitwirkung und Einflussnahme.

2.1 Nachhaltigkeitsstrategien

In zunehmend mehr Bundesländern treten landesweite 
Nachhaltigkeitsstrategien neben die kommunal veranker-
ten Agenden 21. Im Vergleich mit den auf lokalem Han-
deln basierenden Agenden 21 zeichnet sich die strategie-
basierte Nachhaltigkeitspolitik deutlich stärker durch die 
Definition von Zielen für die Landespolitik, die Zuwei-
sung von Zuständigkeiten und Ressourcen für die Zieler-
füllung sowie durch Mechanismen zur Evaluierung und 
Dokumentation von Fortschritten aus (IZT/FFU 2011, 
S. 41).

10 Nach Aussage der von IZT/FFU (2011, S. 16) befragten Bundestags-
abgeordneten wird das Thema Nachhaltigkeit auch innerhalb der 
Fraktionen – den Fraktionssitzungen oder den Arbeitskreisen und 
-gruppen – noch nicht intensiv genug diskutiert. Auch die in man-
chen Fraktionen benannten Nachhaltigkeitsbeauftragten konnten hier 
keine Änderungen bewirken.

11 Der Einsetzungsbeschluss in der 16. Wahlperiode erfolgte erst ein 
halbes Jahr nach Konstituierung des Deutschen Bundestages.

12 Entsprechende Handlungsoptionen werden in diesem Bericht in Ka-
pitel V thematisiert. Die Überlegungen des PBNE hierzu finden sich 
u. a. in PBNE 2011b, S. 7, und in Bundesregierung 2012, S. 228.
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Derzeit haben acht Bundesländer ihre nachhaltigkeitspo-
litischen Bemühungen in einer Strategie dokumentiert 
und zum Teil mit Indikatoren unterlegt (BLAG KliNA 
2009, S. 19; Hille 2006, S. 5 u. 9; Landesregierung NRW 
2005, S. 12 ff.; Landesregierung SL 2011, S. 1; smul 
o. J.; Tack 2011):

– Baden-Württemberg

– Bayern13

– Hessen

– Niedersachsen

– Rheinland-Pfalz

– Sachsen-Anhalt

– Schleswig-Holstein

– Thüringen

In weiteren fünf Bundesländern wird teilweise schon seit 
Langem an einer Nachhaltigkeitsstrategie gearbeitet:

– Brandenburg

– Mecklenburg-Vorpommern (derzeit nicht weiterver-
folgt)

– Nordrhein-Westfalen

– Sachsen

– Saarland

In Hamburg wurde die Entwicklung einer Nachhaltig-
keitsstrategie nach der Bürgerschaftswahl 2008 im Koali-
tionsvertrag zwischen CDU und GAL (Grün-Alternative 
Liste) beschlossen. Dieser Beschluss wurde 2010 und 
2011 bekräftigt, jedoch fehlt bislang eine entsprechende 
Umsetzung. In Berlin haben Unstimmigkeiten zwischen 
Senat, Abgeordnetenhaus und Agendaforum zur Einstel-
lung der Bemühungen um eine Nachhaltigkeitsstrategie 
geführt. Bremen erklärte 2009, dass kein Strategieansatz 
angestrebt wird (AB 2006, S. 5; BLAG KliNa 2009, 
S. 11; Senat Hamburg 2010, S. 1; IZT/FFU 2011, S. 43; 
ZH 2011b).

In den acht Bundesländern ohne Nachhaltigkeitsstrategie 
bleiben die Agenden 21 die Basis nachhaltigkeitspoliti-
scher Bemühungen. Zumeist stellen diese Bundesländer 
Koordinierungsbüros für die Akteure vor Ort. Eine Aus-
nahme bildet die Berliner Agenda 21. Diese gleicht in-
haltlich sowie aufgrund der Einbindung der Landespolitik 
in die Gestaltung und Umsetzung von Projekten den 
Nachhaltigkeitsstrategien anderer Bundesländer. Bremen 
und Hamburg haben über die Agenda 21 hinaus zukunfts-
politische Leitbilder mit begrenztem Nachhaltigkeitsbe-
zug entwickelt (IZT 2010, S. 73 f.).

2.2 Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik

Entwicklung und Praxis von Nachhaltigkeitsstrategien 
der Bundesländer sind in den letzten Jahren von einer 
ausdifferenzierten Institutionalisierung begleitet worden. 
Dazu gehören vor allem Gremien zur Erarbeitung und 
Ausgestaltung von Strategien sowie zur Steuerung von 
Projekten, aber auch wissenschaftliche Beiräte oder 
Kommunikationsplattformen mit einer breiten Mitglie-
derbasis (Tab. II.1).

Nachhaltigkeitspolitik ist Domäne der Exekutive. Die 
Verantwortung für die Erarbeitung, Koordinierung und 
Umsetzung nachhaltigkeitspolitischer Maßnahmen liegt 
zumeist beim für Umwelt zuständigen Ministerium oder 
– unter Federführung des Umweltministeriums oder der 
Staats- bzw. Senatskanzlei – bei einem interministeriellen 
Gremium bzw. bei einem Staatssekretärsausschuss. Die 
institutionelle Bindung der Nachhaltigkeitspolitik an das 
Umweltressort bzw. deren Ausgestaltung und Steuerung 
durch ein ressortübergreifendes Gremium reflektieren 
verschiedene Auffassungen bezüglich der Möglichkeiten 
ihrer Umsetzung. Beispielsweise liegt der hervorgehobe-
nen Stellung des Bayerischen Umweltministeriums in der 
Nachhaltigkeitspolitik ein Verständnis umweltpolitischer 
Maßnahmen als „erster Schritt“ nachhaltiger Politik zu-
grunde (BSLU 2002, S. 6).

In einigen Bundesländern unterstützen aus Bürgern, Wis-
senschaftlern und Unternehmern bestehende Beiräte die 
Arbeit der Landesregierungen, indem sie Fachwissen zu-
sammenführen sowie Positionen der betroffenen gesell-
schaftlichen Gruppen einbringen. Darüber hinaus haben 
diese Gremien eine wichtige Funktion als gesellschaftli-
che Träger und Multiplikatoren der Nachhaltigkeitspoli-
tik. Die Beiräte unterscheiden sich vor allem hinsichtlich 
ihrer Zusammensetzung:

– In Baden-Württemberg berät der aus zwölf Wissen-
schaftlern bestehende Nachhaltigkeitsbeirat Baden-
Württemberg (NBBW) seit 2002 die Landesregierung. 
Der NBBW erstellt Gutachten und spricht Empfehlun-
gen an die Landesregierung aus. Er ist außerdem für 
die kritische Begleitung des in die Nachhaltigkeitsstra-
tegie eingegangenen, aber weiterhin separat veröffent-
lichten, Umweltplans zuständig (MUKE o. J. b; 
NBBW 2011).

– In den Jahren 2010 und 2011 beriet der Zukunftsrat 
der Bayerischen Staatsregierung die Landesregierung 
Bayerns. Dieser bestand aus insgesamt 22 Persönlich-
keiten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft 
(Zukunftsrat BS 2010, S. 7 u. 99).

– Der 2007 berufene Brandenburgische Beirat für nach-
haltige Entwicklung und Ressourcenschutz berät die 
Landesregierung bei der Erarbeitung einer Nachhaltig-
keitsstrategie und unterstützt den dazu als erforderlich 
angesehenen gesellschaftlichen Dialog. Der Beirat be-
steht neben Wissenschaftlern verschiedener Diszipli-
nen aus sachkundigen Bürgern, die Wissen und Erfah-
rungen gesellschaftlicher Gruppen einbringen und die 
Kommunikation mit diesen pflegen sollen (BLAG 
KliNa 2009, S. 9; Nachhaltigkeitsbeirat BB 2011).

13 2002 als Aktionsprogramm „Nachhaltige Entwicklung Bayern“ vor-
gelegt (RNE BY 2010).
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– Hamburg unterstützt den Zukunftsrat, einen Zusam-
menschluss von Nichtregierungsorganisationen, finan-
ziell. Dieser arbeitet im Sinne der Agenda 21 und setzt 
sich für die Entwicklung einer Hamburger Nachhaltig-
keitsstrategie ein. Des Weiteren bietet der Zukunftsrat 
interessierten Bürgern Informationen an, organisiert 
Diskussionsforen und erstellt Publikationen zum 
Thema nachhaltige Entwicklung (BLAG KliNa 2009, 
S. 14; ZH 2011a).

– In Hessen wurden im Jahr 2008 ein vierköpfiger 
Nachhaltigkeitsbeirat sowie ein Jugendbeirat gegrün-
det. Beide Gremien sind direkt dem Ministerpräsiden-
ten und der Umweltministerin zugeordnet. Die vier 
Mitglieder des Nachhaltigkeitsbeirats vertreten eine 
Stiftung, ein Energieunternehmen und zwei Umwelt-
schutzorganisationen. Sie wirken beratend bei der the-
matischen und strategischen Ausrichtung der Nachhal-
tigkeitsstrategie mit (Land Hessen 2008 u. 2011, S. 4 
u. 14).

– Der Thüringische Beirat zur Nachhaltigen Entwick-
lung wurde 2009 gegründet, um eine Nachhaltigkeits-
strategie, ein Leitbild und Kernindikatoren nachhalti-
ger Entwicklung sowie Handlungsempfehlungen für 
die Landespolitik zu entwickeln. Auch soll der Beirat 
durch Projekte und Veranstaltungen Bürger zur Betei-
ligung an der Nachhaltigkeitspolitik anregen. Das 
Gremium besteht zurzeit aus 14 Mitgliedern, die 
öffentliche und private Unternehmen, Umweltorgani-
sationen und weitere gesellschaftliche Gruppen ver-
treten. 2009 führte der Beirat zur Nachhaltigen Ent-
wicklung einen Konsultationsprozess zu einem 
Strategieentwurf14 durch. 2011 wurden die Empfeh-
lungen des Rates zu einer Thüringer Nachhaltigkeits-
strategie vorgelegt (BNET o. J.).

Eine besondere Form partizipativer Gremien sind die 
Nachhaltigkeitskonferenzen Baden-Württembergs und 
Hessens, die zivilgesellschaftliche Akteure gleichrangig 
in die Gestaltung der Nachhaltigkeitspolitik einbinden. 
Die Nachhaltigkeitskonferenzen tagen unter Vorsitz des 
Ministerpräsidenten und bestehen aus Vertretern der 
Landkreise und Gemeinden, der Kirchen, der Wirtschaft, 
der Wissenschaft und von Nichtregierungsorganisationen 
sowie in Hessen aus Parlamentariern jeder Fraktion. 
Durch diese Gremien und deren Mitglieder soll eine bes-
sere Verankerung des Themas Nachhaltigkeit in der Ge-
sellschaft erreicht werden (hmuelv o. J.; MUKE o. J. a). 
So betont das Ministerium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft Baden-Württemberg (MUKE o. J. a): „An 
der Nachhaltigkeitsstrategie Baden-Württemberg sind 
alle gesellschaftlichen Kräfte beteiligt. Sie ist keine Stra-

tegie der Landesregierung, sondern des gesamten Lan-
des.“

Gremien der vertikalen Integration

Eine Koordinierung der Nachhaltigkeitspolitik von Bund 
und Bundesländern erfolgt bisher ausschließlich durch In-
stitutionen der Exekutive, wie Bund/Länder-Arbeits-
gemeinschaften der Umweltministerkonferenz oder die 
Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit innerhalb des Staatssekre-
tärsausschusses für Nachhaltige Entwicklung der Bundes-
regierung (IZT/FFU 2011, S. 40; s. a. Kap. II.1). Parla-
mentarier sind in diesen Gremien nicht vertreten.

Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaften setzen sich aus 
Abteilungsleitern der 16 mit Umwelt- und Klimaschutz 
befassten Landesministerien sowie des Bundesumweltmi-
nisteriums zusammen. Von den insgesamt acht Bund/
Länder-Arbeitsgemeinschaften sind mehrere mit nachhal-
tigkeitsrelevanten Themen befasst. Während die 2007 als 
Nachfolgerin der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
„Nachhaltige Entwicklung“ (BLAG NE) gegründete 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft „Klima, Energie, Mo-
bilität – Nachhaltigkeit“ (BLAG KliNa) das Thema um-
fassend behandelt, werden ergänzend spezielle Felder wie 
Abfall, Bodenschutz, Immissionsschutz, Gentechnik, 
Wasser sowie Naturschutz, Landschaftspflege und Erho-
lung durch weitere Arbeitsgemeinschaften bearbeitet. Der 
BLAG KliNa ist außerdem die Arbeitsgruppe Nachhaltig-
keitsindikatoren zugeordnet, die sich gemeinsam mit der 
Länderinitiative Kernindikatoren (LIKI) der (Weiter-) 
Entwicklung von Nachhaltigkeitsindikatoren widmet. 
Derzeit befinden sich einige der Indikatoren noch in der 
Erarbeitung, da die zugrundeliegenden Daten noch nicht 
komplett bzw. aktuell sind (BLAG KliNa 2009, S. 3; LIKI 
2011; UMK 2011).

Der zur Koordinierung der nachhaltigkeitsbezogenen Ak-
tivitäten der Bundesministerien eingerichtete Staatssekre-
tärsausschuss Nachhaltige Entwicklung (StS NE) ist 2008 
erstmals mit Beteiligung von Landesvertretern zusam-
mengetreten. In diesem Rahmen wurde die Einsetzung 
der gemeinsamen Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit beschlos-
sen. Diese legte 2009 einen Bericht über die Perspektiven 
einer weiteren Zusammenarbeit zwischen Bund und Län-
dern vor. Auf dieser Grundlage wurde 2010 vereinbart, 
die Kooperation bei den Themen Reduzierung der Flä-
chenneuinanspruchnahme, Nachhaltigkeitsindikatoren 
und -ziele sowie nachhaltige Beschaffung fortzusetzen. 
Die Allianz für eine nachhaltige Beschaffung wurde ins 
Leben gerufen, um die Nachfragemacht der öffentlichen 
Haushalte für nachhaltigkeitspolitische Ziele bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge zu nutzen. Jedoch finden die 
Sitzungen der Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit nicht regel-
mäßig, sondern zu bestimmten Anlässen statt. Laut Bun-
desregierung (2012, S. 13, 40 u. 47 f.) lehnten die Bun-
desländer den Vorschlag ab, sich regelmäßig im Rahmen 
der Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit auszutauschen (IZT/
FFU 2011, S. 40 f.).

14 Erarbeitet wurde der Entwurf von einer 2008 eingesetzten Staatsse-
kretärsarbeitsgruppe, die mit der Definition von Zielen, Inhalten, In-
dikatoren und Maßnahmen sowie mit der Erstellung einer Entwurfs-
vorlage der Nachhaltigkeitsstrategie betraut war.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 19 – Drucksache 17/14075
N

ac
h

h
al

ti
gk

ei
ts

p
ol

it
ik

 in
 d

en
 B

u
n

d
es

lä
n

d
er

n

Ta b e l l e  I I . 1



Drucksache 17/14075 – 20 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode

n o c h  Tabelle II.1



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 21 – Drucksache 17/14075

n o c h  Tabelle II.1



Drucksache 17/14075 – 22 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode

n o c h  Tabelle II.1



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 23 – Drucksache 17/14075

2.3 Besondere Verfahren der Nachhaltigkeits-
politik

In Baden-Württemberg ist seit dem 1. Januar 2011 bei der 
Erarbeitung von Gesetzen, Rechtsverordnungen, Verwal-
tungsvorschriften, innerdienstlichen Anordnungen sowie 
bei der Vorbereitung von Kabinettsvorlagen und Bundes-
ratsinitiativen eine Nachhaltigkeitsprüfung durchzufüh-
ren. Diese ist in die Geschäftsordnung der Landesregie-
rung integriert worden und in der Verwaltungsvorschrift 
der Landesregierung und der Ministerien zur Erarbeitung 
von Regelungen (VwV) ausgeführt. Die Nachhaltigkeits-
prüfung liegt in der Regel im Aufgabenbereich des zu-
ständigen Ministeriums. Sofern von einem Vorhaben er-
hebliche Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung 
zu erwarten sind, führt das zuständige Ministerium die 
Nachhaltigkeitsprüfung zusammen mit der Regelungsfol-
genabschätzung für Regelungsentwürfe durch. Andern-
falls kann die Nachhaltigkeitsprüfung im Sinne des Büro-
kratieabbaus entfallen. Ein Leitfaden konkretisiert zu 
berücksichtigende Leitfragen und Anhaltspunkte in zehn 
Zielbereichen nachhaltiger Entwicklung.15 Die Einschät-
zung der ökologischen, ökonomischen und sozialen Aus-
wirkungen geht in die Vorberatung der Ministerien ein 
und wird dem Landesbeauftragten für Bürokratieabbau 
vorgelegt (B-W o. J.; Puder 2010, S. 1 ff.).

Nach Abschluss des Verfahrens innerhalb der Landesver-
waltung werden kommunale Landesverbände, der Indus-
trie- und Handelskammertag, der Handwerkstag sowie 
die Gewerkschaften angehört, sofern die Regelung ihre 
Interessen und Belange berührt. Außerdem können von 
der Regelung betroffene Behörden, Körperschaften und 
Verbände angehört werden. Auch werden mit Einleitung 
des Anhörungsverfahrens die Ergebnisse der Regelungs-
folgenabschätzung und der Nachhaltigkeitsprüfung dem 
Landtagspräsidenten und den Geschäftsstellen der Frak-
tionen durch das federführende Ministerium zugeleitet. 
Abschließend werden der Regelungsentwurf sowie die 
Ergebnisse der Regelungsfolgenabschätzung und der 
Nachhaltigkeitsprüfung an das Kabinett zur Entscheidung 
überstellt. Wird ein Gesetz erlassen, sind die wesentli-
chen Ergebnisse der Nachhaltigkeitsprüfung im Vorblatt 
zu dokumentieren und in die Gesetzesbegründung aufzu-
nehmen. Das federführende Ministerium ist verpflichtet, 
spätestens sieben Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes 
das Eintreten der in der Nachhaltigkeitsprüfung abge-
schätzten Folgen zu überprüfen (B-W o. J. u. 2010, 
S. 4 f.; Puder 2010, S. 1 ff.).

2.4 Die Rolle der Parlamente

Nur wenige Landesparlamente haben eine aktive Rolle 
bei der Gestaltung und Verankerung nachhaltiger Politik 
gespielt. In einigen Bundesländern geht die Entwicklung 
einer Nachhaltigkeitsstrategie oder eines vergleichbaren 
Dokuments auf eine Initiative des Landtags zurück. Wei-
tere Initiativen aus den Landtagen zielten vor allem auf 

die Einrichtung von Beratungskapazitäten beim Parla-
ment oder der Regierung:

– In Berlin wurde die Lokale Agenda 21 vom Abgeord-
netenhaus miterarbeitet und beschlossen (AB 2006, 
S. 4 f.).

– Der Brandenburgische Landtag forderte 2010 die Lan-
desregierung auf, sich mit nachhaltiger Entwicklung 
zu befassen, Empfehlungen des Beirats für nachhal-
tige Entwicklung und Ressourcenschutz zu berück-
sichtigen und diesen erneut einzusetzen sowie 
Eckpunkte einer Nachhaltigkeitsstrategie zu formulie-
ren (Landtag Brandenburg 2010).16

– In Sachsen-Anhalt wurden 2002, 2006 und 2011 An-
träge aus der Mitte des Parlaments auf Bildung eines 
Beirats für nachhaltige Entwicklung beim Landtag 
von Sachsen-Anhalt gestellt. Der jüngste Antrag sieht 
vor, dass der Parlamentarische Beirat die Beschlüsse 
der Landesregierung begleiten und Empfehlungen zu 
mittel- und langfristigen Planungen für die Entwick-
lung des Landes erarbeiten soll. Der Antrag wurde an 
den Ältestenrat zur Beratung und ggf. zur Erarbeitung 
einer Beschlussvorlage überwiesen (Landtag S-A o. J.; 
Lüderitz 2011).

– Der Thüringer Landtag hat die Landesregierung im 
Jahr 2008 einstimmig aufgefordert, einen Beirat zur 
Nachhaltigen Entwicklung einzusetzen, um ein Leit-
bild und Kernindikatoren nachhaltiger Entwicklung 
sowie in ausgewählten Schwerpunktfeldern Maßnah-
men und Handlungsempfehlungen zu erarbeiten. 2011 
forderte der Landtag die Landesregierung auf, Stel-
lung zum Beratungsprozess des 2009 eingesetzten 
Beirats zu nehmen, zentrale Inhalte und einen Zeitplan 
für eine endgültige Fassung der künftigen Nachhaltig-
keitsstrategie zu benennen sowie diese zügig zu verab-
schieden und dem Landtag zuzuleiten (IZT/FFU 2011, 
S. 49 f.).

Darüber hinaus haben verschiedene Landtage eigene 
Nachhaltigkeitsinitiativen umgesetzt und treten als Vor-
bilder nachhaltigen Handelns auf, insbesondere bei nach-
haltiger Beschaffung.17 Beispielsweise werden in Berlin, 
Brandenburg und Schleswig-Holstein auf Beschluss der 
Parlamente ökologisch verträgliche und fair gehandelte 
Produkte durch die Landesregierungen bevorzugt be-
schafft. In Bremen und Hessen erfolgte die Umsetzung 
nachhaltiger Beschaffung auf der Basis einer gemeinsa-
men Initiative von Landesparlament und Landesregie-
rung. Weitere Beispiele umwelt- und ressourcenschonen-
den Handelns sind die seit 2011 in Baden-Württemberg 
erfolgte Umstellung im Landtag auf Recyclingpapier oder 
die ausschließliche Nutzung regenerativen Stroms durch 
das rheinland-pfälzische Parlament. Auch Hamburgs Be-
werbung als „Fairtrade-Stadt“ geht auf eine einstimmige 

15 Der Leitfaden sieht außerdem einen elften Prüfpunkt „Sonstige Aus-
wirkungen“ vor.

16 Eckpunkte einer Nachhaltigkeitsstrategie wurden 2011 von der Lan-
desregierung beschlossen (mugv 2011).

17 Die EU-Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG erlauben die Vor-
gabe ökologischer und sozialer Kriterien bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge.
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Entscheidung der Bürgerschaft zurück. Überdies haben 
Fraktionen mehrerer Landtage Vereinbarungen zur Be-
rücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten bei der Be-
schaffung getroffen (AB 2003, S. 1; Erfurth/Schulz-
Asche 2010; FW o. J.; GAL/CDU 2010; IZT/FFU 2011, 
S. 22; Landesregierung S-H 2010b, S. 2; Landtag Bran-
denburg 2011 ).

Die meisten Landesparlamente beschränken sich auf die 
(kritische) Begleitung und Kontrolle der Regierungsarbeit 
zum Thema Nachhaltigkeit. Die weitgefassten Nachhal-
tigkeitskonzepte eröffnen hierzu zahlreiche Möglichkei-
ten in den Fachausschüssen. Derzeit ist in keinem Lan-
desparlament ein spezifisches ständiges Gremium mit der 
Bearbeitung von Nachhaltigkeit in den drei Dimensionen 
ökologisch, ökonomisch und sozial befasst. Stattdessen 
erfolgt parlamentarische Nachhaltigkeitspolitik vorwie-
gend im Rahmen bestehender, in der Regel fachlich spe-
zialisierter Strukturen und Arbeitsweisen. So findet die 
Auseinandersetzung mit der Nachhaltigkeitspolitik der 
Regierung in der Regel im für Umweltfragen zuständigen 
Ausschuss statt. Eine schwerpunktmäßige Befassung an-
derer Fachausschüsse mit dem Thema Nachhaltigkeit ist 
nicht festzustellen. Auch innerhalb der Fraktionen wird 
Nachhaltigkeit durch die energie-, klima- und umwelt-
politischen Arbeitskreise behandelt (IZT/FFU 2011, 
S. 21 f.).

Ein häufig genutztes Instrument zur Begleitung der Re-
gierungsarbeit durch die Landtage sind Enquete-Kom-
missionen. Die bislang und aktuell eingesetzten Enquete-
Kommissionen in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Schleswig-Holstein behandeln beispielsweise 
den demografischen Wandel, den Klimawandel, Städte 
und Städtebau oder Kunst und Kultur als Teil nachhalti-
ger Gesellschaftsentwicklung (EK SA 2008; IZT 2010, 
S. 73 u. 75; IZT/FFU 2011, S. 45; Landtag Brandenburg 
o. J.; Landtag S-A 2002, S. 66; www.landtag-mv.de/land 
tag/gremien.html).

In einigen Bundesländern sind Berichtspflichten der Re-
gierung gegenüber dem Landesparlament bezüglich der 
Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik institutionalisiert:

– In Baden-Württemberg werden dem Landtag seit 2011 
Ergebnisse der Nachhaltigkeitsprüfung zur Anhörung 
zugeleitet (Puder 2010, S. 3).

– In Berlin ist der Senat mit der Verabschiedung der 
Agenda 21 im Jahr 2006 verpflichtet worden, begin-
nend 2009 regelmäßig zur Mitte einer Legislaturpe-
riode Bericht über deren Umsetzung zu erstatten (IZT/
FFU 2011, S. 48; RNE 2010).

– Auch in Brandenburg besteht eine Berichtspflicht der 
Landesregierung gegenüber dem Landtag. Grundlage 
hierfür sind Landtagsbeschlüsse aus den Jahren 2003 
und 2006, in denen die Landesregierung verpflichtet 
wurde, dem Landtag alle zwei Jahre über ihre Tätig-
keiten zum Klimaschutz bzw. über die Entwicklung 
und Fortschreibung der brandenburgischen Energie-
strategie zu berichten. Seit der zweiten Jahreshälfte 

2010 berichtet die Landesregierung dem Landtag 
halbjährlich zusammenfassend über die Umsetzung 
der Leitdokumente „Energiestrategie 2020 des Landes 
Brandenburg“ und „Maßnahmenkatalog zum Klima-
schutz und zur Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels“ (Landtag Brandenburg 2003, S. 2, u. 2006, 
S. 1; Landesregierung Brandenburg 2008 u. 2011, S. 7; 
MLUV 2008).

– Der rheinland-pfälzische Landtag beschloss 1999, 
dass durch die Landesregierung über den Stand der 
Umsetzung der Agenda 21 zu berichten ist. Dies er-
folgte zwischen 1999 und 2007 zweijährlich und seit-
dem alle vier Jahre (BLAG KliNa 2009, S. 27).

– Im Jahr 2000 hat der Landtag Schleswig-Holstein die 
Landesregierung beauftragt, einmal pro Legislaturpe-
riode einen Klimaschutzbericht zu erstellen (Landes-
regierung S-H 2009, S. 14; Landtag S-H 2000, 
S. 8105; SPD/Bündnis 90/Die Grünen 1998, S. 2).

In Nordrhein-Westfalen und Thüringen forderten die 
Landtage Informationen der Landesregierung über die 
Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik ein, jedoch ohne 
diese zu regelmäßigen Berichten zu verpflichten:

– Im Jahr 2000 hat der Landtag NRW die Landesregie-
rung gebeten, über die Ergebnisse der Agenda 21 fort-
laufend zu berichten. Seitdem erfolgt eine regelmä-
ßige Unterrichtung des Parlaments durch die 
Landesregierung über Fortschritte bei der Umsetzung 
der Agenda 21. Darüber hinaus sollten beginnend im 
Jahr 2010 die Umsetzung der Energie- und Klima-
schutzstrategie überprüft und der Landtag alle zwei 
Jahre über die Umsetzung des Aktionsplans Bildung 
für nachhaltige Entwicklung informiert werden (Lan-
desregierung NRW 2005, S. 11; Pechan/Knopf 2009, 
S. 4; SPD/Bündnis 90/Die Grünen 2000, S. 3). Derzeit 
sind jedoch keine entsprechenden Aktivitäten der Lan-
desregierung zu erkennen.

– In Thüringen forderte der Landtag 2008 die Landesre-
gierung auf, in zweijährlichem Turnus Auskunft über 
den Stand nachhaltiger Entwicklung zu erteilen. Ent-
sprechende Berichte sind allerdings nicht zu verzeich-
nen. Auch in anderen Bereichen hat der Thüringer 
Landtag ausbleibende Berichte angemahnt. So wurde 
die Landesregierung 2007 aufgefordert, beginnend im 
Jahr 2009, alle drei Jahre über die Umsetzung der 
„Global Marshall Plan Initiative“ zu berichten.18 Dies 
ist 2009 nicht erfolgt, und auf eine mündliche Anfrage 
aus dem Landtag nach den Gründen sowie einem Ter-
min für den ausstehenden Bericht im Jahr 2010 ant-
wortete die Landesregierung ohne Bezug auf diese 
Sachverhalte (Landtag Thüringen 2008; Schubert 
2010).

Außerdem erstellen einige Landesregierungen oder die 
von ihnen eingesetzten Nachhaltigkeitsgremien Fort-

18 Die 2003 gegründete Global Marshall Plan Initiative strebt eine Um-
gestaltung weltökonomischer Prozesse und der Globalisierung zu ei-
ner ökosozialen Marktwirtschaft an (GMP o. J.).
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schrittsberichte, die zwar nicht direkt an das Parlament 
gerichtet sind, mit denen sich Abgeordnete und Fraktio-
nen jedoch unter Rückgriff auf die parlamentarischen In-
strumente auseinandersetzen können. Beispielhaft für die 
Handlungsmöglichkeiten der Landesparlamente steht der 
Bayerische Landtag. Im Jahr 2011 forderte die Landtags-
fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag die Vor-
stellung eines Berichts des Zukunftsrates der Staatsregie-
rung im Landtag. Auf diesen Antrag reagierte die 
Staatsregierung mit einer als unzureichend empfundenen 
schriftlichen Stellungnahme. Daraufhin beantragte die 
Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen eine Plenarde-
batte über die Empfehlungen des Zukunftsrates. Dieser 
Antrag wurde einstimmig vom federführenden Ausschuss 
für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie 
angenommen, sodass eine entsprechende Plenardebatte 
stattfand (BL 2011a, S. 5650; BL 2011b, 2011c u. 2011d).

Auch in Baden-Württemberg, Hamburg, Hessen und 
Schleswig-Holstein werden regelmäßig Fortschrittsbe-
richte veröffentlicht. Jedoch ist eine intensive Befassung 
der Parlamente mit diesen Dokumenten in Form von 
Plenardebatten oder im Rahmen der Ausschussarbeit 
nicht zu erkennen:

– Baden-Württemberg hat bislang keine Fortschrittsbe-
richte zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie er-
stellt, obwohl eine Veröffentlichung für 2011 geplant 
war. Jedoch wird im Abstand mehrerer Jahre, nach 
2005 zuletzt 2011, durch den Nachhaltigkeitsbeirat 
Baden-Württemberg (NBBW) über den Status des im 
Jahr 2000 verabschiedeten und 2007 erneut beschlos-
senen Umweltplans Baden-Württemberg berichtet. 
Dieser sollte in seiner ersten Fassung die Ergebnisse 
der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und 
Entwicklung von 1992 auf Ebene eines Bundeslandes 
anwenden. Seit 2007 ist der weiterhin eigenständig 
veröffentlichte Umweltplan Baden-Württemberg als 
ökologische Dimension Bestandteil der Nachhaltig-
keitsstrategie. Damit ist zumindest eine Teilberichter-
stattung zur Nachhaltigkeitsstrategie gewährleistet. 
Der NBBW veröffentlicht zudem weitere Berichte 
über Programme wie die Klimastrategie und nimmt 
Stellung zur Weiterentwicklung der Nachhaltigkeits-
strategie (Geschäftsstelle B-W 2010, S. 3; MUKE 
o. J. b; NBBW 2011; Quitzow 2009a, S. 6).

– In Hamburg werden jährlich die Berichte „Monitor 
Wachsende Stadt“ des Senats (seit 2005) und „Ham-
burger Entwicklungs-INdikatoren Zukunftsfähigkeit“ 
(HEINZ) des Zukunftsrates (seit 2003) vorgelegt. 
Während der Bericht des Senats auf die wirtschaftli-
che Entwicklung Hamburgs fokussiert und nur verein-
zelte Nachhaltigkeitsaspekte abbildet, umfasst der 
Bericht des Zukunftsrates zahlreiche Nachhaltigkeits-
aspekte. Beispielsweise werden Informationen zur 
Verschuldung, zur Entwicklungshilfe oder zur Größe 
der Grünflächen der Stadt gegeben (Lexikon 2011; 
Menzel 2009, S. 25).

– In Hessen wurde auf Beschluss der Nachhaltigkeits-
konferenz das Statistische Landesamt mit der Erstel-
lung eines Indikatorensatzes beauftragt. Nach Vorstel-

lung der Indikatoren im Jahr 2009 berichtete das 
Statistische Landesamt erstmalig 2010 über Fort-
schritte in den dokumentierten Bereichen. Die Be-
richterstattung soll im zweijährlichen Turnus fortge-
setzt werden (HSL 2011).

– 2010 veröffentliche die Landesregierung Schleswig-
Holstein erstmals den gemäß der Nachhaltigkeitsstra-
tegie für jede Legislaturperiode vorgesehenen Nach-
haltigkeitsbericht (Landesregierung S-H o. J. und 
2010a, S. 94).

3. Fazit

Die Bundesländer haben von ihren Zuständigkeiten in 
wesentlichen Handlungsfeldern nachhaltiger Entwick-
lung in unterschiedlicher Weise Gebrauch gemacht. Da-
durch weist die Nachhaltigkeitspolitik auf der Länder-
ebene differente inhaltliche Schwerpunktsetzungen sowie 
verschiedene institutionelle Konfigurationen auf. Insbe-
sondere bestehen hinsichtlich der Einführung und Ausge-
staltung einer strategiebasierten Nachhaltigkeitspolitik er-
hebliche Unterschiede. Die acht bislang fertiggestellten 
Nachhaltigkeitsstrategien wurden in einem Zeitraum von 
zehn Jahren, beginnend mit der 2002 noch als Aktions-
programm vorgelegten bayerischen sowie der 2003 ver-
abschiedeten schleswig-holsteinischen Nachhaltigkeits-
strategie, erlassen. Während im Saarland seit einigen 
Jahren an einer Nachhaltigkeitsstrategie gearbeitet wird, 
steht Brandenburg nach dem Beschluss von Eckpunkten 
einer Nachhaltigkeitsstrategie 2011 am Beginn eines Dia-
logprozesses. In Hamburg wurden bislang nur politische 
Bekenntnisse zur Entwicklung einer Strategie abgegeben. 
Bei den 2005 bzw. 2006 begonnenen Arbeiten in Nord-
rhein-Westfalen und Sachsen sind derzeit keine Fort-
schritte zu erkennen. Auch die Strategieentwicklung in 
Berlin und Mecklenburg-Vorpommern wird aktuell nicht 
weiterverfolgt. Bremen strebt die Erarbeitung einer Nach-
haltigkeitsstrategie ausdrücklich nicht an. Zahlreiche 
Bundesländer ergänzen das Drei-Säulen-Konzept von 
Nachhaltigkeit um weitere Schwerpunkte, wodurch sich 
die Nachhaltigkeitspolitik der Bundesländer hinsichtlich 
ihrer Grundlagen und Inhalte weiter ausdifferenziert.

Ebenfalls sind erhebliche Unterschiede zwischen den 
Bundesländern in Bezug auf organisatorische Strukturen 
und politische Verfahren in der Nachhaltigkeitspolitik zu 
erkennen. Die Federführung bei der Nachhaltigkeitspoli-
tik liegt zumeist beim Umweltministerium oder der Se-
nats- bzw. Staatskanzlei, es wurden aber auch interminis-
terielle oder auf Ebene der Staatssekretäre angesiedelte 
Steuerungsgremien eingesetzt. Ferner wurden in einigen 
Bundesländern auch mit nichtstaatlichen Akteuren be-
setzte Gremien sowie beratende und partizipative Gre-
mien gegründet.

Angesichts der historisch gewachsenen verschiedenarti-
gen Ziele und Inhalte der Nachhaltigkeitspolitik in den 
Bundesländern ist eine Harmonisierung in den nächsten 
Jahren nicht zu erwarten. Aus Sicht der Bundesländer ist 
die Unterschiedlichkeit von Strategie und Praxis der 
Nachhaltigkeitspolitik aufgrund der jeweils unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen positiv zu beurteilen. Aller-
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dings kann der heterogene Charakter der Nachhaltigkeits-
politik in den Bundesländern eine vertiefte Kooperation 
von Bund und Ländern erschweren. Der PBNE empfiehlt 
deshalb, dass „auch die Bundesländer die entsprechenden 
organisatorischen Strukturen sowohl aufseiten der Regie-
rungen (Ansiedlung der Nachhaltigkeitsstrategie in den 
Staats- und Senatskanzleien) als auch aufseiten der Parla-
mente (Einsetzung eigener parlamentarischer Beiräte auf 
Landesparlamentsebene) schaffen, um die Bundesebene 
besser mit der Länderebene verzahnen zu können“ 
(PBNE 2010a, S. 6).

Eine programmatische und institutionelle Harmonisie-
rung der Nachhaltigkeitspolitik von Bund und Ländern 
wäre eine Herausforderung eigenen Ranges. Es sollte 
aber erwogen werden, zumindest ausgewählte Elemente 
der Nachhaltigkeitspolitik gemeinsam zu gestalten. Bei-
spielsweise hat Niedersachsen vorgeschlagen, dass die 
Bundesländer zu einer verstärkten horizontalen und verti-
kalen Integration beitragen, indem sie die von der Um-
weltministerkonferenz (UMK) beschlossenen Umwelt-
indikatoren einheitlich anwenden und sich auf eine 
gemeinsame Berichterstattung einigen. Dabei sollten die 
38 Nachhaltigkeitsindikatoren des Bundes zumindest auf-
gegriffen werden (BLAG KliNa 2009, S. 23 f.). Mittel- 
bis langfristig sollten die auf Bundes- und Landesebene 
verwendeten Indikatoren hinsichtlich ihrer Anzahl und 
ihres Inhalts harmonisiert werden, „um Synergien für auf-
wendige Entwicklungsarbeiten und Abstimmungspro-
zesse zu nutzen“ (BLAG KliNa 2010, S. 77). Auf dieser 
Grundlage könnten als gemeinsame Herausforderung 
identifizierte Probleme bearbeitet und Best-Practice-Mo-
delle ausgetauscht werden. Ein mögliches Forum hierfür 
wäre die Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit. Auch die Verste-
tigung ihrer bislang anlassbezogen erfolgenden Treffen 
wäre zu erwägen.

Die parlamentarische Mitwirkung an der Nachhaltigkeits-
politik ist insgesamt noch relativ schwach ausgeprägt. 
Mehrheitlich verhalten sich die Landtage zur Politik-
formulierung und Strategiebildung der Exekutive eher 
reaktiv. Der Schwerpunkt parlamentarischer Nachhaltig-
keitspolitik liegt zumeist auf der nachlaufenden, 
dokumentenbasierten Regierungskontrolle. Zudem ist die 
Präsenz von Parlamentsmitgliedern in den zentralen Gre-
mien der Nachhaltigkeitspolitik defizitär. Eine Ausnahme 
bildet Hessen, wo Parlamentarier in den zentralen nach-
haltigkeitspolitischen Gremien vertreten und dadurch an 
der Gestaltung des Strategieprozesses beteiligt sind. Auch 
sind beratende und partizipative Gremien ausschließlich 
den Landesregierungen zugeordnet. Ferner haben die 
Landtage keine spezifischen Gremien oder Verfahren zur 
Bearbeitung nachhaltigkeitspolitischer Fragen institutio-
nalisiert. Schließlich wurden Institutionen und Verfahren, 
welche die Wissensbasierung parlamentarischer Nachhal-
tigkeitspolitik stärken, erst bei etwa einem Drittel der 
Landtage geschaffen. So besteht in Baden-Württemberg, 
Berlin, Brandenburg, Rheinland-Pfalz und Schleswig-
Holstein bezüglich der Umsetzung der Nachhaltigkeits-
politik eine Berichtspflicht der Regierung gegenüber dem 

Parlament. Initiativen aus weiteren Landtagen für eine 
vertiefte Wissensbasierung parlamentarischer Nachhaltig-
keitspolitik sind derzeit nur vereinzelt, etwa in Sachsen-
Anhalt, zu verzeichnen.

Aus diesen Gründen wären Wege und Maßnahmen zu 
prüfen, die eine stärkere Mobilisierung der Landesparla-
mente in der Nachhaltigkeitspolitik anstoßen. Eine Op-
tion wäre eine informelle Vernetzung mit dem PBNE des 
Deutschen Bundestages. In diesem Rahmen könnte ein 
Informationsaustausch zu Kernfragen nachhaltiger Ent-
wicklung und zu Perspektiven der Institutionalisierung ei-
nes spezifischen Gremiums für Nachhaltigkeit in den 
Landtagen in Gang gesetzt werden.

Auf dem Weg zu einer weiteren Parlamentarisierung der 
Nachhaltigkeitsstrategien und -politiken in den Bundes-
ländern wären allerdings entschiedenere Schritte vonnö-
ten. Insbesondere sollten sich die Landtage aktiver und 
öffentlichkeitsbezogener mit Nachhaltigkeit auseinander-
setzen. Einen Hebel hierzu stellen beispielsweise Be-
richtspflichten der Exekutive dar. Vergleichbar der von 
den Landtagen durchgeführten institutionellen Reformen 
zur Stärkung ihrer europapolitischen Kompetenzen 
(Abels 2011, S. 283 ff.) könnten sich die Parlamente auch 
auf dem Feld der Nachhaltigkeit verhalten und für die 
Exekutive verbindliche Informations- und Unterrich-
tungsprozesse festschreiben. Aber auch unabhängig da-
von hat jedes Parlament das Recht und die Möglichkeit, 
Nachhaltigkeit zu seinem Thema zu machen, eigene Bei-
träge zu formulieren und seiner Kontrollfunktion durch 
Nutzung der parlamentarischen Instrumente nachzukom-
men.

Wohl nur mittel- bis langfristig ist an das Instrument der 
„interparlamentarischen Vernetzung“ (Abels 2011, 
S. 290) – der Länderparlamente untereinander sowie mit 
den subnationalen Legislativen in der EU – zu denken. 
Die bestehenden Ansätze, wie die Konferenz der Euro-
päischen Regionalen Gesetzgebenden Parlamente, „Con-
férence des Assemblées législatives régionales européen-
nes“ (CALRE), oder das „Subsidiary Monitoring 
Network“ des Ausschusses der Regionen, das auch dem 
Informationsaustausch zwischen den subnationalen Parla-
menten dient, müssten hierzu gestärkt und fortentwickelt 
werden.

Maßnahmen und Perspektiven wie die genannten setzen 
allerdings voraus, dass die Länderparlamente ein verän-
dertes Verständnis ihrer Rolle als Nachhaltigkeitsakteure 
entwickeln und dazu zunächst die ihnen offenstehenden 
Möglichkeiten stärker ausschöpfen. Ein entsprechender 
politischer Wille vorausgesetzt, wären zudem entspre-
chende parlamentarische Strukturen aufzubauen sowie 
materielle Ressourcen bereitzustellen. Die zunehmend 
aktivere Rolle der Länderparlamente in Fragen der Euro-
papolitik, ihre Bereitschaft zu einer intensiveren Mitwir-
kung (beispielsweise bei der Subsidiaritätskontrolle) so-
wie zur Vernetzung mit weiteren Länder- und 
europäischen regionalen Parlamenten haben gezeigt, dass 
dies möglich ist.
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III. Parlamente und Nachhaltigkeit
in anderen Ländern

Die Rolle der Parlamente in der Nachhaltigkeitspolitik ist in 
der akademischen Literatur bislang nicht systematisch und 
methodisch fundiert untersucht worden. Zur Beantwortung 
der leitenden Fragestellung des TAB-Projekts, wie sich die 
Rolle nationaler Legislativen in der Nachhaltigkeitspolitik 
im ersten Jahrzehnt dieses Jahrtausends entwickelt hat, wur-
den deshalb in einem ersten Schritt mittels Recherchen und 
Expertengesprächen ein allgemeiner Überblick erarbeitet 
sowie in einem zweiten Schritt eine schriftliche Befragung 
von Parlamenten und vertiefende Fallstudien durchgeführt. 
Durch dieses Vorgehen konnte zwar keine umfassende und 
systematische Analyse der Nachhaltigkeitspolitik der Parla-
mente und ihrer Bestimmungsfaktoren geleistet werden. Es 
wurde aber eine exemplarische Bestandsaufnahme erarbei-
tet, die durch weiter gehende Forschung zu vertiefen wäre.

Auf der Basis der in Auftrag gegebenen Gutachten (IZT 
2010; IZT/FFU 2011) sowie eigener Analysen wird im 
Folgenden ein Eindruck davon vermittelt, wie Parlamente 
durch institutionelle Lernprozesse die Nachhaltigkeitspo-
litik ihres Landes gestalten. Dazu werden zunächst einige 
Ergebnisse einer vom IZT/FFU (2011, S. 18 ff.) für die-
ses TAB-Projekt durchgeführten internationalen leitfa-
dengestützten Befragung vorgestellt (Kap. III.1). An die-
sen ersten Überblick schließen sich acht vertiefende 
Länderstudien (Belgien, Finnland, Frankreich, Vereinig-
tes Königreich, Niederlande, Polen, Schweden sowie Ka-
nada) an. Darin werden Arbeitsweisen, Verfahren und 
Strukturen parlamentarischer Beteiligung an der Nachhal-
tigkeitspolitik in vergleichender Perspektive beschrieben 
(Kap. III.2). Abschließend werden interparlamentarische 
Vereinigungen und ihre Rolle bei der politischen Bearbei-
tung von Nachhaltigkeit thematisiert (Kap. III.3).

1. Eine erste Bestandsaufnahme

Nachdem das IZT (2010) zunächst eine ausführliche Re-
cherche zur Rolle der Nachhaltigkeitspolitik in Parlamen-
ten anderer Länder durchgeführt hatte, wurde im Zuge 
der Erstellung eines zweiten Gutachtens (IZT/FFU 2011) 
versucht, die bislang gewonnenen Einblicke mittels einer 
Umfrage zu vertiefen. Das Ziel war, eine erste Bestands-
aufnahme der Nachhaltigkeitspolitik europäischer und 
außereuropäischer Parlamente vorzunehmen. Zugleich 
war beabsichtigt, interessante Länderbeispiele zu identifi-
zieren, um diese ggf. vertieft zu betrachten.

Von 121 angeschriebenen Parlamenten haben 27 den ih-
nen übermittelten Fragebogen weitgehend vollständig be-
arbeitet zurückgesandt, was einer Rücklaufquote von 
22,3 Prozent entspricht.19 Die geringe Anzahl an Antwor-
ten lässt weder einen umfassenden Vergleich noch einen 
Schluss auf regionale oder globale Trends bei der Nach-

haltigkeitspolitik der Parlamente, geschweige denn eine 
Annäherung an die Bestimmungsfaktoren parlamentari-
scher Nachhaltigkeitspolitik zu. Zumindest aber bieten 
die von den Parlamenten gegebenen Einschätzungen erste 
Einblicke in die institutionellen Lernprozesse von Parla-
menten, die durch weitere Empirie noch zu vertiefen und 
systematisch zu analysieren wären.

Die Auswertung der Antworten und Kommentare zu aus-
gewählten Aspekten ihrer Nachhaltigkeitspolitik ergibt 
das folgende Bild:

Institutionelle Modernisierung zur Bearbeitung 
komplexer, ressortübergreifender und langfristiger 
Themen

Von den 27 antwortenden Parlamenten haben lediglich 
drei weder ein besonderes Verfahren noch ein spezifi-
sches Gremium für die Bearbeitung von komplexen, res-
sortübergreifenden und langfristigen Themen etabliert 
(Indonesien, Malaysia und Norwegen). Die meisten Par-
lamente haben dagegen institutionell reagiert, wobei ein 
Drittel beide institutionellen Hebel genutzt hat, um The-
men wie Klimawandel oder Nachhaltigkeit zu behandeln 
(Tab. III.1).

Ta b e l l e  I I I . 1

Einrichtung von besonderen Gremien und/oder
spezifischen Verfahren

Quelle: IZT/FFU 2011, S. 19

Einschätzung des Nutzens bestehender parlamenta-
rischer Instrumente – Stärkung und Reform

Dem Parlament stehen zahlreiche bewährte Instrumente 
zur Verfügung, die sich auch zur Bearbeitung des The-
menfelds „Nachhaltige Entwicklung“ nutzen lassen. Je-
des der im Fragebogen genannten Instrumente wird von 
einem Teil der Parlamente als stärkungsbedürftig angese-
hen. Eine Optimierung – im Sinn einer Reform des jewei-
ligen Instruments – halten die Befragten jedoch, mit Aus-
nahme des Budgetrechts,20 seltener für notwendig als 
dessen Stärkung. Rund ein Drittel der Parlamente sieht 
eine Stärkung der Kontroll- und Informationsrechte als 
notwendig an.19 Die folgenden Parlamente aus vier Kontinenten wurden aufgrund ih-

rer ausführlichen Antwort in die Analyse einbezogen: Afrika: Sene-
gal, Zentralafrikanische Republik, Uganda; Asien: Indonesien, Ma-
laysia, Philippinen; Europa: Albanien, Armenien, Belgien, 
Bulgarien, Estland, Finnland, Griechenland, Vereinigtes Königreich, 
Kroatien, Litauen, Luxemburg, Monaco, Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Portugal, Serbien, Slowakei, Slowenien, Ungarn; Süd-
amerika: Ecuador.

Häufigkeit
n (Prozent)

spezifische Verfahrensweisen 
zwischen den Ausschüssen und 
besondere Arbeitsformen

7 (26)

besondere Gremien 5 (18)

beides 9 (33)

sonstige 3 (11)

keine 3 (11)

20 Nach Meinung von IZT/FFU (2011, S. 20) sticht das Instrument des 
Budgetrechts insofern heraus, als neun Parlamente dessen Reform in 
Bezug auf Nachhaltigkeitsaspekte fordern, während lediglich fünf 
Parlamente dessen Stärkung unter Beibehaltung der momentanen 
Ausgestaltung anmahnen.
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Gleiches gilt für die parlamentarische Verarbeitung und 
Bewertung von Informationen. Eine öffentlichkeitsbezo-
gene höhere Gewichtung erhielten die Instrumente Ple-
nardebatte sowie Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. Die 
höchste Gewichtung erfährt das Instrument der Gesetzge-
bung („Gesetzesvorlagen zur Forderung nachhaltiger Ent-
wicklung“) (Tab. III.2).

Schaffung zusätzlicher Kapazitäten

In 15 der auf diese Frage antwortenden Parlamente (zwölf 
Parlamente haben sich zu dieser Frage nicht geäußert) 
sind zusätzliche Kapazitäten für Nachhaltigkeitspolitik 
geschaffen worden. In acht Parlamenten wurde ein neues 
Gremium eingerichtet (Belgien, Ecuador, Finnland, Kroa-
tien, Luxemburg, Monaco, die Philippinen und Uganda). 
In den Parlamenten Bulgariens, Ecuadors, Estlands, der 
Niederlande und Ungarns wurden mehrere Maßnahmen 
zugleich ergriffen. Je ein Parlament berichtete über die 
Einstellung von mehr Personal bzw. die Einführung eines 
spezifischen Arbeitsprozesses (IZT/FFU 2011, S. 21 
u. 94 f.).

Parlamentarische Befassung mit 
Nachhaltigkeitspolitik in Bezug auf die Exekutive

Als wesentliches Element parlamentarischer Nachhaltig-
keitspolitik im Blick auf die Aktivitäten der Exekutive se-
hen die Parlamente die regelmäßige Befassung mit den 
von der Regierung vorgelegten Gesetzentwürfen mit Be-
zug zu nachhaltigkeitsrelevanten Einzelthemen, aber 
auch mit nationalen Nachhaltigkeits- und Entwicklungs-
strategien sowie Haushaltsentscheidungen. In zwei Fällen 
erstattet die Regierung dem Parlament Bericht über ihre 
Nachhaltigkeitspolitik (Finnland und die Slowakei), in ei-
nem Fall erarbeitet das Parlament zu diesem Thema selbst 
einen Bericht (Vereinigtes Königreich mit dem Bericht 
des „Environmental Audit Committee“). Daneben wird 
die Kommunikation der Parlamente mit den Regierungen 
betont. Genannt werden regelmäßige Gespräche mit dem 
zuständigen Minister für Nachhaltigkeit, im Rahmen von 
Konferenzen, in Arbeitsgruppen oder Seminaren. Auch 
die Teilnahme an Delegationsreisen und an internationa-
len Konferenzen wird von mehreren Parlamenten ange-
führt (IZT/FFU 2011, S. 21).

Ta b e l l e  I I I . 2

Stärkung und Optimierung parlamentarischer Instrumente

Quelle: IZT/FFU 2011, S. 20

Stärkung

n (Prozent)

Optimierung/
Reform

n (Prozent)

Gesetzgebung

Budgetrecht 5 (18) 9 (33)

Gesetzesvorlagen zur Förderung von nachhaltiger Entwicklung 12 (44) 10 (37)

Informations- und Kontrollrechte

Anfragen 8 (30) 5 (18)

Fragestunden 9 (33) 5 (18)

Berichterstattungspflichten und Monitoring 10 (37) 8 (30)

Informationsverarbeitung und -bewertung

Anhörungen 11 (41) 10 (37)

Evaluation 7 (26) 6 (22)

Enqueterecht 6 (22) 5 (18)

Wissenschaftliche Dienste 8 (30) 4 (15)

Ausschüsse 9 (33) 7 (26)

Öffentlichkeit

Plenardebatten 11 (41) 8 (30)

Agendasetting 6 (22) 3 (11)

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 11 (41) 6 (22)
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Wirkung der parlamentarischen Einflussnahme auf 
die Nachhaltigkeitspolitik

Überwiegend wurde diese Frage als Einschätzung ihres 
Einflusses auf die nationale Nachhaltigkeitspolitik, d. h. 
auf die Politik der Exekutive, verstanden. Während sechs 
Parlamente ihren Einfluss in diesem Sinn als sehr stark 
(Kroatien, Norwegen) bzw. stark (Finnland, Griechen-
land, Vereinigtes Königreich, Niederlande) bewerten, hal-
ten ihn sieben für mäßig bis schwach (Estland, Litauen, 
Malaysia, Senegal, Serbien, Uganda, Ungarn). Als Beleg 
für konkrete Folgen parlamentarischer Aktivitäten wer-
den von einigen Parlamenten spezifische Gesetze mit Be-
zug zu Nachhaltigkeitsaspekten genannt (IZT/FFU 2011, 
S. 21).

Wesentliche interne Hemmnisse sowie für eine 
stärkere Nachhaltigkeitspolitik förderliche 
Rahmenbedingungen

Die Antworten auf die Frage nach internen Hemmnissen 
sind uneinheitlich und beziehen sich auf ganz unter-
schiedliche Ebenen. Eine gewisse Häufung gibt es 
hinsichtlich unzureichenden Wissens und fehlender fach-
licher Unterstützung in Bezug auf die Nachhaltigkeitspo-
litik im Parlament. Des Weiteren werden eine zu schwa-
che Kooperation mit bzw. eine unzureichende Kontrolle 
der Regierung seitens des Parlaments genannt (IZT/FFU 
2011, S. 22).

In Bezug auf wünschenswerte und erforderliche Verände-
rungen der Rahmenbedingungen wird deutlich auf eine 
verbesserte Wahrnehmung der Bedeutung von Nachhal-
tigkeit auf den verschiedenen (politischen) Ebenen hinge-
wiesen. Auch wird der Wunsch nach einer Qualifizierung 
von Abgeordneten und Mitarbeitern in diesem Themen-
feld bzw. unterstützende externe Expertise geäußert. Not-
wendig seien darüber hinaus bessere und obligatorische 
Evaluationen des Regierungshandelns anhand von Krite-
rien der Nachhaltigkeit sowie effektivere Kontrollinstru-
mente. Von zwei Parlamenten werden schließlich der Ab-
schluss internationaler Abkommen und die gerechtere 
Gestaltung des Welthandelssystems als förderliche Rah-
menbedingungen betrachtet (IZT/FFU 2011, S. 22).

Die Ergebnisse der durchgeführten Recherchen sowie der 
Fragebogenerhebung vermitteln den Eindruck, dass Par-
lamente das Thema Nachhaltigkeit auch als institutionelle 
Herausforderung ansehen und in ihre Arbeitsprozesse zu 
integrieren suchen. Dazu wurden spezifische Verfahrens-
weisen bzw. Arbeitsformen für die Bearbeitung des The-
mas Nachhaltigkeit etabliert und/oder ein besonderes 
Gremium eingerichtet. Die Beteiligung außerparlamenta-
rischer Akteure wird von nahezu allen Parlamenten prak-
tiziert bzw. unterstützt. Von 25 Parlamenten antwortete 
lediglich eines mit Nein (Litauen) (IZT/FFU 2011, S. 21).

Die Parlamente sehen insbesondere die Gesetzgebung als 
wirksamen Hebel einer aktiven Nachhaltigkeitspolitik der 
Legislativen. Es wird aber auch Optimierungsbedarf par-
lamentarischer Nachhaltigkeitspolitik eingeräumt. So 
wird die Kontrolle der Regierung auf diesem Feld von 
vielen Parlamenten noch als unzureichend betrachtet und 

ihr Einfluss auf die Nachhaltigkeitspolitik ihres Landes 
als schwach eingeschätzt. Konsequenterweise sieht man 
das Erfordernis einer Stärkung der parlamentarischen In-
strumente in Bezug auf Gesetzgebung, Informations- und 
Kontrollrechte, Informationsverarbeitung und -bewertung 
sowie Öffentlichkeit.

2. Parlamente und Nachhaltigkeit in anderen 
Ländern

2.1 Acht Länderanalysen

2.1.1 Belgien

Belgien ist eine parlamentarische Monarchie. Die Legis-
lative auf föderaler Ebene besteht aus zwei Kammern. 
Den 150 Mitgliedern der Abgeordnetenkammer, „Cham-
bre des Représentants/Kamer van Volksvertegenwoordi-
gers“, obliegen die allgemeine Gesetzgebung, das Haus-
haltsrecht und die Regierungskontrolle. Der aus 
71 Personen bestehende Senat wird bei Verfassungsände-
rungen und bei der Ratifizierung internationaler Verträge 
an der Gesetzgebung beteiligt. Bei anderen Vorhaben 
wirkt der Senat beratend mit, kann aber jederzeit über-
stimmt werden, und hat das Recht der 2. Lesung (AA 
2011a).

Belgien ist ein Bundesstaat, der durch das Spannungsver-
hältnis der französischen und niederländischen Sprachge-
meinschaften geprägt ist. Entsprechend besteht die föde-
rale Ordnung aus einer Doppelstruktur aus (Sprach-) 
Gemeinschaften und Regionen, die territorial nicht de-
ckungsgleich sind. So ist das Land einerseits in die drei 
Gemeinschaften der Wallonen, der Flamen und der Deut-
schen sowie andererseits in die Regionen Wallonien, 
Flandern und Brüssel-Hauptstadt gegliedert. Sowohl die 
Gemeinschaften als auch die Regionen verfügen über ei-
gene Parlamente und Regierungen. Die Regionen und 
Gemeinschaften sind in zehn Provinzen und weiter in 
589 Gemeinden unterteilt (Berge/Grasse 2004, S. 68 f. 
u. 83).

Rechtsgrundlagen der Nachhaltigkeitspolitik

Am 25. April 2007 wurde das Prinzip der Nachhaltigkeit 
in die Verfassung aufgenommen. Artikel 7bis bestimmt, 
dass der Föderalstaat, die Gemeinschaften und die Regio-
nen die „Ziele einer nachhaltigen Entwicklung in deren 
sozialen, wirtschaftlichen und umweltbezogenen Aspek-
ten unter Berücksichtigung der Solidarität zwischen den 
Generationen“ (Senat 2009) verfolgen sollen. Erkennbar 
basiert die belgische Nachhaltigkeitspolitik auf dem Drei-
Säulen-Konzept von Nachhaltigkeit.

Nachhaltigkeitspolitik

Die Zuständigkeit für die nachhaltigkeitsrelevanten Poli-
tikfelder liegt beim Bund und bei den Regionen. Ein Ge-
setz von 1997 grenzt die nachhaltigkeitspolitischen Kom-
petenzen zwischen beiden Ebenen ab („Loi relative à la 
coordination de la politique fédérale de développement 
durable/Wet betreffende de coördinatie van het federale 
beleid inzake duurzame ontwikkeling“). Den Regionen 



Drucksache 17/14075 – 30 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode

obliegen unter anderem Raumordnung und Städtebau, 
Umwelt- und Wasserpolitik, Wirtschafts- und Energiepo-
litik, Abfallentsorgung sowie Transport und Verkehr (au-
ßer der Bahn und dem Flughafen Brüssel). Auf Bundes-
ebene formulierte Ziele, die den Zuständigkeitsbereich 
der Regionen betreffen, können nur durch Kooperations-
abkommen beider Ebenen umgesetzt werden (Berge/
Grasse 2004, S. 85 f.; ESDN 2011a).

Im Jahr 2000 hat der Ministerrat, „Conseil des ministres 
en Belgique/federale ministerraad in België“, den Födera-
len Plan für Nachhaltige Entwicklung, „Plan fédéral pour 
le développement durable/Federale Plan Duurzame Ont-
wikkeling“, für den Zeitraum von 2000 bis 2004 als 
Nachhaltigkeitsstrategie verabschiedet. Die Nachhaltig-
keitsstrategie wurde mit dem nachfolgenden zweiten Fö-
deralen Plan für Nachhaltige Entwicklung von 2004 bis 
2008 fortgeführt. Dieser wurde zunächst bis Ende 2009 
verlängert und ist auch heute noch die gültige Nachhaltig-
keitsstrategie. Der Entwurf eines dritten Föderalen Plans 
für Nachhaltige Entwicklung bis 2014 befindet sich noch 
in der Ausarbeitung. Dieser soll die Strategien des Bun-
des und der föderalen Einheiten in einer nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie zusammenführen. Bislang ist die dazu 
erforderliche Abstimmung des Entwurfs mit weiteren 
Rechtsakten noch nicht abgeschlossen (ESDN 2011a; 
FPS 2010).

Der Entwurf des dritten Föderalen Plans für Nachhaltige 
Entwicklung soll gemäß dem 2010 geänderten Gesetz zur 
Regelung der nachhaltigkeitspolitischen Zuständigkeiten 
zwischen den politischen Ebenen von 1997 stärker auf die 
Entwicklung einer langfristigen Vision nachhaltiger Ent-
wicklung ausgerichtet sein. Während der erste und zweite 
Föderale Plan für Nachhaltige Entwicklung noch 600 
bzw. 400 Einzelmaßnahmen vorsahen, sollen sich die 
Maßnahmen im Rahmen der dritten Nachhaltigkeitsstra-
tegie an dieser Vision orientieren. Sie soll mittel- und 
langfristige Ziele für den Zeitraum bis 2050 sowie Fort-
schrittsindikatoren umfassen. Bislang wurden 76 Indika-
toren operationalisiert (ESDN 2011a; TFDD 2012).

Auf der Ebene der Provinzen und Gemeinden werden 
zahlreiche Agenda-21-Projekte umgesetzt. Die Regionen 
haben zum Teil eigene Nachhaltigkeitsstrategien erlassen:

Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik

Zentrales Entscheidungsgremium der belgischen Nach-
haltigkeitspolitik ist der Ministerrat. Dieser wird von der 
Interministeriellen Kommission für Nachhaltige Entwick-
lung, „Commission Interdépartementale de Développe-
ment durable/Interdepartementale Commissie Duurzame 
Ontwikkeling“ (CIDD/ICDO), die als Schnittstelle zu al-
len relevanten Akteuren fungiert, unterstützt. Die CIDD/
ICDO besteht aus Vertretern aller Ministerien (bis 2010 
auch aus den Ministern), der Regionalregierungen (Flä-
mische Regierung, Wallonische Regierung, Regierung 
der Region Brüssel-Hauptstadt) und der Gemeinschafts-
regierungen (Flämische Regierung,21 Regierung der Fran-

zösischen Gemeinschaft, Regierung der Deutschsprachi-
gen Gemeinschaft) sowie einem Beobachter des 
Bundesplanungsbüros, „Bureau federal du Plan/Federaal 
Planbureau“ (ESDN 2011a).

Der Ministerrat kann die Interministerielle Kommission 
für Nachhaltige Entwicklung auffordern, Vorschläge zur 
Anpassung eines bestehenden Föderalen Plans für Nach-
haltige Entwicklung zu entwickeln oder eine komplette 
Überarbeitung durchzuführen. Dazu erstellt die CIDD/
ICDO einen vorläufigen Entwurf, der an den für nachhal-
tige Entwicklung zuständigen Minister, den Ministerrat, 
das Parlament, die Regierungen der Regionen und an den 

21 Die Flämische Regierung vertritt die Flämische Gemeinschaft und 
die Flämische Region.

– Flandern: Die 2006 erarbeitete und 2008 verabschie-
dete erste Flämische Nachhaltigkeitsstrategie ba-
sierte auf der Europäischen Strategie für Nachhaltige 
Entwicklung, „European Strategy for Sustainable 
Development“ (EU SDS). In jeder Legislaturperiode 
wird eine neue Strategie erarbeitet. Die zweite Flä-
mische Nachhaltigkeitsstrategie von 2011 ist wie die 
Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes durch die Inte-
gration einer langfristigen Vision bis 2050 sowie die 
Benennung kurz- und mittelfristiger Ziele gekenn-
zeichnet (ESDN 2011a).

– Wallonien: Wallonien hat zwar das Amt eines Minis-
ters für nachhaltige Entwicklung eingerichtet, ver-
fügt jedoch nicht über eine spezifische Strategie oder 
einen Handlungsplan. Stattdessen wird nachhaltige 
Entwicklung durch sektorale Strategien und Quer-
schnittspolitiken verfolgt. Dazu gehören:

– der 1995 veröffentlichte Umweltplan für Nach-
haltige Entwicklung, „Plan d'Environnement pour 
le Développement Durable“ (PEDD),

– der 2007 verabschiedete Klimaplan, „Le Plan Air 
Climat“,

– der Marshall Plan von 2005 und der Marshall 
Plan 2.Vert von 2009 zur Belebung der walloni-
schen Wirtschaft und zur Verankerung nachhalti-
ger Entwicklung in allen Politikbereichen 
(DGOEER/DPE 2010) sowie

– das Grundsatzprogramm der Region 2009 bis 
2014, „Projet de Déclaration de politique commu-
nautaire 2009–2014: Une énergie partagée pour 
une société durable, humaine et solidaire“ (ESDN 
2011a).

– Brüssel-Hauptstadt: Für die Region Brüssel existiert 
kein zentrales Nachhaltigkeitsdokument. Die Nach-
haltigkeitspolitik basiert auf Dokumenten wie dem 
regionalen Entwicklungsplan, „Plan Régional de Dé-
veloppement/Gewestelijk ontwikkelingsplan“ (PRD/
GEWOP), von 2002 oder dem Regionalen Landnut-
zungsplan, „Plan Régional d'Affectation du Sol/Het 
gewestelijk bestemmingsplan“ (PRAS/GBP). Der 
Fokus des Regierungshandelns liegt auf der Unter-
stützung der Agenda 21 in den Gemeinden (ESDN 
2011a).
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Bundesrat für Nachhaltige Entwicklung, „Conseil Fédéral 
du Développement Durable/Federale raad vorr Duurzame 
Ontwikkeling“, weitergeleitet sowie der Öffentlichkeit 
zur Beratung vorgestellt wird. Im Anschluss wertet das 
CIDD/ICDO die Reaktionen aus und legt dem Ministerrat 
die endgültige Fassung der Nachhaltigkeitsstrategie zur 
Zustimmung vor (ESDN 2011a).

Darüber hinaus ist die CIDD/ICDO für die Koordinierung 
der Aktivitäten ihrer Mitglieder zuständig. Tätigkeitsbe-
reiche sind die allgemeine Nachhaltigkeitspolitik, die 
zum Beispiel in themenbezogenen Arbeitsgruppen etwa 
zur öffentlichen Beschaffung oder zur Nachhaltigkeits-
strategie der Europäischen Union abgestimmt wird. Da-
durch ist die CIDD/ICDO das wichtigste Gremium verti-
kaler Integration. Zudem ist sie für die Entwicklung einer 
langfristigen Vision nachhaltiger Entwicklung zuständig. 
Schließlich obliegt dem Gremium die Koordinierung der 
Berichte seiner Mitglieder über die Umsetzung von Maß-
nahmen und den Beitrag zu den Zielen der Nachhaltig-
keitsstrategie (ESDN 2011a).

Der Bundesrat für Nachhaltige Entwicklung, „Conseil 
Fédéral du Développement Durable/Federale raad vorr 
Duurzame Ontwikkeling“ (CFDD/FRDO), ist ein 1997 
gegründetes Beratungsgremium. Dieser wird auf Anfor-
derung der Bundesregierung, des Parlaments und auf ei-
gene Initiative aktiv. Das Gremium besteht aus Vertretern 
von Umweltorganisationen, Organisationen der Entwick-
lungszusammenarbeit, Verbraucherschutzorganisationen, 
Energieversorgungsunternehmen, Arbeitnehmer- und Ar-
beitgeberorganisationen sowie der Wissenschaft. Außer-
dem sind Vertreter der Bundesregierung, der Gemeinden 
und der Regionen Mitglieder ohne Stimmrecht. Das Gre-
mium ist neben der nationalen Nachhaltigkeitspolitik ins-
besondere mit den internationalen Verpflichtungen Bel-
giens durch die Agenda 21, der Klimarahmenkonvention 
der Vereinten Nationen und der Biodiversitätskonvention 
(Übereinkommen über die biologische Vielfalt der Ver-
einten Nationen) befasst. Auch soll CFDD/FRDO die Be-
völkerung für nachhaltige Entwicklung sensibilisieren. 
Das Gremium hat schließlich eine Funktion als Forum, 
durch das Debatten zur nachhaltigen Entwicklung, etwa 
durch Veranstaltung von Symposien, gefördert werden. 
Hierbei haben Experten, die Regierung, Vertreter gesell-
schaftlicher Gruppen und die Öffentlichkeit Gelegenheit, 
in einen Dialog zu treten. Die in den Diskussionsforen er-
arbeiteten Ergebnisse gehen in die Stellungnahme des 
CFDD/FRDO zur Nachhaltigkeitsstrategie an den Minis-
terrat ein. Sofern dieser die Vorschläge des CFDD/FRDO 
bei der Erstellung oder Überarbeitung der Nachhaltig-
keitsstrategie nicht berücksichtigt, ist er verpflichtet, Stel-
lung zu seinen Gründen zu nehmen (CFDD 2012; ESDN 
2011a).

Die Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik erfolgt durch 
die gesamte Exekutive. Dazu wurden im Jahr 2002 der 
föderale öffentliche Planungsdienst nachhaltige Entwick-
lung, „Service Public fédéral de Programmation Dévelop-
pement Durable/Programmatorische federale Overheids-
dienst Duurzame Ontwikkeling“ (SPP DD/POD DO), 
sowie in allen Ministerien insgesamt 17 Abteilungen für 

nachhaltige Entwicklung in den Ministerien, „Cellules de 
Développement Durable/Cellen Duurzame Ontwikke-
ling“, geschaffen.22 Der SPP DD/POD DO ist eine befris-
tet bestehende kleinere Einheit der Bundesverwaltung, 
welche die Ministerien bei der Planung und Umsetzung 
der Nachhaltigkeitspolitik unterstützt sowie für die Sensi-
bilisierung der Öffentlichkeit für das Thema Nachhaltig-
keit zuständig ist. Außerdem koordiniert er die Arbeit der 
Abteilungen für nachhaltige Entwicklung. Diese erstellen 
im jeweiligen Ministerium unter anderem einen Aktions-
plan für nachhaltige Entwicklung und koordinieren die 
Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie (adelphi et al. 
2012; BföD 2009; fedweb 2012a).

Die Interministerielle Kommission für Nachhaltige Ent-
wicklung erarbeitet jährlich Fortschrittsberichte zur 
Nachhaltigkeitspolitik. Diese informieren über die Um-
setzung von Maßnahmen in den verschiedenen adminis-
trativen Einheiten. Auf dieser Grundlage verfasst die 
1997 beim Planungsministerium eingerichtete Arbeits-
gruppe Nachhaltige Entwicklung, „Task Force Dévélop-
pement durable du Bureau fédéral du Plan“ (TFDD), alle 
zwei Jahre einen Bericht zur Umsetzung der Nachhaltig-
keitspolitik. Dieser beinhaltet eine Beschreibung, Ana-
lyse und Bewertung der Istsituation, durchgeführter Maß-
nahmen sowie Prognosen der künftigen Entwicklung 
unter Berücksichtigung verschiedener politischer Optio-
nen. Dieser Bericht wird an die CIDD/ICDO, den Minis-
terrat, die Parlamente und Regierungen der Regionen und 
Gemeinschaften und an infolge der Konferenz der Verein-
ten Nationen über Umwelt und Entwicklung entstandene 
internationale Organisationen weitergeleitet sowie der 
parlamentarischen Sonderkommission für Klima und 
nachhaltige Entwicklung zur Diskussion vorgelegt. Der 
Bericht bildet außerdem die Basis für die Überarbeitung 
der Nachhaltigkeitsstrategie durch die Interministerielle 
Kommission für Nachhaltige Entwicklung. Aus diesem 
Grund sind die Berichte der CIDD/ICDO und der TFDD 
18 bzw. 15 Monate vor Fertigstellung einer neuen Nach-
haltigkeitsstrategie abzuschließen (Belgium 2009, S.  3; 
CFDD 2012; ESDN 2011a; fedweb 2012b).

Rolle des Parlaments

Nach eigener Einschätzung hat es das Parlament ver-
säumt, sich als führender Akteur im Nachhaltigkeitspro-
zess einzubringen. Zwar forderte das Parlament 1997 die 
Regierung per Gesetz zur Ausarbeitung einer Nachhaltig-
keitsstrategie auf. Doch werden Entwürfe bzw. Überar-
beitungen einer Nachhaltigkeitsstrategie dem Parlament 
lediglich zur Konsultation zugeleitet. Beispielsweise wur-
den die Föderalen Pläne für Nachhaltige Entwicklung vor 
ihrer Verabschiedung durch den Ministerrat im Parlament 
diskutiert. Eine jährlich vorgesehene Debatte zur Nach-
haltigkeitspolitik fand seit 2005 nur einmal statt (ESDN 
2011a; FPS 2010; IZT/FFU 2011, S. 27).

22 Die deutsche Übersetzung auf dem Internetauftritt des Föderalen Öf-
fentlichen Dienstes, der Bezeichnung für die belgischen Ministerien, 
lautet föderaler Öffentlicher Programmierungsdienst. Im Folgenden 
wird die Abkürzung SPP DD/POD DO verwendet.
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Die belgische Nachhaltigkeitspolitik wird durch die par-
lamentarische Sonderkommission für Klima und nachhal-
tige Entwicklung, „Commission spéciale ,Climat et 
Développement durable‘/Bijzondere commissie ,Klimaat 
en Duurzame Ontwikkeling‘“, parlamentarisch begleitet. 
Dieses Gremium soll das Thema Nachhaltigkeit auf die 
politische Agenda bringen. Auch soll die Sonderkommis-
sion Strategien entwickeln, Empfehlungen formulieren, 
um Best-Practice-Ansätze, die Klimaschutz und wirt-
schaftliches Wachstum gleichermaßen ermöglichen, in 
Belgien umzusetzen (Dewael 2012). Derzeit sind jedoch 
ein entsprechendes nachhaltigkeitspolitisches Arbeitspro-
gramm oder konkrete Tätigkeiten in diesem Bereich nicht 
erkennbar.

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

Im Jahr 2007 hat der belgische Ministerrat eine bei be-
deutenden Politikvorhaben obligatorische Nachhaltig-
keitsprüfung, „L'évaluation de l'incidence des décisions 

sur le développement durable/Duurzame-Ontwikkelings-
effectbeoordeling“ (EIDDD/DOEB), eingeführt. Seit 
2010 hat das Verfahren eine gesetzliche Grundlage. Im 
Rahmen der Nachhaltigkeitsprüfung werden die wesentli-
chen negativen sozialen, wirtschaftlichen und ökologi-
schen Folgen eines Vorhabens benannt und Maßnahmen 
zu ihrer Eingrenzung vorgeschlagen. Die Nachhaltig-
keitsprüfung kann unterlassen werden, wenn dessen Fol-
gen offensichtlich oder nach einer Prüfung im Schnellver-
fahren vernachlässigbar sind. Bis 2011 wurde in 70 bis 
90 Prozent der Regelungsvorhaben die Nachhaltigkeits-
prüfung gänzlich unterlassen, und in weiteren 10 bis 
30 Prozent wurde lediglich ein Quick-Scan-Verfahren 
durchgeführt. Eine umfassende Nachhaltigkeitsprüfung 
erfolgte nur einmal (fedweb 2011 u. 2012a; Rutkowsky 
2011, Folie 9).

2.1.2 Finnland

Finnland ist eine parlamentarische Demokratie mit Ele-
menten einer Präsidialdemokratie, etwa der Direktwahl 
des Staatsoberhaupts. Das Parlament, „Eduskunta“, be-
steht aus einer Kammer mit 200 Sitzen. Das Land war 
2011 in 20 Regionen, „maakunta“, und 342 Gemeinden, 
„kunta“, gegliedert, die miteinander in 72 Verwaltungsge-
meinschaften, „seutukunta“, kooperieren. Diese Verwal-
tungsebenen verfügen jedoch über nur geringe Kompe-
tenzen (AA 2011b; AFLRA 2011, S. 1 u. 10).

Rechtsgrundlagen der Nachhaltigkeitspolitik

Im Jahr 1999 hat das finnische Parlament eine neue Ver-
fassung erlassen, die 2000 in Kraft getreten ist. Die Ver-
fassung enthält keinen Bezug zu Prinzipien nachhaltiger 
Entwicklung (Justizministerium Finnland 1999).

Nachhaltigkeitspolitik

1998 hat Finnland im Rahmen des Agenda-21-Prozesses 
ein Programm für nachhaltige Entwicklung verabschie-
det. Dieses fokussierte auf ökologische Nachhaltigkeit 
und verfolgte wirtschaftliche, soziale und kulturelle Maß-
nahmen im Hinblick auf dieses Ziel (MotE 2010b; PMO 
2006, S. 31).

Im Jahr 2006 verabschiedete die Finnische Nachhaltig-
keitskommission, „Suomen kestävän kehityksen toimi-
kunnan“ (Finnish National Commission on Sustainable 
Development, FNCSD), das zentrale Steuerungsgremium 
der Nachhaltigkeitspolitik, die bis heute gültige Nachhal-
tigkeitsstrategie „Kohti kestäviä valintoja. Kansallisesti ja 
globaalisti kestävä Suomi“ (Auf dem Weg zu nachhalti-
gen Entscheidungen. Ein national und global nachhaltiges 
Finnland). Mithilfe der Strategie soll bis 2030 eine lang-
fristige Vision nachhaltiger Entwicklung verwirklicht 
werden. Die Strategie basiert auf dem Drei-Säulen-Kon-
zept von Nachhaltigkeit und umfasst 34 Indikatoren zur 
Fortschrittsermittlung. Die finnische Nachhaltigkeitsstra-
tegie wird durch die Strategie für nachhaltige Entwick-
lung im Norden des Nordischen Rats ergänzt (ESDN 
2011b; PMO 2006, S. 11, 15 u. 33).

Belgien auf einen Blick

Zentrale Dokumente der Nachhaltigkeitspolitik

– Verfassung verpflichtet Föderalstaat, Gemeinschaf-
ten und Regionen, Ziele nachhaltiger Entwicklung 
zu verfolgen.

– Gesetz zur Regelung der nachhaltigkeitspolitischen 
Zuständigkeiten zwischen den politischen Ebenen

– zweiter Föderaler Plan für Nachhaltige Entwicklung

Gestaltung der Nachhaltigkeitspolitik

– Ministerrat

– Interministerielle Kommission für Nachhaltige Ent-
wicklung

– Bundesrat für Nachhaltige Entwicklung

Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik

– alle Regierungsinstitutionen unter Koordinierung des 
föderalen Öffentlichen Planungsdienstes nachhaltiger 
Entwicklung (SPP DD/POD DO)

Parlamentarische Beteiligung

– keine direkte Beteiligung an Gestaltung und Umset-
zung der Nachhaltigkeitspolitik

– Sonderkommission für Klima und nachhaltige Ent-
wicklung des Parlaments

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

– Nachhaltigkeitsprüfung für Regelungsvorhaben

Aktuelle Entwicklungen

– Verzahnung der Nachhaltigkeitspolitik des Bundes 
und der föderalen Einheiten zu einer nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie durch den noch im Entwurf 
befindlichen dritten Föderalen Plan für Nachhaltige 
Entwicklung
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Die Nachhaltigkeitsstrategie wird alle zwei Jahre durch 
die FNCSD evaluiert. Außerdem wurde im Jahr 2009 ein 
Beratungsunternehmen mit der Überprüfung der Nach-
haltigkeitsstrategie beauftragt. Dieses stellte zwar eine 
steigende Durchdringung der öffentlichen Verwaltung mit 
dem Thema Nachhaltigkeit fest, da viele Ministerien 
nachhaltigkeitsrelevante Inhalte in ihre Strategien inte-
griert hätten. Dennoch nähmen die meisten Akteure die 
Nachhaltigkeitsstrategie als Zusammenstellung verschie-
dener Themen, die für sie von Relevanz sind, nicht wahr. 
Infolge dessen fänden Zielkonflikte, resultierend aus der 
Integration der verschiedenen Handlungsfelder, zu wenig 
Berücksichtigung. Da darüber hinaus die Nachhaltig-
keitsstrategie nur unklare Ziele definierte und die meisten 
Themen auch außerhalb des durch die Nachhaltigkeits-
strategie gesetzten Rahmens bearbeitet und in separaten 
Prozessen implementiert würden, habe die Nachhaltig-
keitsstrategie nur wenige neue Programme innerhalb der 
Verwaltung angestoßen. Als Ursache hierfür wurden die 
vage formulierten Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie be-
nannt. Dadurch erfülle eine Vielzahl bereits bestehender 
Maßnahmen diese Anforderungen, und jede Organisation 
könne ihr Handeln als nachhaltig auslegen. Infolge des-
sen seien die Steuerungseffekte der Nachhaltigkeitsstrate-
gie gering, und es sei eine abnehmende Bedeutung des 
Strategiedokuments in der öffentlichen Verwaltung fest-
zustellen. Insgesamt wird die im kooperativen Strategie-
prozess gewonnene Erfahrung als wesentlich bedeutender 
als das Strategiedokument selbst bewertet. Als Konse-
quenz wird empfohlen, die Nachhaltigkeitsstrategie sub-
stanziell zu überarbeiten. Diese soll, statt alle für nachhal-
tige Entwicklung relevanten Maßnahmen zu integrieren, 
möglichst knapp ausfallen, kohärente Ziele und Prinzi-
pien für die politische Arbeit formulieren sowie den Ak-
teuren klare Zuständigkeiten zuweisen und ein System 
zur Fortschrittsermittlung bei der Zielerreichung vorge-
ben (PMO 2006, S. 9, 27 f. u. 133; TFME 2009, S. 5 f., 9, 
69 u. 73).

Derzeit bereitet die FNCSD die Erarbeitung einer neuen 
Nachhaltigkeitsstrategie vor. Bereits 2010 wurde Finn-
lands nationales Indikatornetzwerk für nachhaltige Ent-
wicklung, „Suomen kansallinen kestävän kehityksen 
indikaattoriverkko“, beauftragt, die Fortschrittsindikato-
ren für die neue Strategie zu überarbeiten. Der offizielle 
Beginn des Strategieprozesses ist jedoch noch offen, da 
eine Entscheidung der 2011 angetretenen Regierung zur 
konzeptionellen Ausrichtung der neuen Strategie noch 
aussteht (ESDN 2011b).

Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik

Die Nachhaltigkeitspolitik wird von der FNCSD konzi-
piert und umgesetzt. Das 1993 eingerichtete Gremium be-
steht zurzeit aus 44 Mitgliedern und wird aus dem Etat 
des Umweltministeriums finanziert. Die FNCSD wird 
vom Premierminister und in dessen Stellvertretung vom 
Umweltminister geleitet. Weitere Mitglieder sind der Au-
ßenminister, die Minister für Landwirtschaft und Forsten, 
für Außenhandel und Entwicklung sowie für Soziales und 
Gesundheit. Hinzu kommen Vertreter weiterer Ministe-
rien, der öffentlichen Verwaltung, des Parlaments, von 

Unternehmen und Gewerkschaften, der Wissenschaft, 
von lokalen Behörden sowie nationalen und internationa-
len Nichtregierungsorganisationen. Außerdem gehören 
dem Gremium Vertreter verschiedener gesellschaftlicher 
Gruppen, der Medien und der Volksgruppe der Samen an. 
Diese Kombination aus hochrangiger politischer Führung 
und einer breiten gesellschaftlichen Beteiligung sowie 
vielfältiger Kompetenzen wird von der Regierung als 
„Finnisches Modell“ bezeichnet (Eisgruber/Damm 2009, 
S. 9; MotE 2010c; OECD 2007, S. 50; PMO 2006, S. 9).

Zur Erarbeitung der 2006 verabschiedeten Nachhaltig-
keitsstrategie hat die FNCSD eine 21 Mitglieder umfas-
sende Strategiegruppe, „strategiaryhmä“, eingerichtet. In 
dieser sind Vertreter der Ministerien und von gesellschaft-
lichen Gruppen unter dem Vorsitz des Finanzministers, 
der von den Ministern für Umwelt sowie für Soziales und 
Gesundheit vertreten wird, in verschiedenen Arbeitskrei-
sen organisiert. Außerdem führte die Strategiegruppe ei-
nen internetbasierten Konsultationsprozess sowie in Zu-
sammenarbeit mit dem Umweltausschuss des Parlaments, 
„Ympäristövaliokunta“, ein internationales Strategiese-
minar durch. Weiterhin wurde die Strategiearbeit durch 
Finnlands nationales Indikatornetzwerk für nachhaltige 
Entwicklung unterstützt, indem Entwicklungsherausfor-
derungen identifiziert und Fortschrittsindikatoren entwi-
ckelt wurden (OECD 2007, S. 50; MotE 2010b; PMO 
2006, S. 9 u. 11).

Die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie ist Aufgabe 
der gesamten Regierung und wird durch die FNCSD ko-
ordiniert. Dazu erstellt diese Leitlinien für die Erarbei-
tung sektoraler und lokaler Nachhaltigkeitsstrategien. 
Hierfür steht der FNCSD ein 20 Personen umfassendes 
Sekretariat zur Verfügung. Das acht bis zehn Mal jährlich 
zusammentretende Sekretariat besteht aus Vertretern aller 
Ministerien, die jeweils die Führung in ihrem Themenbe-
reich übernehmen. Die Posten des Generalsekretärs und 
des Geschäftsführers werden durch das Umweltministe-
rium besetzt (MotE 2010c).

Rolle des Parlaments

Aufgrund der Teilnahme von Parlamentariern an der 
FNCSD schätzt das finnische Parlament seinen Einfluss 
auf die Nachhaltigkeitspolitik als recht gut ein. Außerdem 
wird die Nachhaltigkeitsstrategie in allen Ausschüssen 
des Parlaments, deren Zuständigkeitsbereich durch die 
Strategie betroffen ist, behandelt. Jedoch werden die Er-
gebnisse der alle zwei Jahre stattfindenden Evaluierung 
der Nachhaltigkeitsstrategie durch die FNCSD nur der 
Regierung vorgestellt. Allerdings erstellt die Regierung 
einmal pro Legislaturperiode einen Zukunftsbericht für 
das Parlament. Dieser Bericht wird durch den 1993 ge-
gründeten und seit 2000 ständigen Ausschuss für Zu-
kunftsfragen, „Tulevaisuusvaliokunta/Committee for the 
Future“, entgegengenommen. Darüber hinaus erarbeitet 
das Komitee, das als parlamentarische Einrichtung für 
Technikfolgenabschätzung dem TAB vergleichbar ist, ei-
gene zukunftsbezogene Analysen für das Parlament. Ak-
tuell wird ein Projekt „Sustainable Growth“ („Nachhalti-
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ges Wachstum“) durchgeführt (Eduskunta 2002; EPTA 
o. J.; IZT/FFU 2011, S. 28; PMO 2006, S. 27 f.).

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

In Finnland ist für alle staatlichen Vorhaben, die wahr-
scheinlich negative Auswirkungen auf die Umwelt haben, 
eine Umweltfolgenabschätzung vorgesehen. Das Verfah-
ren ist in drei legislativen Dokumenten festgehalten. Das 
Gesetz und die Verordnung zum Verfahren der Umwelt-
folgenabschätzung (Act [468/1994] and Decree [713/
2006] on Environmental Impact Assessment Procedure) 
regeln den Ablauf der Umweltfolgenabschätzung für Pro-
jekte wie den Bau von Straßen oder Mülldeponien. Wei-
terhin gibt das 2005 in Kraft getretene Gesetz über die 
Bewertung der Folgen bestimmter Pläne und Programme 
für die Umwelt (Act (200/2005) on the Assessment of the 
Effects of Certain Plans and Programmes on the Environ-
ment) den Rahmen zur Bewertung von Plänen und Pro-
grammen mit signifikanten Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit, die natürliche Umwelt und die 
Biodiversität, die Landschaft oder die Ressourcen des 
Landes vor. An beiden Verfahren ist das Parlament nicht 
beteiligt. In der Praxis wird die Umweltfolgenabschät-
zung jedoch kaum oder unzureichend durchgeführt (Ja-
cob et al. 2009, S. 61; MotE 2007, S. 23, 2008 u. 2010a).

2.1.3 Frankreich

Frankreich ist eine zentralstaatlich organisierte parlamen-
tarische Präsidialdemokratie. Das Land ist in 27 Regio-
nen und 101 Départements unterteilt. Diese haben nur ge-
ringe Kompetenzen im Bereich nachhaltiger 
Entwicklung, etwa bei der Erstellung von Flächennut-
zungsplänen. Das französische Parlament besteht aus 
zwei Kammern. Der Nationalversammlung, „Assemblée 

nationale“, gehören 577 Abgeordnete und dem Senat, 
„Sénat“, 348 Mitglieder an. Die Bedeutung des Senats ist 
im Gesetzgebungsprozess eher gering, da dieser lediglich 
ein aufschiebendes Veto einlegen kann. Dadurch liegt die 
Gesetzgebungskompetenz faktisch bei der Nationalver-
sammlung (AA 2012a; Kempf 2009, S. 363 f. u. 395 f.).

Die französische Politik wird traditionell von der zweige-
teilten Exekutive bestimmt. Diese besteht aus dem Staats-
präsidenten, „Président de la République française“, so-
wie dem Premierminister, „Premier ministre“, und seiner 
Regierung. Politisches Zentrum ist der Staatspräsident, 
der die Nationalversammlung auflösen kann, den Pre-
mierminister und auf dessen Vorschlag die weiteren 
Mitglieder der Regierung ernennt sowie durch seine 
Richtlinienkompetenz die Grundzüge der Innen- und Au-
ßenpolitik bestimmt. Der Premierminister und seine Re-
gierung sind nach der Verfassung mit weitreichenden 
Kompetenzen ausgestattet und sollen ein Gegengewicht 
zur politischen Macht des Staatspräsidenten bilden. In der 
Praxis beschränkt sich die Regierung jedoch auf die Aus- 
und Durchführung präsidentieller Weisungen. Diese Aus-
legung der in der Verfassung niedergelegten politischen 
Ordnung wurde 1962 durch die eingeführte Direktwahl 
des Präsidenten durch das Volk gestärkt (Kempf 2009, 
S. 352 ff. u. 358 f.).

Das politische Gewicht des Parlaments ist relativ gering. 
Die Zahl der Ausschüsse von Nationalversammlung und 
Senat ist durch Artikel 43 der Verfassung auf acht limi-
tiert. Zwar können Spezialausschüsse gebildet werden, 
diese Möglichkeit wird aber selten genutzt. Auch die 
Kontrolle der Regierung, insbesondere durch die Opposi-
tionsfraktionen, unterliegt Restriktionen. Zwar ist die Re-
gierung formal gegenüber dem Parlament verantwortlich. 
Doch fehlt der parlamentarischen Opposition aufgrund 
von Verfahrensregeln die Möglichkeit, einzelne Maßnah-
men der Regierung effektiv zu kontrollieren. Auch kön-
nen Untersuchungsausschüsse in Nationalversammlung 
oder Senat nur durch Mehrheitsbeschluss eingerichtet 
werden. Außerdem hat der Justizminister die Möglich-
keit, eine parlamentarische Untersuchung durch Einlei-
tung eines Ermittlungsverfahrens abzuwenden, da in ei-
nem Justizverfahren befindliche Angelegenheiten nicht 
durch Untersuchungsausschüsse aufgegriffen werden 
dürfen (Assemblée nationale 2008; Kempf 2009, 
S. 363 ff.).

Rechtsgrundlagen der Nachhaltigkeitspolitik

Im Jahr 2005 wurde durch den „Congrès du Parlement“, 
eine gemeinsame Versammlung beider Kammern des Par-
laments, eine zehn Artikel umfassende Umweltcharta in 
die Verfassung integriert. Die Umweltcharta verankert 
Prinzipien nachhaltiger Entwicklung, die sich entweder 
aus bestehendem französischem Recht oder aus dem Völ-
kerrecht ableiten (FBD 2005):

– Artikel 1 – Jeder hat das Recht, in einer ausgewoge-
nen und für die Gesundheit unbedenklichen Umwelt 
zu leben.

Finnland auf einen Blick

Zentrale Dokumente der Nachhaltigkeitspolitik

– Nachhaltigkeitsstrategie von 2006

Gestaltung der Nachhaltigkeitspolitik

– Finnische Nachhaltigkeitskommission (FNCSD)

Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik

– gesamte Regierung koordiniert durch FNCSD

Parlamentarische Beteiligung

– Parlamentarier sind Mitglieder der FNCSD; das Par-
lament schätzt seine Beteiligung als recht gut ein

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

– Umweltfolgenabschätzung

Aktuelle Entwicklungen

– Neuentwicklung einer Nachhaltigkeitsstrategie
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– Artikel 2 – Jeder Mensch hat die Pflicht, zur Erhaltung 
und Verbesserung der Umwelt beizutragen.

– Artikel 3 – Jeder Mensch muss unter den gesetzlich 
festgelegten Bedingungen die Umweltschäden, die er 
verursachen kann, verhindern oder andernfalls deren 
Konsequenzen mindern.

– Artikel 4 – Jeder Mensch muss unter den gesetzlich 
festgelegten Bedingungen zur Beseitigung der von 
ihm verursachten Umweltschäden beitragen.

– Artikel 5 – Wenn ein Schaden, dessen Eintritt nach 
dem Stand der wissenschaftlichen Kenntnisse nicht 
mit Sicherheit vorherzusehen ist, auf schwere und irre-
versible Weise die Umwelt beeinträchtigen könnte, ha-
ben die Behörden in ihren jeweiligen Zuständigkeits-
bereichen und nach dem Vorsorgeprinzip dafür zu 
sorgen, dass Verfahren zur Evaluierung der Risiken 
zur Anwendung kommen und angemessene einstwei-
lige Maßnahmen ergriffen werden, um den Eintritt des 
Schadens zu verhindern.

– Artikel 6 – Die Politik der öffentlichen Hand muss 
eine nachhaltige Entwicklung fördern. Zu diesem 
Zweck hat sie Schutz und Erschließung der Umwelt, 
Wirtschaftsentwicklung und sozialen Fortschritt mitei-
nander in Einklang zu bringen.

– Artikel 7 – Jeder Mensch hat nach den gesetzlich fest-
gelegten Bedingungen und Grenzen das Recht auf Zu-
gang zu den Umweltinformationen der Behörden und 
auf Mitwirkung an der Erarbeitung der öffentlichen 
Beschlüsse, die Auswirkungen auf die Umwelt haben.

– Artikel 8 – Bildung und Ausbildung im Umweltschutz 
müssen zur Wahrnehmung der in dieser Charta defi-
nierten Rechte und Pflichten beitragen.

– Artikel 9 – Forschung und Innovation müssen ihren 
Beitrag zur Erhaltung und Erschließung der Umwelt 
leisten.

– Artikel 10 – Diese Charta dient Frankreich als Richt-
schnur für seine Aktionen auf europäischer und inter-
nationaler Ebene (Assemblée nationale 2008).

Nachhaltigkeitspolitik

Im Jahr 2003 wurde die erste französische Nachhaltig-
keitsstrategie, „Stratégie nationale de développement du-
rable“ (SNDD), verabschiedet. Der Agenda-21-Prozess 
wurde darin aufgenommen. In der Nachhaltigkeitsstrate-
gie wurde das Ziel formuliert, 500 Lokale Agenden 21 
umzusetzen. Die Wirkung der ersten Nachhaltigkeitsstra-
tegie war jedoch gering, da Entscheidungsträger und die 
Verwaltung nur geringes Interesse zeigten. Auch wurde 
der Nutzen des Konzepts und seine praktische Umsetz-
barkeit infrage gestellt (CGDD 2009b; PM 2010, S. 3).

Im Jahr 2005 ließ Frankreich als erster Mitgliedstaat der 
EU die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie in einem 
Peer Review durch Belgien, Ghana, Mauritius und das 
Vereinigte Königreich bewerten. Die Gutachter schlugen 
inhaltliche und prozessuale Verbesserungen vor. Unter 
anderem wurden die Formulierung langfristiger Hand-

lungsziele, die Entwicklung von Fortschrittsindikatoren 
sowie eine stärkere Bindung des französischen Strategie-
prozesses an die Nachhaltigkeitsstrategie der Europäi-
schen Union empfohlen. 2006 wurde die Nachhaltig-
keitsstrategie um zentrale Herausforderungen und 
Handlungsziele der EU-Nachhaltigkeitsstrategie ergänzt. 
Frankreich verpflichtete sich, deren Inhalte umzusetzen 
(ESDN 2011c; MESD/MFA 2005, S. 9 u. 27 f.).

Im Jahr 2010 wurde die zweite französische Nachhaltig-
keitsstrategie „Vers une économie verte et équitable“ für 
den Zeitraum bis 2013 verabschiedet. Diese ist nach dem 
Leitbild der EU-Nachhaltigkeitsstrategie konzipiert und 
nach Bekunden des Premierministers kürzer, konkreter 
und strategischer als die erste Nachhaltigkeitsstrategie. 
Auch wurden aus der Europäischen Nachhaltigkeitsstra-
tegie abgeleitete Anforderungen an Lokale Agenden 21 
formuliert, um eine einheitliche Nachhaltigkeitspolitik 
auf allen Ebenen zu gewährleistet. Als Ziel der zweiten 
Nachhaltigkeitsstrategie wurde die Etablierung von 
1 000 Lokalen Agenden 21 festgelegt. Ferner wurden der 
Empfehlung aus dem Peer Review entsprechend Kernin-
dikatoren der EU-Nachhaltigkeitsstrategie aufgenommen, 
um eine größere Vergleichbarkeit mit anderen europäi-
schen Staaten herzustellen (ESDN 2011c; PM 2010, S. 3, 
6 u. 19).

Die zweite Nachhaltigkeitsstrategie wurde unter dem Ein-
druck der sogenannten Grenelle-de-l'Environnement-Ge-
setzgebung formuliert. Durch die „Grenelle“, ein Begriff, 
mit dem umfangreiche politische Verhandlungen bezeich-
net werden (arte 2009), sollen durch eine Konzertierung 
in „bisher nicht gekanntem Ausmaß“ (MEDDTL 2011a, 
eigene Übersetzung) politische Entscheidungen stärker in 
der Gesellschaft und auf lokaler Ebene verankert werden. 
So wurden bereits in der Konsultationsphase der 
„Grenelle de l'Environnement“ 19 regionale Treffen mit 
16 900 Teilnehmern, acht Internetforen mit 11 000 Bei-
trägen, zwei Parlamentsdebatten und vier runde Tische 
durchgeführt sowie 31 Konsultativgremien eingebunden 
(MEDDTL 2011b).

Dieser Prozess führte im Jahr 2009 zum sogenannten 
Grenelle-1-Gesetz, „Loi de programmation relative à la 
mise en oeuvre du Grenelle de l'Environnement n°2009-
967 du 3 août 2009“. Das Grenelle-1-Gesetz bestimmte 
Handlungsziele der französischen Umweltpolitik vor al-
lem zum Klimaschutz, ohne konkrete Maßnahmen zu de-
ren Umsetzung vorzugeben. Als prioritäre Aktionsfelder 
wurden die Bereiche Bauen und Wohnen, Verkehr, Ener-
gie, Biologische Vielfalt sowie Umweltgesundheit und 
Abfallwirtschaft festgelegt. Auch wurden in Ergänzung 
der aus der EU-Nachhaltigkeitsstrategie übernommenen 
Kernindikatoren nachhaltiger Entwicklung weitere Krite-
rien für die französische Nachhaltigkeitsstrategie opera-
tionalisiert, sodass eine Fortschrittskontrolle auf Basis 
von insgesamt 54 Indikatoren erfolgen kann. Im Jahr 
2010 verabschiedeten beide Kammern des französischen 
Parlaments das sogenannte „Grenelle 2“-Gesetz, „Loi 
portant engagement national pour l'environnement 
n° 2010-788 du 12 juillet 2010“. Dieses beinhaltete einen 
Maßnahmenkatalog zur Umsetzung der im Grenelle-1-
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Gesetz verankerten Ziele (FBD 2010; MEDDTL 2011b; 
PM 2010, S. 6 u. 46 f.).

Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik

1993 wurde die französische Kommission für Nachhal-
tige Entwicklung, „Commission française du développe-
ment durable“ (CFDD), gegründet. Diese sollte wesentli-
che Elemente einer französischen Nachhaltigkeitspolitik 
bestimmen und diesbezüglich Empfehlungen an die Re-
gierung aussprechen. Die CFDD war bis zu ihrer Auflö-
sung im Jahr 2003 eine unabhängige Beratungseinrich-
tung des Premierministers (EEAC 2004).

Die grundlegende Ausrichtung der Nachhaltigkeitspolitik 
legt das 2003 gegründete Interministerielle Komitee für 
Nachhaltige Entwicklung, „Comité Interministériel pour 
le Développement Durable“ (CIDD), fest. Das CIDD ist 
das zentrale Steuerungsgremium für die Tätigkeitsfelder 
Nachhaltigkeit, Kampf gegen den Klimawandel und Ver-
hinderung großer Umweltrisiken. Außerdem soll das 
CIDD die Vereinbarkeit der französischen Nachhaltig-
keitsstrategie mit europäischen und internationalen Ver-
pflichtungen sichern. Dem CIDD gehören alle Minister, 
ein Vertreter des Präsidenten sowie der für nachhaltige 
Entwicklung zuständige Staatssekretär an. Hinzu kom-
men je nach Tagesordnung weitere Regierungsmitglieder. 
Das CIDD tagt einmal jährlich unter dem Vorsitz des Pre-
mierministers, der durch den für nachhaltige Entwicklung 
verantwortlichen Minister vertreten wird (Assemblée na-
tionale 2007). Derzeit ist dies der Minister für Umwelt, 
nachhaltige Entwicklung, Verkehr und Wohnen, „Minis-
tre de l'Ecologie, du Développement durable, des Trans-
ports et du Logement“.

2003 wurde der Rat für Nachhaltige Entwicklung, „Con-
seil National du Développement Durable“ (CNDD), als 
Nachfolgeorganisation der CFDD gegründet. Als Reprä-
sentant der Gesellschaft sollte der CNDD die Regierung 
beraten und an der Definition, Überwachung und Bewer-
tung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie mitwirken. 
Der CNDD wurde im Zuge des Grenelle-Prozesses 2010 
vom Komitee zur Begleitung der Grenelle, „Comité de 
suivi du Grenelle de l'environnement“, abgelöst. Dieses 
wiederum wurde durch die Grenelle-Gesetzgebung im 
selben Jahr durch das nationale Komitee für nachhaltige 
Entwicklung und Umweltfragen, „Comité national du dé-
veloppement durable et du Grenelle de l'Environnement“ 
(CNDDGE), ersetzt (Assemblée nationale o. J. b; EEAC 
2008; CGDD 2009a, S. 16 f.).

Das CNDDGE besteht aus insgesamt 41 Mitgliedern. 
Dazu gehören Vollmitglieder aus Wirtschaft, Gewerk-
schaften, Umweltschutzorganisationen und dem Parla-
ment, die in vier Arbeitsgruppen zu je acht Personen 
organisiert sind. Dazu kommen sieben assoziierte Mit-
glieder aus den Bereichen Familie, Verbraucherschutz, 
Solidarität, soziale Integration, Jugend, Entwicklungs-
hilfe. Zudem gehören dem CNDDGE der Interministeri-
elle Beauftragte für Nachhaltige Entwicklung, „Délégué 
Interministériel au Développement Durable“, und der für 
nachhaltige Entwicklung zuständige Minister als Vorsit-
zender an. Außerdem ist die Teilnahme eines Vertreters 

der Handelskammern, „chambres consulaires“, vorgese-
hen, der allerdings kein Mitglied ist. Die Aufgaben des 
Komitees bestehen in der Überwachung, Ausarbeitung 
und Fortführung der Grenelle-1-Verpflichtungen, der na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie sowie der nationalen 
Biodiversitätsstrategie, „Stratégie Nationale de la Biodi-
versité“. Hierzu kann das Gremium Fragen in Bezug auf 
nachhaltige Entwicklung stellen. Das CNDDGE tritt alle 
zwei Monate zusammen (Assemblée nationale/Sénat 
2009; CGDD 2009a, S. 16 f.; CGDD 2011, S. 9; FBD 
2010; MEDDTL 2010 u. 2011a).

Die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie durch kon-
krete Maßnahmen obliegt dem Ministerium für Umwelt, 
Nachhaltige Entwicklung, Transport und Wohnen, „Mi-
nistère de l'Écologie, du Développement durable, des 
Transports et du Logement“ (MEDDTL). Darüber hinaus 
erstellen alle Ministerien eigene Strategien und Hand-
lungspläne für die Umsetzung der nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie (MEDDTL 2011c). Um dies zu gewährleis-
ten, koordiniert in jedem Ministerium ein hoher 
Funktionär für nachhaltige Entwicklung, „Haut fonction-
naire au développement durable“ (HFDD), die Ausarbei-
tung der Umsetzungspläne und überwacht ihre Anwen-
dung. Für die Koordinierung der Bemühungen aller 
Ministerien ist seit dem Jahr 2004 der im Namen des Mi-
nisterpräsidenten handelnde Interministerielle Beauf-
tragte für Nachhaltige Entwicklung, „Délégué Interminis-
tériel au Développement Durable“, zuständig. Dieser 
bereitet darüber hinaus die Beratungen des Interministeri-
ellen Komitees für Nachhaltige Entwicklung vor und 
sorgt für die Umsetzung der Ergebnisse. Auch der stän-
dige Ausschuss der hohen Funktionäre für nachhaltige 
Entwicklung, „Le comité permanent des hauts fonction-
naires du développement durable“, bereitet die Treffen des 
Interministeriellen Komitees für Nachhaltige Entwicklung 
vor und trägt zur Entwicklung, Umsetzung und Bewertung 
der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie bei. Dazu tagt das 
Gremium alle zwei Monate unter dem Vorsitz des hohen 
Funktionärs für nachhaltige Entwicklung des Ministeriums 
für Umwelt und nachhaltige Entwicklung (Assemblée na-
tionale o. J. c und 2009b; CGDD 2011, S. 6).

Die Ministerien berichten jährlich dem Interministeriellen 
Beauftragten für Nachhaltige Entwicklung über ihren 
Beitrag zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie (As-
semblée nationale 2007; PM 2010, S. 6). Auf dieser 
Grundlage erstellt der Interministerielle Beauftragte für 
Nachhaltige Entwicklung jährlich einen Bericht der Re-
gierung (MEDDTL 2011c).

Rolle des Parlaments

Parlamentarier waren an der Erarbeitung der Grenelle-
Gesetzgebung, welche die zweite Nachhaltigkeitsstrate-
gie maßgeblich prägte, aktiv beteiligt. 2007 setzte der 
Staatsminister, „Ministre d'État“, 34 Komitees ein, die 
konkrete Maßnahmen erarbeiten sollten, um die nachhal-
tigkeitspolitischen Ziele Frankreichs umzusetzen. Jede 
dieser Arbeitsgruppen wurde von einem Parlamentarier 
geleitet. Die überwiegend im Jahr 2008 fertiggestellten 
Ergebnisse wurden beiden Kammern des Parlaments zu-
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geleitet. Der von der Regierung verfasste Entwurf des 
Grenelle-1-Gesetzes wurde nahezu einstimmig vom Par-
lament verabschiedet (CGDD 2009a, S. 7 f.).

Durch die Beteiligung von Abgeordneten am CNDDGE 
ist das Parlament auch an der Überwachung und Fortent-
wicklung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie betei-
ligt. Zusätzlich stellt die Regierung auf Grundlage der 
Grenelle-Gesetzgebung den jährlichen Bericht des Inter-
ministeriellen Beauftragten für Nachhaltige Entwicklung 
zur Umsetzung der SNDD dem Parlament vor. Außerdem 
werden nach dem Grenelle-2-Gesetz Teilberichte zu kon-
kreten Maßnahmen an das Parlament überwiesen. Bis 
2013 sind dem Parlament zehn verschiedene Berichte 
vorzulegen. Sechs dieser Berichte sind regelmäßig, jähr-
lich oder alle drei Jahre, anzufertigen. Diese geben Aus-
kunft etwa über die Entwicklung von Mautgebühren, der 
installierten Windenergieanlagen oder die unternehmeri-
sche gesellschaftliche Verantwortung („Corporate Social 
Responsibility“) (CGDD 2011, S. 5; INERIS 2008; PM 
2010, S. 6).

Außerdem hat die „Assemblée nationale“ 2009 einen 
ständigen Ausschuss für nachhaltige Entwicklung und 
Raumordnung, „Commission du Développement dura-
ble et de l'aménagement du territoire“, eingerichtet. Die-
ser ist nach der Geschäftsordnung der Nationalver-
sammlung unter anderem für die Themen Bauwesen, 
Infrastrukturen, Raumordnung, Umwelt und Verkehr zu-
ständig. Auch unterrichtet der Ausschuss das Parlament 
über die Erarbeitung und die Ausführung der Entwick-
lungspläne der Gebietskörperschaften sowie die Umset-
zung der Planungsverträge (Assemblée nationale o. J. d 
und 2009a).

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

Im Jahr 2009 wurde durch ein sogenanntes Organgesetz, 
„Loi organique n° 2009-403 du 15 avril 2009 relative à 
l'application des articles 34-1, 39 et 44 de la Constitu-
tion“, das die Verfassung konkretisiert und selbst Verfas-
sungsrang hat, eine Regelungsfolgenabschätzung in das 
Gesetzgebungsverfahren eingeführt. Diese ist für alle Re-
gelungsvorhaben der Regierung mit Ausnahme der Ver-
fassungs-, Haushalts- und Notstandsgesetzgebung ver-
pflichtend (EP DG IPOL 2011, S. 80).

Die Regelungsfolgenabschätzung obliegt dem Ministe-
rium, das ein Vorhaben einbringt. Geprüft werden neben 
rechtlichen, wirtschaftlichen, finanziellen, sozialen und 
administrativen Folgen sowie Auswirkungen auf die öf-
fentliche Beschäftigung auch Konsequenzen für die Um-
welt und nachhaltige Entwicklung. Für die Durchführung 
der Regelungsfolgenabschätzung sind mindestens zwei 
Monate vorgesehen. Falls nötig, kann diese aber auch be-
schleunigt erfolgen (EP DG IPOL 2011, S. 80 u. 84).

Das Parlament ist nicht unmittelbar an der Regelungsfol-
genabschätzung beteiligt. Allerdings kann die Konferenz 
der Präsidenten, „Conférence des Présidents“23, auf 
Grundlage von Artikel 47-1 der Geschäftsordnung der 
Nationalversammlung entscheiden, einen Gesetzentwurf 
der Regierung nicht auf die Tagesordnung zu setzen, 
wenn dieser oder die Regelungsfolgenabschätzung unge-
nügend sind. Außerdem kann der 2009 eingerichtete Aus-

Frankreich auf einen Blick

Zentrale Dokumente der Nachhaltigkeitspolitik

– Verfassung umfasst eine aus zehn Artikeln beste-
hende Umweltcharta, die Prinzipien nachhaltiger 
Entwicklung enthält.

– Grenelle-de-l'Environnement-Gesetzgebung

– zweite französische Nachhaltigkeitsstrategie „Straté-
gie nationale de développement durable: vers une 
économie verte et équitable“

Gestaltung der Nachhaltigkeitspolitik

– Interministerielles Komitee für Nachhaltige Ent-
wicklung (CIDD)

– Nationales Komitee für nachhaltige Entwicklung 
und Umweltfragen (CNDDGE)

Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik

– Ministerium für Umwelt, Nachhaltige Entwicklung, 
Transport und Wohnen

– Interministerieller Beauftragter für Nachhaltige Ent-
wicklung

– Ständiger Ausschuss der hohen Funktionäre für 
nachhaltige Entwicklung

Parlamentarische Beteiligung

– Parlamentarier sind im CNDDGE vertreten

– ständiger Ausschuss für nachhaltige Entwicklung 
und Raumordnung zur Begleitung der Regierungsar-
beit

– Bewertung von Regelungsfolgenabschätzungen der 
Regierung und Möglichkeit, einen Gesetzentwurf bei 
unzureichender Regelungsfolgenabschätzung nicht 
auf die Tagesordnung der Nationalversammlung zu 
setzen

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

– Regelungsfolgenabschätzung

Aktuelle Entwicklungen

– zunehmende Beteiligung nichtstaatlicher Akteure an 
der Nachhaltigkeitspolitik

23 Die Konferenz der Präsidenten besteht aus dem Präsidenten und den 
sechs Vizepräsidenten der Nationalversammlung, den acht Vorsitzen-
den der ständigen Ausschüsse, dem Generalberichterstatter des Aus-
schusses für Finanzen, Wirtschaft und Haushaltskontrolle, dem Vor-
sitzenden des Ausschusses für Europaangelegenheiten und den 
Vorsitzenden der Fraktionen (Assemblée nationale 2010).
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schuss zur Evaluierung und Kontrolle der öffentlichen 
Politik, „Comité d'évaluation et de contrôle des politiques 
publiques“24, der Nationalversammlung vom Sprecher 
der Nationalversammlung oder dem Vorsitzenden einer 
der acht ständigen Ausschüsse aufgefordert werden, eine 
Regelungsfolgenabschätzung zu bewerten. Bei einer ab-
weichenden Einschätzung von Parlament und Regierung 
über die Qualität der Regelungsfolgenabschätzung kann 
der Verfassungsrat, „Conseil Constitutionnel“, das fran-
zösische Verfassungsgericht, zur Schlichtung angerufen 
werden (Assemblée nationale o. J. a; EP DG IPOL 2011, 
S. 81; OECD 2010, S. 111).

2.1.4 Niederlande

Die Niederlande sind eine parlamentarische Monarchie. 
Das „Staten-Generaal“ genannte niederländische Parla-
ment ist ein Zweikammersystem. Die Erste Kammer, 
„Eerste Kamer“, besteht aus 75 Mitgliedern, die nicht di-
rekt, sondern gemeinsam von allen Abgeordneten der 
Provinziallandtage, „Provinciale Staten“, gewählt wer-
den. Die Zweite Kammer, „Tweede Kamer“, hat 150 di-
rekt gewählte Abgeordnete. Kein Mitglied des Parla-
ments darf zugleich ein Minister- oder Staatssekretärsamt 
innehaben. Jedes Gesetz bedarf der Zustimmung beider 
Kammern. Die Erste Kammer hat ein umfassendes Bera-
tungsrecht, kann aber die ihr von der Zweiten Kammer 
nach Verabschiedung zugeleiteten Gesetzentwürfe nur 
annehmen oder ablehnen, jedoch nicht verändern. Zwi-
schen beiden Kammern besteht kein Vermittlungsverfah-
ren, und auch die Regierung kann in dieser Gesetzge-
bungsphase keine Änderungen mehr einbringen. Jedoch 
kann die Erste Kammer durch andauernde Beratungen 
Änderungsbedarf gegenüber der Zweiten Kammer signa-
lisieren und diese dadurch indirekt zur Vorlage einer 
neuen Fassung auffordern (AA 2012c; Lepszy/Wilp 
2009, S. 408 u. 416 f.).

Das Land ist in zwölf Provinzen und 443 Gemeinden un-
tergliedert. Diese verfügen über eigene Parlamente und 
Exekutiven. Die Provinzen und Gemeinden sind für den 
Verwaltungsvollzug zuständig (Lepszy/Wilp 2009, 
S. 440 ff.).

Rechtsgrundlagen der Nachhaltigkeitspolitik

Die niederländische Verfassung, „Grondwet voor het 
Koninkrijk der Nederlanden“, enthält zwar nicht aus-
drücklich ein Leitbild Nachhaltigkeit. Jedoch erklärt Arti-
kel 21 die Bewohnbarkeit des Landes sowie den Schutz 

und die Verbesserung der Umwelt zur Aufgabe des Staa-
tes (VdW 2012a).

Nachhaltigkeitspolitik

Die Niederlande gelten als Vorreiter bei der politischen 
Umsetzung des Konzepts nachhaltiger Entwicklung. Be-
reits 1984 wurde mit der Entwicklung eines nationalen 
Umweltplans, „Nationaal Milieubeleidsplan“ (NMP), be-
gonnen, der 1989 vorgelegt wurde. Nach konzeptionellen 
Weiterentwicklungen 1993 und 1998 wurde 2001 der 
vierte und bislang letzte nationale Umweltplan verab-
schiedet. Dieser betont das Vorsorgeprinzip, interministe-
rielle Koordinierung und langfristige Zeithorizonte in der 
Umweltpolitik. Mittlerweile wurde unter dem Begriff des 
„transition management“ ein Konzept zur langfristigen 
Umgestaltung gesellschaftlicher Teilbereiche mit dem 
Ziel eingeführt, eine nachhaltige Entwicklung zu fördern. 
Das Konzept beruht auf langfristig angelegten Strategien 
und Visionen, verhandlungs- und netzwerkbasierten Um-
setzungsstrategien mit der Offenheit für Experimente, 
Lernen und Anpassung (Eisgruber 2010, S. 1; Frost 2006, 
S. 2; Milieufocus 2008a u. 2008b).

Die praktischen Ergebnisse der Umweltpläne wurden als 
gering bewertet (Lafferty/Meadowcroft 2000). Auch 
2006 durchgeführte Analysen der niederländischen Um-
weltbewertungsbehörde, „Planbureau voor de Leefomge-
ving“ (PBL), ergaben, dass trotz der Umsetzung neuer 
Initiativen keine langfristige Ausrichtung der Politik er-
reicht wurde (PBL 2009).

Bereits in den Jahren 2001 und 2002 wurden Entwürfe ei-
ner Nachhaltigkeitsstrategie verfasst. Diese wurden aber 
vom Kabinett nicht verabschiedet und stattdessen als Be-
richte („National Strategy for Sustainable Development: 
Government Policy Review“; „National Strategy for Sus-
tainable Development: National Review“) veröffentlicht. 
2003 wurde das Programm „Sustainable Action“ als 
Nachhaltigkeitsstrategie verabschiedet. Allerdings ist das 
Dokument vor allem eine Zusammenstellung bestehender 
Programme mit dem Ziel, die Möglichkeit zur Umset-
zung einer nachhaltigen Entwicklung zu illustrieren, die 
soziokulturelle, ökologische und ökonomische Belange 
ausgewogen berücksichtigt. Auch sollen Lerneffekte für 
andere Initiativen erschlossen und gesellschaftliche Ak-
teure mobilisiert werden. Nicht staatliche Maßnahmen, 
sondern die Aktivitäten gesellschaftlicher Akteure sollen 
eine nachhaltige Entwicklung verwirklichen (Eisgruber 
2010, S. 1; MBZ 2003, S. 7 u. 9).

Im Jahr 2007 ließen die Niederlande ihre Nachhaltigkeits-
politik mithilfe eines Peer Reviews durch Experten aus 
Deutschland, Finnland und Südafrika überprüfen. Diese 
stellten fest, dass die bisherige Nachhaltigkeitsstrategie 
eher einem Handlungsprogramm entspricht und empfah-
len die Entwicklung einer neuen Strategie. Als Gründe 
hierfür wurde angeführt, dass

– das Konzept trotz Betonung sozialer, ökonomischer 
und ökologischer Aspekte (MBZ 2003, S. 9) aus-
schließlich auf den Bereich Umwelt ausgerichtet sei, 
soziale und ökonomische Ziele dagegen keine Berück-
sichtigung fänden,

24 Die Kommission zur Evaluierung und Kontrolle der öffentlichen 
Politik besteht aus dem den Vorsitz führenden Präsidenten der Natio-
nalversammlung, den Vorsitzenden der acht ständigen Ausschüsse, 
dem Generalberichterstatter des Ausschusses für Finanzen, Wirt-
schaft und Haushaltskontrolle, dem Vorsitzenden des Ausschusses 
für Europaangelegenheiten, dem Ersten Vizepräsidenten des Parla-
mentarischen Büros für die Bewertung wissenschaftlicher und tech-
nologischer Optionen, dem Vorsitzenden der parlamentarischen De-
legation für die Rechte der Frauen und Chancengleichheit von 
Frauen und Männern sowie 16 von den Fraktionen ernannte Mitglie-
der der Nationalversammlung (Assemblée nationale o. J. a).
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– ein Maßnahmenkatalog ohne leitende Vision, Richtli-
nien und quantifizierten Indikatoren erstellt worden 
sei,

– die Aktivitäten des Staates, der Wirtschaft und der Zi-
vilgesellschaft nicht verknüpft seien sowie

– eine effektive Kooperation zwischen Ministerien und 
Verwaltungsebenen nicht gewährleistet sei (IIED o. J.).

In einem Brief an die Zweite Kammer reagierte die Re-
gierung 2008 auf die Kritik der Gutachter. In dem Schrei-
ben wurde ein Kabinettsweiter Ansatz für Nachhaltige 
Entwicklung, „Kabinetsbrede Aanpak Duurzame Ontwik-
keling“, dargelegt. Dieser Ansatz folgt dem Drei-Säulen-
Konzept von Nachhaltigkeit und umfasst kurz- und lang-
fristige Ziele sowie eine stärkere Verpflichtung der Regie-
rung zu nachhaltiger Entwicklung. Allerdings kommt Eis-
gruber (2010, S. 3) zu der Einschätzung, dass das Konzept 
weiterhin auf Umweltaspekte fokussiert sei (ESDN 2011d; 
VROM 2008).

Obwohl die 2010 angetretene Regierung in ihrem Koali-
tionsvertrag die Fortführung der Nachhaltigkeitspolitik 
bekundete und der Sozialwirtschaftliche Rat der Nieder-
lande, „Sociaal-Economische Raad“ (SER), der die Re-
gierung in volkswirtschaftlichen Angelegenheiten berät, 
im Jahr 2010 eine Vision nachhaltiger Entwicklung 
„Meer werken aan duurzame groei“ veröffentlichte, sind 
bislang keine Aktivitäten zu einer Neufassung der Nach-
haltigkeitsstrategie erkennbar. So bekräftigen Gjoksi et al. 
(2010) die Einschätzung des Peer Reviews von 2007, 
dass die Niederlande zwar einen strategischen Ansatz 
zum Thema Nachhaltigkeit verfolgten, aber über keine 
vollwertige Nachhaltigkeitsstrategie verfügten. Auch sei 
bislang kein Indikatorensatz zur Fortschrittsermittlung in 
der Nachhaltigkeitspolitik entwickelt worden (ESDN 
2011d; Gjoksi et al. 2010, S. 6 u. 43).

Allerdings hat das für Umwelt verantwortliche Ministe-
rium „Ministerie van Infrastructuur en Milieu“ 2011 eine 
Nachhaltigkeitsagenda, „Agenda duurzaamheid“, vorge-
stellt. Diese wiederholt die Grundzüge der Nachhaltig-
keitsstrategie von 2003, indem zentrale Handlungsfelder 
unter Verweis auf aktuelle und künftige Programme der 
Regierung und weiterer Akteure beschrieben werden. 
Aus haushaltspolitischen Gründen sollen die Kosten der 
Nachhaltigkeitspolitik vermehrt von der Gesellschaft statt 
von der Regierung getragen werden. Die Regierung er-
mutigt gesellschaftliche Akteure, selbstständig Verant-
wortung zu übernehmen. Beispielsweise sollen 59 Green-
Deal-Projekte Unternehmen, Nichtregierungsorganisatio-
nen und Bürger anregen, Pläne für eine nachhaltige Wirt-
schaft zu entwickeln und umzusetzen (ESDN 2012; Reu-
ters 2011; Heijden 2011).

Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik

Die Nachhaltigkeitspolitik wird durch die Regierung ge-
staltet. Dabei kommt dem Kabinett eine hohe Bedeutung 
zu. Dieses hat die Nachhaltigkeitsstrategie von 2003 und 
den 2008 verfassten Brief an das Parlament verabschiedet. 
Dadurch sind zwar grundsätzlich alle Ministerien an der 
Nachhaltigkeitspolitik beteiligt. Jedoch bringen sich nur 

die Ministerien für Außenpolitik, Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft sowie Raumplanung und Umwelt regel-
mäßig ein. Häufig ist auch das Büro des Ministerpräsi-
denten beteiligt (Eisgruber 2010, S. 1, 7 u. 9).

Aktuell ist nachhaltige Entwicklung kein ministerielles 
Tätigkeitsfeld. Das für Umwelt zuständige Ministerium 
„Ministerie van Infrastructuur en Milieu“ ist nicht aus-
drücklich mit der Nachhaltigkeitspolitik befasst, trägt 
aber nach eigenem Bekunden zu einer nachhaltigen Wirt-
schaftsentwicklung bei. Auch besteht im Zuständigkeits-
bereich des Ministeriums keine spezialisierte Behörde für 
Nachhaltigkeitspolitik. Allerdings erstellt die Umweltbe-
wertungsbehörde, „Planbureau voor de Leefomgeving“ 
(PBL), im Auftrag der Regierung Fachinformationen und 
Studien in den Bereichen nachhaltige Entwicklung, Kli-
mawandel, Energie, Biodiversität, Landnutzung und Luft-
qualität. Zu nennen sind insbesondere der „Sustainability 
Outlook“ von 2004 „Quality for the Future“ und der 
„Sustainability Outlook“ von 2007, 2008 und 2010 (erster 
Teil: „The Netherlands Later“; zweiter Teil: „The Nether-
lands in a Sustainable World“; dritter Teil: „The Nether-
lands in the Future“). Diese thematisieren grundsätzliche 
Fragen der Nachhaltigkeitspolitik, etwa zur Verknüpfung 
der sozialen, ökonomischen und sozialen Dimensionen 
von Nachhaltigkeit, zur Vereinbarkeit des Lebensstan-
dards gegenwärtiger und künftiger Generationen oder 
zum Zusammenhang von nationaler Nachhaltigkeitspoli-
tik und globalen Entwicklungen. Zur Bearbeitung solcher 
Fragestellungen verfügt die Umweltbehörde über ein as-
soziiertes Expertengremium „Advisory Board of the 
Netherlands Environmental Assessment Agency“ und 
kann weitere Experten anhören. Auch kooperiert PBL mit 
weiteren Beratungsinstitutionen der Regierung, wie dem 
Wissenschaftlichen Rat für Regierungspolitik, „We-
tenschappelijke Raad voor het Regeringsbeleid“ (WRR), 
oder dem zum Jahresbeginn 2010 aufgelösten Rat für 
Raumplanungs-, Umwelt- und Naturforschung, „Raad 
voor Ruimtelijk, Milieu- en Natuuronderzoek“ (RMNO) 
(EEAC 2010; GotN o. J. a., o. J. b und o. J. c; PBL 2008, 
S. iii; PBL 2011; WRR o. J.).

Im 2008 formulierten Kabinettsweiten Ansatz für Nach-
haltige Entwicklung, „Kabinetsbrede Aanpak Duurzame 
Ontwikkeling“, ist keine Regelung über eine Berichter-
stattung zu Fortschritten in der Nachhaltigkeitspolitik nie-
dergelegt. Jedoch veröffentlichten das Zentrale Statistik-
büro, „Centraal Bureau voor de Statistiek“, das Zentrale 
Planungsbüro, „Centraal Planbureau“, die Umweltbewer-
tungsbehörde PBL und das Planungsbüro für Soziales 
und Kultur, „Sociaal en Cultureel Planbureau“, 2009 und 
2011 gemeinsam Monitorberichte zur Nachhaltigkeit, 
„Monitor Duurzaam Nederland“ (CBS et al. 2009 u. 
2011).

Rolle des Parlaments

Obwohl das niederländische Parlament seine Beteiligung 
an der Nachhaltigkeitspolitik als sehr hoch einschätzt 
(IZT/FFU 2011, S. 107), ist seine Mitwirkung an der 
Nachhaltigkeitspolitik minimal. Es gibt keinen auf Nach-
haltigkeit spezialisierten Ausschuss. Stattdessen kommt 
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in der Regel dem Ausschuss, der das Themenfeld des für 
Nachhaltigkeit zuständigen Ministeriums bearbeitet, eine 
entsprechende Funktion zu. Aktuell trifft dies auf den 
ständigen Ausschuss für Infrastruktur und Umwelt, 
„Vaste commissie voor Infrastructuur en Milieu“, zu. Die-
ser befasst sich jedoch nicht umfassend mit Nachhaltig-
keit, sondern ausdrücklich mit den Bereichen Umwelt 
und Klima (TKS-G 2012).

Im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie von 2003 sind 
jährlich Fortschrittsberichte an das Parlament vorgesehen 
(MBZ 2003, S. 4). Inwieweit dieses Vorhaben realisiert 
wurde, war nicht zu ermitteln.

2.1.5 Polen

Polen ist eine zentralstaatlich organisierte parlamentari-
sche Demokratie. Das polnische Parlament besteht aus 
dem Sejm mit 460 Mitgliedern und dem Senat, dem 
100 Abgeordnete angehören. Die Senatoren repräsentie-
ren die 16 Verwaltungsbezirke, gehören aber den regiona-
len Parlamenten nicht an. Die Bedeutung des Senats für 
die Gesetzgebung ist im Vergleich zum Sejm gering. Der 
Senat kann vom Sejm angenommene Gesetzentwürfe 
überprüfen und Änderungsvorschläge unterbreiten. Diese 
Vorschläge kann der Sejm mit absoluter Mehrheit abwei-
sen. Außerdem kann der Senat Gesetzesinitiativen in den 
Sejm einbringen. Die Regierungskontrolle obliegt allein 
dem Sejm (AA 2011c; Sejm 2009; Ziemer/Matthes 2010, 
S. 231).

Das Land ist in 16 Verwaltungsbezirke, „Województwo“, 
379 Kreise, „powiat“, und 2 478 Gemeinden, „gmina“, 
mit beschränkten Verwaltungsbefugnissen unterteilt 

(Bundesregierung 2011). Verwaltungsbezirke und Kreise 
verfügen über eigene Volksvertretungen und Exekutiven. 
Ihre Kompetenzen sind aber eher gering.

Rechtsgrundlagen der Nachhaltigkeitspolitik

In der polnischen Verfassung von 1997 ist in Artikel 5 der 
Schutz der natürlichen Umwelt gemäß den Prinzipien 
nachhaltiger Entwicklung als Staatsziel definiert. Die 
Prinzipien nachhaltiger Entwicklung werden im Verfas-
sungstext nicht benannt (Sejm 2009).

Nachhaltigkeitspolitik

Die Entwicklung der polnischen Nachhaltigkeitspolitik 
erfolgte im Zusammenhang mit dem Beitritt des Landes 
zur Europäischen Union. Im Zuge der 1998 begonnenen 
Beitrittsverhandlungen wurden zahlreiche Regelungen er-
lassen, um polnisches Recht mit den Normen der EU zu 
harmonisieren. Besonderer Nachholbedarf bestand bei 
der langfristigen Politikplanung. Zur Erfüllung der EU-
Vorgaben in diesem Bereich wurden über 400 strategi-
sche Dokumente verfasst. Diese waren oft widersprüch-
lich oder verfolgten entgegengesetzte Ziele. Darüber hi-
naus blieben die Dokumente nach Regierungswechseln in 
der politischen Arbeit häufig unberücksichtigt (EEA 
2011b, S. 7 f.; MRD 2011, S. 11). Da zwischen 1997 und 
2007 sieben Ministerpräsidenten im Amt waren, entfalte-
ten die Strategiedokumente kaum Wirkung.

Im Bereich nachhaltiger Entwicklung wurden etwa 
260 bindende Strategiedokumente entwickelt. Die wich-
tigsten sind die Langfristige Strategie für dauerhafte und 
nachhaltige Entwicklung Polen 2025, „Strategia Zrówno-
wazonego Rozwoju Polski do roku 2025“, die nationale 
Umweltschutzstrategie, „Prawo ochrony srodowiska“, die 
nationale Umweltbildungsstrategie, „Narodowa Strategia 
Edukacji Ekologicznej“ aus dem Jahr 2000 sowie das 
Umweltschutzgesetz, „Prawo ochrony srodowiska“ und 
die Zweite Nationale Umweltpolitik, „Druga Polityka 
Ekologiczna Panstwa“, von 2001 (EEA 2011b, S. 8; 
Zółtowski et al. 2004, S. 13 f.).

Die im Jahr 2000 vom Sejm verabschiedete Nachhaltig-
keitsstrategie basiert zwar auf dem Drei-Säulen-Konzept 
von Nachhaltigkeit. Der Schwerpunkt liegt aber auf der 
wirtschaftlichen Entwicklung des Landes: Polen soll zu 
den führenden Wirtschaftsnationen aufschließen und den 
durchschnittlichen Lebensstandard in der EU erreichen. 
Die weiteren Dokumente sind als Ergänzung zur Nach-
haltigkeitsstrategie angelegt. Das Umweltschutzgesetz 
legt Zuständigkeiten und Prozeduren von Verwaltungsbe-
hörden für eine nachhaltige Entwicklung fest und soll zu-
sammen mit bereichsspezifischen Gesetzen, etwa zu Was-
ser, Abwasser oder Wäldern, einen Leitfaden für die 
Erarbeitung spezifischer nationaler Strategien bilden. Im 
Rahmen der Zweiten Nationalen Umweltpolitik wurden 
überarbeitete Fortschrittsindikatoren eingeführt. Die na-
tionale Umweltschutzstrategie soll einen Zwischenschritt 
hin zu einem nationalen Entwicklungsplan bilden. Die 
nationale Umweltbildungsstrategie zielt darauf ab, den 
Gedanken nachhaltiger Entwicklung in allen Lebensbe-

Niederlande auf einen Blick

Zentrale Dokumente der Nachhaltigkeitspolitik

– Verfassung: Schutz der Umwelt und Bewohnbarkeit 
des Landes als Staatsziel

– Nachhaltigkeitsstrategie von 2003 „Sustainable 
Action“

– Konzept eines Kabinettsweiten Ansatzes für Nach-
haltige Entwicklung von 2008

Gestaltung und Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik

– Regierung

Parlamentarische Beteiligung

– keine parlamentarische Mitwirkung an der Gestal-
tung und Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

– keine

Aktuelle Entwicklungen

– keine
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reichen zu verankern (IZT/FFU 2011, S. 26 f.; TGCSS 
2000, S. 2; Zółtowski et al. 2004, S. 13 f.).

Die polnische Nachhaltigkeitsstrategie entfaltete kaum 
Wirkung. Wechselnde Regierungen und damit einherge-
hende Personalveränderungen in den öffentlichen Behör-
den und die unübersichtliche Menge von überwiegend 
kurz- und mittelfristig angelegten sowie stark sektoral fo-
kussierten Strategiepapieren waren Anlass für die 2007 
angetretene Regierung unter Donald Tusk, die Nachhal-
tigkeitsstrategie im selben Jahr für ungültig zu erklären. 
Zwar besteht seit 2007 ein Auftrag an die Ministerien für 
regionale Entwicklung und Umwelt, gemeinsam eine 
neue Nachhaltigkeitsstrategie zu entwickeln. Die Arbei-
ten haben aber bislang nicht begonnen (Chodorowska 
2009, S. 1; EEA 2011b, S. 8 u. 20).

Bereits 2006 wurde ein Prozess zur Restrukturierung der 
öffentlichen Verwaltung initiiert (EEA 2011b, S. 7). Seit 
2009 zielt dieser Prozess auch darauf ab, eine mittel- und 
langfristige allgemeine Politikplanung sowie Kapazitäten 
zu deren Umsetzung zu etablieren. Spezialisierte Politik-
felder, wie die Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik, neh-
men in dieser Entwicklung keine herausragende Rolle 
ein. Aktuell werden folgende Strategien verfolgt, die 
mehrheitlich keinen Bezug zu Prinzipien nachhaltiger 
Entwicklung erkennen lassen:

– „Polska 2030“, eine langfristige Entwicklungsstrate-
gie, die von den Beratern des Ministerpräsidenten ent-
worfen wurde und durch die Kanzlei des Ministerprä-
sidenten, „Kancelaria Prezesa Rady Ministrów“, 
koordiniert wird (BSAPMP 2009, S. 1),

– Nationale Entwicklungsstrategie „Strategia Rozwoju 
Kraju“ 2007–2015, eine bis 2020 verlängerte mittel-
fristige Entwicklungsstrategie, die durch das Ministe-
rium für Regionale Entwicklung, „Ministerstwo 
Rozwoju Regionalnego“, koordiniert wird (MRD 
2011, S. 18), sowie

– neun aus ursprünglich 42 inhaltlich ähnlichen Doku-
menten zusammengefasste sektorale Strategien 
(Gjoksi et al. 2010, S. 9) zur Entwicklung des Landes 
in den Bereichen Bildung, Infrastruktur, Kultur, natio-
nale Sicherheit, Umwelt, Verwaltung und Wirtschaft 
sowie zur Stärkung der nachhaltigen Entwicklung 
ländlicher Räume (BSAPMP 2009, S. 1 f.; ESDN 
2011e).

Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik

Die Nachhaltigkeitsstrategie aus dem Jahr 2000 wurde 
von einer interministeriellen Arbeitsgruppe, dem Rat für 
Nachhaltige Entwicklung, „Rada do Spraw 
Zrównoważonego Rozwoju“, erarbeitet. Dieser besteht 
aus allen Ministern sowie aus Repräsentanten von Nicht-
regierungsorganisationen und Unternehmen. Der Rat hat 
die Aufgabe, Analysen und Empfehlungen für die Siche-
rung von nachhaltiger Entwicklung in Polen zu erarbei-
ten. Seit 2007 ist der Rat für Nachhaltige Entwicklung in-
aktiv (Chodorowska 2009, S. 1 u. 9).

Die Nachhaltigkeitsstrategie sah vor, dass alle Ministe-
rien und Zentralbehörden die Verantwortung für eine er-
folgreiche nachhaltige Entwicklung tragen. Derzeit ist 
Nachhaltigkeit jedoch kein ministerieller Tätigkeitsbe-
reich. Die Zuständigkeit für die Koordinierung der Nach-
haltigkeitspolitik liegt seit 2009 beim Ministerpräsiden-
ten. Dort wurden zwei Schlüsselgremien für die 
langfristige Politikplanung geschaffen. 2008 wurde die 
Strategische Beratergruppe beim Ministerpräsidenten, 
„Zespół Doradców Strategicznych Prezesa Rady Minis-
trów“, eingerichtet. Diese wurde vom damaligen Staats-
sekretär in der Kanzlei des Ministerpräsidenten und heuti-
gen Minister für Öffentliche Verwaltung und 
Digitalisierung gegründet und seitdem auch geleitet. Das 
Gremium besteht aus Wissenschaftlern verschiedener 
Disziplinen. Außerdem wurde 2009 das Komitee zur Ko-
ordinierung der Entwicklungspolitik, „Komitet Koordy-
nacyjny do spraw Polityki Rozwoju“, gegründet. Dieses 
berät den Ministerpräsidenten im Bereich der strategi-
schen Planung und setzt sich aus Kabinettsmitgliedern 
zusammen (Chodorowska 2009, S. 9; EEA 2011b, S. 8; 
Gjoksi et al. 2009, S. 7; KPRM 2010 u. 2011; MRD 2011, 
S. 18).

Rolle des Parlaments

Die Erarbeitung der Nachhaltigkeitsstrategie von 2000 
geht auf einen Auftrag des Sejm von 1999 zurück. Gemäß 
der inzwischen außer Kraft gesetzten Nachhaltigkeitsstra-

Polen auf einen Blick

Zentrale Dokumente der Nachhaltigkeitspolitik

– keine

Gestaltung der Nachhaltigkeitspolitik

– Kanzlei des Ministerpräsidenten

– Strategische Beratergruppe beim Ministerpräsiden-
ten

– Komitee zur Koordinierung der Entwicklungspolitik

Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik

– derzeit keine nachhaltigkeitspolitischen Programme

Parlamentarische Beteiligung

– Erarbeitung der Nachhaltigkeitsstrategie nach Auf-
trag des Parlaments, sonst keine Mitwirkung an Ge-
staltung oder Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

– keine

Aktuelle Entwicklung

– Etablierung von Gremien zur langfristigen Politik-
planung
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tegie sollte das Parlament die Einhaltung der Ziele und 
den Fortschritt der Strategie überwachen. Ein hierfür vor-
gesehener Ausschuss wurde jedoch bislang nicht einge-
setzt. In der Reform der strategischen Politikplanung 
spielt das Parlament keine Rolle (EEA 2011b, S. 25, 30 u. 
32; IZT/FFU 2011, S. 26; PWA 21 2009).

2.1.6 Schweden

Schweden ist eine parlamentarische Monarchie. Das 
schwedische Parlament, der „Riksdag“, setzt sich aus 
349 Abgeordneten zusammen (AA 2011d). Das Land 
wird zentralistisch verwaltet. Jedoch verfügen die 21 Re-
gionen, „län“, und 290 Gemeinden, „kommun“, über ei-
gene Parlamente und Exekutiven (Regeringskansliet 
2011b).

Rechtsgrundlagen der Nachhaltigkeitspolitik

Die schwedische Verfassung besteht aus mehreren Doku-
menten. Das wichtigste ist das 1975 in Kraft getretene 
Gesetz zur Regierungsform, „regeringsformen“. Dazu 
kommen das Thronfolgegesetz, „successionsordningen“, 
von 1810, das Pressegesetz, „tryckfrihetsförordningen“, 
von 1949 und das Gesetz über die Freiheit der Meinungs-
äußerung, „yttrandefrihetsförordningen“, von 1991 sowie 
die Reichstagsordnung, „riksdagsordningen“, von 1974, 
deren Rang zwischen Verfassungsgesetz und gewöhnli-
chem Gesetz verortet ist (Jahn 2009, S. 107 f.). Das Prin-
zip der Nachhaltigkeit wurde 2003 in das Gesetz zur Re-
gierungsform aufgenommen und damit in der Verfassung 
verankert. Es heißt dort: „Das Gemeinwesen fördert eine 
nachhaltige Entwicklung, die zu einer guten Umwelt für 
heutige und zukünftige Generationen führt.“ (VdW 
2012b)

Nachhaltigkeitspolitik

Im Jahr 2002 wurde die schwedische Nachhaltigkeitsstra-
tegie, „Nationell strategi för hållbar utveckling“, von der 
Regierung verabschiedet. Der Text betont das Drei-Säu-
len-Modell von Nachhaltigkeit und ist nach zwei Überar-
beitungen in den Jahren 2004 und 2006, die unter ande-
rem 87 Indikatoren zur Fortschrittskontrolle einführten, 
bis heute das gültige Leitdokument der Nachhaltigkeits-
politik. Eine für 2010 vorgesehene Überprüfung und 
Überarbeitung der Strategie ist nach einem Regierungs-
wechsel im Jahr 2006 nicht erfolgt (Regeringskansliet 
2002, S. 34, 2004, S. 5, 2006b, S. 17, 72 u. 74, 2008a u. 
2011a).

Schweden ist Mitglied des Nordischen Rats, „The Nordic 
Council“. Im Jahr 2000 hat der Nordische Ministerrat, 
„Nordic Council of Ministers“, eine Strategie für nach-
haltige Entwicklung im Norden verabschiedet. Nach zwei 
Überarbeitungen gilt die aktuelle Strategie für den Zeit-
raum von 2009 bis 2012 „Hållbar utveckling – En ny kurs 
för Norden“ (Nordiska ministerrådet 2009). Sie soll die 
Nachhaltigkeitsstrategien der Mitgliedstaaten ergänzen 
und Kooperationsvorteile erschließen.

Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik

Die Umsetzung der von der Exekutive formulierten 
Nachhaltigkeitsstrategie ist Aufgabe aller Regierungsin-
stitutionen, welche die Prinzipien nachhaltiger Entwick-
lung in ihrer Arbeit berücksichtigen müssen. Bei der Im-
plementierung der Nachhaltigkeitsstrategie wirken die 
Regionalverwaltungen unterstützend mit. Im Jahr 2003 
wurde beim Büro des Premierministers eine Abteilung für 
Nachhaltige Entwicklung geschaffen, um die Arbeit der 
18 Ministerien und Behörden zu koordinieren. Darüber 
hinaus war die Abteilung für Nachhaltige Entwicklung 
auch an der inhaltlichen Arbeit zum Strategieprozess be-
teiligt. Beispielsweise führte sie die zweite Überarbeitung 
der Nachhaltigkeitsstrategie durch. 2005 ging die Abtei-
lung für Nachhaltige Entwicklung in das neu gegründete 
Ministerium für Nachhaltige Entwicklung, „Miljö- och 
samhällsbyggnadsdepartementet“, über. Das Ministerium 
vereinte die Ressorts Umwelt-, Energie- und Wohnungs-
politik. Ebenfalls im Jahr 2005 wurde der Rat für Nach-
haltige Entwicklung, „Hållbarhetsrådet“, beim Zentral-
amt für Bauwesen, Planungswesen und Raumplanung, 
„Boverket“, eingesetzt. Seine Aufgabe bestand in der Un-
terstützung der Implementierung der Nachhaltigkeitsstra-
tegie auf lokaler und regionaler Ebene unter anderem im 
Rahmen von Agenda-21-Projekten (ESDN 2011f; Rege-
ringskansliet 2004, S. 8, u. 2006b, S. 17 f.).

Nach dem Regierungswechsel 2006 erfolgte eine Umori-
entierung der Nachhaltigkeitspolitik. Das bislang ver-
folgte Drei-Säulen-Konzept von Nachhaltigkeit wurde 
zugunsten einer auf den Klimawandel fokussierten Politik 
zurückgestellt. Umweltaspekte wurden gegenüber wirt-
schaftlichen und sozialen Handlungszielen priorisiert. 
Eine institutionelle Folge dieser neuen Ausrichtung war 
einerseits die Rückkehr zu einer Verteilung nachhaltig-
keitspolitischer Kompetenzen auf mehrere Institutionen. 
Im Jahr 2007 wurde das Ministerium für Nachhaltige Ent-
wicklung samt der Abteilung für Nachhaltige Entwick-
lung aufgelöst. Die Zuständigkeit für die Koordinierung 
der nationalen Nachhaltigkeitspolitik wurde dem Um-
weltministerium übertragen. Die Beteiligung Schwedens 
an der Nachhaltigkeitsstrategie des Nordischen Rats wird 
durch das Ministerium für Soziale Angelegenheiten mit 
Unterstützung des Umweltministeriums koordiniert. Für 
Verpflichtungen aus der Nachhaltigkeitsstrategie der Eu-
ropäischen Union ist das Büro des Premierministers zu-
ständig. Die weltweite Nachhaltigkeitsarbeit obliegt dem 
Außenministerium (ERA 2007; ESDN 2011f; Quitzow 
2009b, S. 1; VVS info 2007).

Andererseits wurden Beratungs- und Arbeitsgremien um-
gebildet und/oder aufgelöst. So wurde der Rat für Nach-
haltige Entwicklung im Jahr 2007 durch die bis 2009 
bestellte Regierungskommission für nachhaltige Ent-
wicklung, „Regeringens kommissionen för hållbar ut-
veckling“, ersetzt. Die Kommission bestand aus dem Pre-
mierminister, der den Vorsitz innehatte, dem Umweltmi-
nister, dem Finanzminister sowie aus Vertretern großer 
schwedischer Konzerne, der Wissenschaft, von Umwelt-
schutzorganisationen und einem Repräsentanten der Eu-
ropäischen Union. Das Gremium wurde als Diskussions-
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forum gegründet und sollte ökologische, ökonomische 
und soziale Aspekte gleichberechtigt berücksichtigen. 
Den Schwerpunkt der Arbeit bildete jedoch der Klima-
wandel. Aufgabe des Gremiums war es, die gesellschaft-
liche Diskussion über nachhaltige Entwicklung zu fördern 
und Handlungsstrategien zu entwickeln. Im Jahr 2008 
wurde die 2006 zur Modernisierung der öffentlichen Ver-
waltung und zur ressortübergreifenden Verankerung nach-
haltiger Entwicklung gegründete Verwaltungsentwicklungs-
behörde „Verket för förvaltningsutveckling“ (Verva) 
aufgelöst (ESDN 2011f; Regeringskansliet 2006a, 2006b, 
S. 60, u. 2007a; Verva 2008; VVS info 2007).

Die Umsetzung der nationalen Nachhaltigkeitspolitik in 
konkrete Maßnahmen erfolgt durch die im Tätigkeitsbe-
reich des Umweltministeriums verortete schwedische 
Umweltschutzbehörde, „Naturvårdsverket“. Diese unter-
stützt außerdem andere Behörden, beispielsweise beim 
Erstellen von Umweltmanagementsystemen. Die Fort-
schritte in der Arbeit der schwedischen Umweltschutz-
behörde werden jährlich von der Regierung bewertet. 
Fortschrittsberichte zur Umsetzung der Nachhaltigkeits-
strategie werden aber nicht verfasst (EEA 2011a, S. 10; 
ESDN 2011f; Naturvårdsverket 2011; Quitzow 2009b, 
S. 2).

Die Maßnahmen der Regierung zur Umsetzung der nach-
haltigkeitspolitischen Ziele sollten regelmäßig überprüft 
und in Berichten dokumentiert werden. Auch sollte der 
2007 aufgelöste Rat für Nachhaltige Entwicklung, „Håll-
barhetsrådet“, jährlich einen Bericht über empfehlens-
werte Maßnahmen veröffentlichen (Regeringskansliet 
2006b, S. 72). Eine Veröffentlichung von Berichten durch 
diese oder andere Institutionen ist jedoch nicht zu erken-
nen.

Rolle des Parlaments

Bei der Ausarbeitung der Nachhaltigkeitsstrategie kam 
dem Parlament nur eine konsultative Funktion zu. Der 
„Riksdag“ hat die von der Regierung vorgelegte Nachhal-
tigkeitsstrategie in den Jahren 2002 und 2005 diskutiert 
und kommentiert. Jedoch wurde im Zuge der Ausrichtung 
der Nachhaltigkeitspolitik auf Umweltfragen die Rolle 
des Parlaments gestärkt. So wurde ein parlamentarischer 
Ausschuss für Klimafragen, „Parlamentariska berednin-
gen för klimatfrågor“, konstituiert, der Ziele und Maß-
nahmen der künftigen Klimapolitik festlegen sollte. Zur 
Unterstützung des Ausschusses wurde ein wissenschaftli-
cher Rat für Klimafragen, „Vetenskapligt råd för klimat-
frågor“, eingesetzt. 2008 hat der parlamentarische Aus-
schuss für Klimafragen seine Arbeit beendet und 
langfristige Ziele sowie einen bis zum Jahr 2020 reichen-
den Handlungsplan vorgelegt. Derzeit liegt die Verant-
wortung für Umweltfragen beim Ausschuss für Umwelt 
und Landwirtschaft, „Miljö- och jordbruksutskottet“. 
Dieser hat gemeinsam mit weiteren Ausschüssen einen 
Bericht zur Zukunft nachhaltiger und klimafreundlicher 
Städte in Auftrag gegeben (Quitzow 2009b, S. 7; Rege-
ringskansliet 2007b u. 2008b; SR 2012; VVS info 2007).

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

In Schweden ist eine Nachhaltigkeitsprüfung für Pläne 
und Programme, wie Flächenwidmungspläne oder Ver-
kehrsprogramme, formal vorgesehen. Jedoch wird diese 
Möglichkeit aufgrund unklarer gesetzlicher Regelungen 
in der Praxis kaum genutzt. Allerdings werden in der all-
gemeinen Folgenbewertung der Ministerien im Zuge der 
Vorbereitung von Gesetzen oder Regierungsmitteilungen 
Umweltaspekte geprüft. Auch Gesetzentwürfen oder Mit-
teilungen, die an den „Riksdag“ überstellt werden, geht 
eine Folgenbewertung aus ökologischer Perspektive vo-
raus (Arbter 2005, S. 6 u. 171; Regeringskansliet 2002, 
S. 12, u. 2006b, S. 63).

2.1.7 Vereinigtes Königreich

Das Vereinigte Königreich ist eine bikamerale parlamen-
tarische Monarchie. Das „House of Commons“ besteht 
aus 650 gewählten Mitgliedern. Das „House of Lords“ 
umfasst derzeit 816 Mitglieder, von denen 765 ihr Man-
dat ausüben. Von den Mitgliedern des „House of Lords“ 
ist nur ein kleiner Teil gewählt (AA 2012b; Sturm 2009, 
S. 272; UK Parliament 2012).

Großbritannien, bestehend aus England, Schottland und 
Wales, bildet zusammen mit Nordirland das Vereinigte 
Königreich. 1998 verabschiedete das Parlament des Ver-
einigten Königreichs drei Dezentralisierungsgesetze 
(„Northern Ireland Act“, „Scotland Act“, „Government of 
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– Fokussierung auf Klima- und Umweltaspekte
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Wales Act“), die es Nordirland, Schottland und Wales er-
möglichten, eigene Regionalparlamente und -regierungen 
einzusetzen. Das Parlament des Vereinigten Königreichs 
entscheidet über die Befugnisse der Regionalparlamente. 
Derzeit verfügt jedes Regionalparlament über ein kom-
plexes Gefüge unterschiedlicher Kompetenzen. Dazu ge-
hören wichtige Bereiche nachhaltiger Politik wie Land-
wirtschaft, Forste und Fischerei, Umwelt und Planung, 
wirtschaftliche Entwicklung sowie Verkehr (Cabinet 
Office o. J. a und o. J. b).

Parallel zur Stärkung der politischen Selbstbestimmung 
der Landesteile findet seit 1999 eine Dezentralisierung 
der Politik statt. Zunehmend mehr Zuständigkeiten wer-
den auf die Ebene der Grafschaften, „counties“, bzw. der 
nordirischen Bezirke, „districts“, verlagert (HM Govern-
ment 2005, S. 157). Dies betrifft auch die Nachhaltig-
keitspolitik.

Rechtsgrundlagen der Nachhaltigkeitspolitik

Das Vereinigte Königreich hat keine geschriebene Verfas-
sung. Ein verfassungsrechtlicher Rahmen wird jedoch 
durch Dokumente wie beispielsweise die „Magna Carta“, 
durch Konventionen, Gesetze sowie gerichtliche Präze-
denzentscheidungen und Gesetzesinterpretationen gebil-
det. Dazu gehört auch die Konstituierung des Parlaments 
als Souverän, das heißt die Staatsgewalt geht nicht vom 
Volk aus. Prinzipien nachhaltiger Entwicklung sind nicht 
derart festgeschrieben (Sturm 2009, S. 266 f.). Die Nach-
haltigkeitspolitik gründet vielmehr auf gesetzlicher 
Ebene.

Nachhaltigkeitspolitik

1999 hat das Vereinigte Königreich die erste Nachhaltig-
keitsstrategie „A Better Quality of Life“ veröffentlicht. 
Nach einer Überprüfung wurde 2005 ein Rahmenpro-
gramm „One future – different paths“ erlassen. Dieses 
bildet die Grundlage für die Umsetzung nachhaltiger 
Politik in Zusammenarbeit mit den Regierungen der Lan-
desteile Nordirland, Schottland und Wales (Defra 2011a, 
S. 2; HM Government 2005, S. 14; OFMDFM 2006, S. 6).

Für England und nicht an die Regionalregierungen über-
tragene Politikbereiche wurde 2005 eine neue Strategie 
„Securing the future“ erlassen, die den Status einer natio-
nalen Strategie hat. Diese beinhaltet 68 Indikatoren zur 
Fortschrittskontrolle. Nordirland, Schottland und Wales 
erstellen jeweils eigene Nachhaltigkeitsstrategien, welche 
die nationale Strategie unterstützen und umsetzen. Dem-
entsprechend finden sich inhaltlich und konzeptionell nur 
geringe Unterschiede zwischen den Dokumenten. Alle 
basieren auf dem Drei-Säulen-Konzept von Nachhaltig-
keit (HM Government 2005, S. 21).

Nordirland hat 2006 seine erste Nachhaltigkeitsstrategie 
„First steps towards sustainability“ erlassen. Diese ver-
pflichtet alle öffentlichen Institutionen ab 2007 nachhal-
tige Entwicklung bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
zu berücksichtigen. Im Jahr 2010 wurde eine überarbei-
tete Nachhaltigkeitsstrategie „Everyone's Involved“ so-
wie 2011 der dazugehörige Umsetzungsplan „Focus on 

the Future“ veröffentlicht. Beide Dokumente sehen die Ent-
wicklung von Fortschrittsindikatoren vor (OFMDFM 
2006, S. 129, 2010 u. 2011).

Schottlands Nachhaltigkeitsstrategie „Choosing our Fu-
ture“ ist im Jahr 2005 erschienen. Eine für das Jahr 2010 
geplante Überarbeitung ist bislang nicht erfolgt. Die Fort-
schrittskontrolle erfolgt auf Basis der 68 Indikatoren des 
Vereinigten Königreichs sowie 20 schottischer Indikato-
ren (Scottish Executive 2005, S. 73 u. 75 f.; The Scottish 
Government 2009).

Wales hat im Jahr 2009 eine Nachhaltigkeitsstrategie 
„One Wales: One Planet“ vorgestellt (Welsh Government 
2009). Im Gegensatz zu den Dezentralisierungsgesetzen 
für Nordirland und Schottland verpflichtet der „Govern-
ment of Wales Act“ die walisische Exekutive zur Verfol-
gung einer Nachhaltigkeitspolitik und macht detaillierte 
Vorgaben. So bestimmt das Gesetz die Erarbeitung eines 
Nachhaltigkeitsprogramms, dessen ministerielle Beglei-
tung und regelmäßige Überarbeitung, Konsultations- und 
Veröffentlichungspflichten sowie jährlich und ein Jahr 
nach jeder Parlamentswahl zu erarbeitende Fortschritts-
berichte. Fortschritte bei der Umsetzung der Nachhaltig-
keitsstrategie werden anhand von 44 Indikatoren kontrol-
liert (HM Government 2006, S. 43 f.; Welsh Government 
2011b).

Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik

Für die Erarbeitung der Nachhaltigkeitsstrategien sind die 
Regierungen des Vereinigten Königreichs, Nordirlands, 
Schottlands und Wales' zuständig. Hierbei ist das Minis-
terium für Umwelt, Lebensmittel und ländliche Angele-
genheiten, „Department for Environment, Food and Rural 
Affairs“ (Defra), von zentraler Bedeutung. Die nationale 
Nachhaltigkeitsstrategie wurde durch eine von Defra 
2003 eingesetzte Arbeitsgruppe für Nachhaltige Entwick-
lung, „Sustainable Development Task Force“, die aus Mi-
nistern und wichtigen gesellschaftlichen Vertretern be-
stand, entwickelt. Außerdem unterstützt Defra die 
Regierungen Nordirlands, Schottlands und Wales' fach-
lich bei der Erarbeitung der regionalen Nachhaltigkeits-
strategien (HM Government 2005, S. 154; SDC o. J.).

Zur Umsetzung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
entwickeln alle Ministerien und Behörden des Vereinig-
ten Königreichs Handlungspläne. Defra ist dafür verant-
wortlich, dass nachhaltige Entwicklung in allen Regie-
rungspolitiken und -maßnahmen sowie bei der 
öffentlichen Beschaffung berücksichtigt wird. Dazu ent-
wickelt Defra in Zusammenarbeit mit dem Verkehrs-
ministerium, „Department for Transport“, dem Ministe-
rium für Energie und Klimawandel, „Department of 
Energy and Climate Change“, sowie der Kabinettskanz-
lei, „Cabinett Office“, Programme und Verfahren. Her-
vorzuheben ist insbesondere das 2011 entwickelte Kon-
zept „Mainstreaming sustainable development“. Dieses 
soll nachhaltige Entwicklung in das gesamte Regier-
ungshandeln integrieren: „the time has come to move SD 
[Sustainable Development] beyond being considered as a 
separate, ›green‹ issue which is a priority for only a few 
Government departments“ (Defra 2011a, S. 2). Außerdem 
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erstellt Defra für die Regierung Aktionspläne mit kurz-
fristig umzusetzenden Maßnahmen und arbeitet Vorgaben 
für eine nachhaltige öffentliche Beschaffung aus (Defra 
o. J., 2011a, S. 3, u. 2011b; HM Government 2005, 
S. 152 f.).

Das Konzept „Mainstreaming sustainable development“ 
sieht eine stärkere ministerielle Führung und Aufsicht 
über die Nachhaltigkeitspolitik vor. So soll der Umwelt-
minister, „Secretary of State for Environment, Food and 
Rural Affairs“, an den Sitzungen der wichtigsten Kabi-
nettskomitees teilnehmen, um die Ziele der Regierung im 
Bereich nachhaltiger Entwicklung in den Politikprozess 
einzubringen. Außerdem soll eine ministerielle Steue-
rungsgruppe, „Ministerial Steering Group“, die Erfüllung 
von Verpflichtungen zu einer grüneren Regierungsfüh-
rung und Beschaffung überwachen (Defra 2011a, S. 3).

Neben Defra ist die Kabinettskanzlei für die Berücksich-
tigung nachhaltiger Entwicklung in der Politik verant-
wortlich. Im Jahr 2008 wurden innerhalb der Kabinetts-
kanzlei das Fachzentrum für nachhaltige Beschaffung, 
„Centre of Expertise in Sustainable Procurement“ 
(CESP), und mit dem „Chief Sustainability Officer“ eine 
entsprechende Leitungsstelle eingerichtet.25 Beide sind 
für den Informationsaustausch unter führenden Regie-
rungsmitgliedern sowie mit den Regionalregierungen zu-
ständig und sollen notwendige Reformen unterstützen 
(Defra 2011b).

Ministerien und Behörden berichten jährlich über Fort-
schritte. Diese Berichte werden durch das Fachzentrum 
für nachhaltige Beschaffung bewertet. Auf dieser Grund-
lage prüft die Regierung, inwieweit weitere Maßnahmen 
notwendig sind. Auch erstellt Defra seit 1999 jährlich ei-
nen Indikatorenbericht zum Fortschritt im Bereich nach-
haltiger Entwicklung. Ebenfalls werden von Defra 
vierteljährlich Fortschrittsberichte zur nachhaltigen Ent-
wicklung an das Finanzministerium überstellt (Defra 
2011a, S. 7; HM Government 2005, S. 13 u. 165; UK Par-
liament 2010).

In Nordirland koordinieren der Erste Minister, „First 
Minister“, und sein Stellvertreter, „Deputy First Minis-
ter“, die Arbeit aller Ministerien. Dabei ist nachhaltige 
Entwicklung einer von drei Tätigkeitsschwerpunkten. 
Auf Grundlage der Nachhaltigkeitsstrategie soll Nachhal-
tigkeit umfassend in das Regierungshandeln integriert 
werden, „mainstreaming“. Die Umweltpolitik wird von 
unabhängiger Seite überprüft (OFMDFM o. J. a und 
2006, S. 17 u. 132).

Zur Umsetzung der schottischen Nachhaltigkeitsstrategie 
tragen alle Ministerien unter Verantwortung des Ministers 
für Umwelt und ländliche Entwicklung, „Minister for En-
vironment and Rural Development“, bei. Dieser wird von 
einem Kabinettsunterausschuss, bestehend aus für 
Schlüsselbereiche nachhaltiger Entwicklung zuständigen 
Ministern sowie unabhängigen Experten, unter Vorsitz 

des Ersten Ministers unterstützt. Dieses Gremium gibt 
politische Grundsätze vor und überwacht den Fortschritt 
der Nachhaltigkeitspolitik. In der Nachhaltigkeitsstrate-
gie ist ein „mainstreaming“ von Nachhaltigkeit in die Re-
gierungsarbeit vorgesehen. Vierteljährlich werden regie-
rungsinterne Indikatorenberichte zur Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsstrategie sowie mit Unterstützung von 
Defra ein jährlicher Bericht erstellt (OFMDFM 2006, 
S. 132; Scottish Executive 2005, S. 73 f. u. 76; The Scot-
tish Government 2005).

Auch in Wales sind alle Ministerien für die Implementie-
rung der Nachhaltigkeitsstrategie zuständig. Der Umset-
zungsprozess wird durch den Generaldirektor für nach-
haltige Zukünfte, „Director General for Sustainable 
Futures“, geleitet. Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie ist ein 
„mainstreaming“ von Nachhaltigkeit in alle Politikberei-
che (Welsh Government 2009, S. 25 u. 27). Gemäß den 
Bestimmungen des „Government of Wales Act“ berichten 
die Ministerien ein Jahr nach jeder Wahl des walisischen 
Parlaments über Fortschritte in der Nachhaltigkeitspoli-
tik. Zudem werden in jedem Haushaltsjahr Fortschrittsbe-
richte erstellt. Außerdem wird der „Green Dragon report“ 
veröffentlicht, der stärker auf den Umweltaspekt nachhal-
tiger Entwicklung fokussiert. Schließlich werden unab-
hängige Berichte in Auftrag gegeben (HM Government 
2006, S. 44; Welsh Government 2009, S. 30, u. 2011a).

Auf lokaler Ebene wurden Regionale Entwicklungsbe-
hörden, „Regional Development Agencies“ (RDA), ein-
gerichtet, die eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung 
fördern sollen und der nachhaltigen Entwicklung des Ver-
einigten Königreichs verpflichtet sind. Dazu erarbeiten 
die Regionalen Entwicklungsbehörden Regionale Wirt-
schaftsstrategien, „Regional Economic Strategies“ (RES), 
und setzen diese um. Daneben wurden Regionalver-
sammlungen, „Regional Assemblies“, gegründet, die die 
Arbeit der Regionalen Entwicklungsbehörden kontrollie-
ren und Regionale Raumplanungsstrategien, „Regional 
Spatial Strategies“ (RSS), erstellen. Sie dienen auch der 
Vernetzung mit lokalen Akteuren und der Integration der 
Strategien. Ferner setzen lokale Vertretungen der Ministe-
rien, „Government Offices“, die Nachhaltigkeitspolitik 
um und berichten über Fortschritte (HM Government 
2005, S. 157, 160 u. 165).

Rolle des Parlaments

Im Jahr 1997 hat das „House of Commons“ den Umwelt-
prüfungsausschuss, „Environmental Audit Committee“, 
als ständigen Ausschuss zur Überprüfung der Regie-
rungsarbeit in den Bereichen Umweltschutz und nachhal-
tige Entwicklung einberufen. Das Gremium prüft Be-
richte der Regierung, nimmt Einsicht in unabhängige 
Evaluierungsberichte und erstellt eigene Berichte, etwa 
zur Verankerung nachhaltiger Entwicklung in der Regie-
rungsarbeit. Dazu hat der Ausschuss die Möglichkeit, 
Nachweise über Fortschritte von Ministerien einzufor-
dern. Der Ausschuss wird vom Rechnungshof, „National 
Audit Office“, der im Auftrag des Parlaments handelt, mit 
Expertise und Personal unterstützt. Der Ausschuss be-
richtet dem Parlament (Defra 2011a, S. 7; HC EAC 2010; 

25 Das CESP wurde ursprünglich innerhalb des „Office of Government 
Commerce“ angesiedelt und ist jetzt in der Kabinettskanzlei Teil der 
„Efficiency and Reform Group“.
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HM Government 2005, S. 166; UK Parliament o. J. a und 
o. J. b).

Auch die Parlamente Nordirlands, Schottlands und Wales' 
verfügen über Gremien zur Begleitung und Kontrolle der 
Regierungsarbeit in Angelegenheiten nachhaltiger Ent-
wicklung:

– Der nordirische Umweltausschuss, „Committee for 
the Environment“, berät und unterstützt den Umwelt-
minister (NIA o. J.).

– Das schottische Parlament hat den Ausschuss für länd-
liche Angelegenheiten, Klimawandel und Umwelt, 
„Rural Affairs, Climate Change and Environment 
Committee“, eingerichtet (TSP o. J.).

– In Wales wurde ein Umwelt- und Nachhaltigkeitsaus-
schuss, „Environment and Sustainability Committee“, 
eingesetzt, um die Gesetzgebung der walisischen Re-
gierung in den Bereichen der natürlichen Umwelt und 
der Energieressourcen zu überprüfen (NAW 2011).

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

Seit 2004 sind alle Ministerien und Behörden des Verei-
nigten Königreichs verpflichtet, soziale, ökonomische 
und ökologische Folgen für alle Politikvorhaben mit be-
deutenden Auswirkungen auf den öffentlichen oder priva-
ten Sektor durch eine einer Gesetzesfolgenabschätzung, 
„Regulatory Impact Assessment“, zu bewerten und die 
Ergebnisse zu veröffentlichen. Seit 2010 ist dies auch für 
die Umsetzung von Regelungen der Europäischen Union 
in nationales Recht erforderlich. Über die Gesetzesfol-
genabschätzungen berichtet der Rechnungshof, „National 
Audit Office“, dem Parlament (HM Government 2005, 
S. 155; Jacob et al. 2011, S. 8).

Die Gesetzesfolgenabschätzung basiert auf der Bewer-
tung von Kosten und Nutzen eines Vorhabens. Nachhal-
tigkeitsaspekte werden meist nur qualitativ erfasst, da de-
ren Kosten und Nutzen häufig nicht quantifizierbar sind. 
Um Nachhaltigkeitsaspekte über die ökonomische Perspek-
tive hinaus auch in ökologischer und sozialer Hinsicht be-
werten zu können, gibt es neben der Gesetzesfolgenabschät-
zung das Instrument der Einzelprüfungen, „Specific Impact 
Tests“ (SIT), die nicht für jede Politikmaßnahme durchzu-
führen sind. Seit 2010 bestehen zehn SIT:

– „Competition Assessment“

– „Statutory Equality Duties Guidance“

– „Greenhouse Gas Impact Test“

– „Health and Well-Being“

– „Human Rights“

– „Justice Impact Test“

– „Rural Proofing“

– „Small Firms Impact Test“

– „Sustainable Development Impact Test“

– „Wider Environmental Impact Test“ (BIS 2011; Jacob 
et al. 2011, S. 8 f.)

Der „Sustainable Development Impact Test“ integriert 
alle Aspekte von Nachhaltigkeit. Für dessen Durchfüh-
rung hat Defra einen Leitfaden veröffentlicht, der aber als 
wenig konkret kritisiert wird. Eine detaillierte Analyse al-
ler nachhaltigkeitsrelevanten Folgen wird jedoch nur in 
seltenen Fällen durchgeführt (Jacob et al. 2011, S. 10).

In der nordirischen Nachhaltigkeitsstrategie wurde die 
Entwicklung einer Nachhaltigkeitsprüfung in Form des 

Vereinigtes Königreich auf einen Blick

Zentrale Dokumente der Nachhaltigkeitspolitik

– Rahmenprogramm „One future – different paths“ als 
Grundlage der Nachhaltigkeitspolitik der Regierun-
gen der Landesteile Nordirland, Schottland und 
Wales

– Nachhaltigkeitsstrategien des Vereinigten König-
reichs „Securing the future“, Nordirlands „Every-
one's Involved“, Schottlands „Choosing our Future“ 
und von Wales „One Wales: One Planet“

Gestaltung der Nachhaltigkeitspolitik

– Regierungen des Vereinigten Königreichs, Nordir-
lands, Schottlands und von Wales unterstützt durch 
das Ministerium für Umwelt, Lebensmittel und länd-
liche Angelegenheiten des Vereinigten Königreichs 
(Defra)

Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik

– Vereinigtes Königreich: Defra sowie Kabinettskanz-
lei

– Nordirland: Erster Minister und sein Stellvertreter

– Schottland: Minister für Umwelt und ländliche Ent-
wicklung

– Wales: Generaldirektor für nachhaltige Zukünfte

Parlamentarische Beteiligung

– keine proaktive Beteiligung an der Nachhaltigkeits-
politik

– nachlaufende Überprüfung der Regierungsarbeit in 
den Bereichen Umweltschutz und nachhaltige Ent-
wicklung durch einen ständigen Umweltprüfungs-
ausschuss

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

– Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der Gesetzesfol-
genabschätzung

Aktuelle Entwicklungen

– Einbindung nachhaltiger Entwicklung in die gesamte 
Regierungsarbeit („mainstreaming“)
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„Integrated Impact Assessment Tool“ festgeschrieben. 
Dieses ist inzwischen in der allgemeinen Gesetzesfolgen-
abschätzung „The Policy Toolkit“ aufgegangen und 
beinhaltet Umweltfolgen und Gleichheitsaspekte als 
Prüfkriterien (OFMDFM o. J. b u. 2006, S. 130). In 
Schottland werden die wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Folgen von Gesetzen, die an das Parlament 
überwiesen werden, durch „Pre-Expenditure Assess-
ments“ abgeschätzt, wofür das „policy makers toolkit“ 
verwendet wird (Scottish Executive 2005, S. 73 f.). Wales 
hat nachhaltige Entwicklung im Rahmen der Nachhaltig-
keitsstrategie in das „Policy Gateway Integration Toolkit“ 
und damit in die Gesetzesfolgenabschätzung integriert 
(Welsh Government 2009, S. 28).

2.1.8 Kanada

Kanada ist eine bikamerale konstitutionelle Monarchie 
und ein föderaler Bundesstaat. Das Parlament besteht aus 
dem „House of Commons“ mit 308 Abgeordneten und 
dem „Senate“, der sich aus 105 Mitgliedern zusammen-
setzt. Die Regierungsgewalt wird vom Bund sowie von 
den Regierungen der Provinzen und Territorien ausgeübt. 
Die Provinzen sind den deutschen Bundesländern ver-
gleichbare föderale Einheiten des kanadischen Staates. 
Gebiete, die keiner Provinz angehören, sind zu drei Terri-
torien zusammengefasst. Die Territorien verfügen im Ver-
gleich zu den Provinzen über weniger Kompetenzen. Die 
meisten Provinzen sind in insgesamt 221 Kommunen un-
tergliedert (GoC 2011; MMS 2011; Statistics Canada 
2001).

Rechtsgrundlagen der Nachhaltigkeitspolitik

Das kanadische Verfassungsrecht besteht aus mehreren 
Dokumenten sowie ungeschriebenen Regeln. 1982 wurde 
auf Bitten der kanadischen Regierung die verfassungs-
rechtliche Bindung Kanadas an das Vereinigte Königreich 
durch den „Canada Act 1982“ des britischen Parlaments 
aufgehoben (PUK 1982). In Artikel 52(2) dieses Gesetzes 
sind die Bestandteile der kanadischen Verfassung defi-
niert. Dazu gehören der „Canada Act 1982“, etwa 30 in 
dessen Anhang aufgeführte Gesetze und Erlässe sowie 
jede Änderung dieser Quellen. Zu den im Anhang des 
„Canada Act 1982“ aufgeführten Gesetzen gehört der 
„Constitution Act 1867“. Dieser begründet Kanada als 
selbstverwaltete Kolonie des „British Empire“, die föde-
rale Ordnung, die Stellung des Parlaments und die zwei 
Amtssprachen Englisch und Französisch. Daneben um-
fasst das kanadische Verfassungsrecht verschiedene Ge-
wohnheitsregeln, die in keinem legislativen Dokument 
festgeschrieben sind (PCO 2011). In den Dokumenten der 
kanadischen Verfassung ist das Nachhaltigkeitsprinzip 
nicht verankert. Nachhaltigkeitspolitik gründet vielmehr 
auf gesetzlicher Ebene.

Nachhaltigkeitspolitik

Aufgrund der föderalen Ordnung Kanadas spielen die un-
teren Staatsebenen eine wichtige Rolle bei der Gestaltung 
nachhaltiger Politik. Die Provinzregierungen haben die 
alleinige oder geteilte Gesetzgebungskompetenz in den 

Bereichen natürliche Ressourcen, Landwirtschaft und Im-
migration. Einige Provinzregierungen haben Nachhaltig-
keitsstrategien entwickelt. Beispiele hierfür sind der 
„Sustainable Development and Consequential Amend-
ments Act“ der Provinz Manitoba von 1997 oder die 
„Government Sustainable Development Strategy 
2008–2013“ der Provinz Quebec. Auch die Kommunalre-
gierungen sind wichtige Akteure nachhaltiger Entwick-
lung. Die Bundesregierung unterstützt lokales Nachhal-
tigkeitshandeln mit 550 Mio. kanadischen Dollar (etwa 
420 Mio. Euro) über die „Green Municipal Funds“, die 
durch die Föderation kanadischer Gemeinden, „Federa-
tion of Canadian Municipalities“ (FCM), verwaltet wer-
den (Environment Canada 2010, S. 10).

Die kanadische Nachhaltigkeitspolitik basiert auf dem 
Drei-Säulen-Modell, bestand bis 1995 aber nur aus ver-
einzelten Projekten. Diese waren nach Einschätzung der 
kanadischen Regierung zu isoliert und ohne nennens-
werte Ergebnisse. 1995 wurde durch eine Änderung des 
„Auditor General Act“ ein vom Umweltministerium, 
„Environment Canada“, koordiniertes System sektoraler 
Nachhaltigkeitsstrategien eingeführt. Dieses verpflichtet 
die 25 Ministerien und Behörden, die im „Financial Ad-
ministration Act“ Anhang I genannt sind, beginnend 1997 
alle drei Jahre eine sektorale Nachhaltigkeitsstrategie, 
„Departmental Strategies“, vorzulegen. Dazu wurde 1995 
von der Bundesregierung ein Leitfaden „Guide to Green 
Government“ veröffentlicht, in dem ein für alle Ministe-
rien und Behörden geltender Ansatz für die Ausarbeitung 
von Strategien festgehalten sowie zu berücksichtigende 
Ziele formuliert wurden. Entsprechend dem dreijährigen 
Intervall wurden sektorale Nachhaltigkeitsstrategien 
1997, 2000, 2003 und 2006 vorgelegt (CEAA 2011c; 
Environment Canada 2010, S. 1 ff., u. 2011a, S. 4; OAGC 
2009 u. 2010a).

Das System sektoraler Strategien wurde jedoch als nicht 
zielführend bewertet. Deshalb wurden weltweit Best-
Practice-Modelle geprüft und 2008 nach einer 120-tägi-
gen öffentlichen Konsultationsphase der „Federal Susta-
inable Development Act“ erlassen. Dieser bildet den 
rechtlichen Rahmen für die Entwicklung einer neuen 
Nachhaltigkeitsstrategie. 2010 wurde die erste Bundes-
nachhaltigkeitsstrategie, „Federal Sustainable Develop-
ment Strategy“ (FSDS), vom Parlament beschlossen. 
Diese integriert die nachhaltigkeitspolitischen Ziele und 
Umsetzungsstrategien der einzelnen Ministerien. Im ers-
ten Fortschrittsbericht zur Nachhaltigkeitsstrategie vom 
Juni 2011 wurde ein System von 43 Indikatoren zur Fort-
schrittskontrolle eingeführt (Environment Canada 2011a, 
S. 4, 7 u. 66 f., u. 2011b; OAGC 2009).

Institutionen der Nachhaltigkeitspolitik

Nach dem „Federal Sustainable Development Act“ ist der 
Umweltminister, „Minister of the Environment“, für die 
Entwicklung einer übergreifenden Bundesnachhaltigkeits-
strategie verantwortlich. Zur Beratung steht dem Umwelt-
minister das im Rahmen der Reform geschaffene „Susta-
inable Development Advisory Council“ zur Verfügung. 
Dieses besteht aus einem Repräsentanten jeder Provinz und 
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jedes Territoriums sowie aus jeweils drei Vertretern der Ur-
einwohner, nichtstaatlicher Umwelt-, Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberorganisationen. Die Mitglieder werden vom 
Umweltminister ernannt, der den Vorsitz hat (MoJC 2011, 
S. 3).

Dem Umweltministerium ist die Kanadische Umweltbe-
wertungsbehörde, „Canadian Environmental Assessment 
Agency“, unterstellt. Diese wurde 1994 zur Durchfüh-
rung von Umweltverträglichkeitsprüfungen von Regie-
rungsprojekten gegründet. Die Prüfungen erfolgen unter 
Beteiligung der Öffentlichkeit und von Vertretern der Ur-
einwohner (CEAA 2011a u. 2011b; PC 2009).

Daneben dient der „National Round Table on the Envi-
ronment and the Economy“ (NRTEE) als Forum zur Ab-
stimmung wirtschaftlicher und ökologischer Überlegun-
gen. Die Mitglieder werden von der Regierung ernannt 
und setzen sich aus Wissenschaftlern, Unternehmern, 
ehemaligen Politikern sowie aus Vertretern von Umwelt-
schutzorganisationen und Gewerkschaften zusammen 
(http://nrtee-trnee.ca/meet-our-members ).

Die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie obliegt allen 
im Anhang des „Federal Sustainable Development Act“ 
oder im Anhang I des „Financial Administration Act“ ge-
nannten Ministerien und Behörden. Diese sind verpflich-
tet, alle drei Jahre eine Nachhaltigkeitsstrategie zu erar-
beiten. Die ministeriellen Nachhaltigkeitsstrategien 
müssen den Zielen und Umsetzungsplänen der Bundes-
nachhaltigkeitsstrategie entsprechen und zu dieser beitra-
gen. Durch das „FSDS Management Framework“ soll 
eine engere Zusammenarbeit der Ministerien erreicht 
werden. Ziel ist es, langfristig eine einheitliche Berichts- 
und Verantwortungsstruktur zu etablieren. Innerhalb des 
Kabinetts liegt die Verantwortung für die Entwicklung 
und Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik beim „Cabinet 
Committee on Economic Prosperity and Sustainable 
Growth“ (OAGC 2009; PMC o. J.; Remmel 2012, S. 12).

Die Implementierung der Nachhaltigkeitspolitik wird 
durch das im Umweltministerium angesiedelte Büro für 
Nachhaltige Entwicklung, „Sustainable Development Of-
fice“ (SDO), kontrolliert. Im Jahr 2011 erarbeitete das 
SDO Fortschrittsindikatoren, die im Jahresbericht des 
Umweltministeriums 2011 veröffentlicht wurden. Sie bil-
den die Grundlage der mindestens alle drei Jahre erfol-
genden Berichterstattung der Ministerien sowie der 
gesamten Regierung über die Umsetzung der Nachhaltig-
keitsstrategie. Ebenfalls mindestens alle drei Jahre be-
richtet das SDO dem Umweltminister über Fortschritte in 
der Nachhaltigkeitspolitik (Environment Canada 2010, 
S. 11, u. 2011a, S. 7; MoJC 2011, S. 2 f.).

Ferner wurde 1995 auf Vorschlag des Parlaments ein 
Kommissar für Umwelt und Nachhaltige Entwicklung, 
„Commissioner of the Environment and Sustainable De-
velopment“, berufen. Dieser ist der obersten Rechnungs-
prüfungsbehörde, „Office of the Auditor General“, zuge-
ordnet und prüft Vorhaben der Regierung in der Umwelt- 
und Nachhaltigkeitspolitik. Beispielsweise formulierte 
der Kommissar für Umwelt und Nachhaltige Entwicklung 
1999, 2003 und 2006 Erwartungen und Richtlinien für die 

Aktualisierung der sektoralen Nachhaltigkeitsstrategien 
der Ministerien. In seit 1998 jährlich erstellten Berichten 
kritisierte der Kommissar für Umwelt und Nachhaltige 
Entwicklung wiederholt, dass das Fehlen einer zentralen 
Strategie eine langfristig angelegte Nachhaltigkeitspolitik 
verhindere. Auch wurden eine unzureichende Berichter-
stattung, ungenaue Leistungsindikatoren und vage Ziele 
auf Ministeriumsebene bemängelt. Zudem wurde die feh-
lende Integration zwischen der Planung und Berichter-
stattung im Bereich nachhaltiger Entwicklung und der 
zentralen Planung und Berichterstattung der Regierung 
negativ bewertet. So stellte der Kommissar für Umwelt 
und Nachhaltige Entwicklung in einem Bericht von 2007 
über die Nachhaltigkeitspolitik der Regierung fest, dass 
der gewählte Ansatz verändert werden müsste (Environ-
ment Canada 2010, S. 2; OAGC 2010a; The Sustainabi-
lity Report 2004).

Rolle des Parlaments

Nachhaltigkeit wird durch den ständigen Ausschuss für 
Umwelt und nachhaltige Entwicklung des „House of 
Commons“, „Committee on Environment and Sustain-
able Development“, bearbeitet. Sein Aufgabenbereich 
umfasst die Kontrolle der Nachhaltigkeitspolitik der Re-
gierung. Dies beinhaltet vor allem die Aufsicht über das 
Umweltministerium, die Umweltbewertungsbehörde und 
über den „National Round Table on the Environment and 
the Economy“ (PC 2009).

Die Reform der kanadischen Nachhaltigkeitspolitik geht 
maßgeblich auf das kanadische Parlament zurück. Mit 
dem „Federal Sustainable Development Act“ forderte das 
Parlament die Regierung zur Entwicklung einer Bundes-
nachhaltigkeitsstrategie auf. Erklärtes Ziel des Gesetzes 
ist es, die Umweltpolitik transparenter und verantwortli-
cher gegenüber dem Parlament zu gestalten (MoJC 2011, 
S. 2). Der „Federal Sustainable Development Act“ ver-
schafft dem Parlament umfassende Informations- und 
Kontrollrechte.

Bereits die Bündelung aller Ziele und Umsetzungspläne 
in der Bundesnachhaltigkeitsstrategie bedeutet im Ver-
gleich zu dem System sektoraler Nachhaltigkeitsstrate-
gien eine Verbesserung für die parlamentarische Aufsicht 
über das Regierungshandeln. Dies gilt ebenfalls für die 
Integration der Planung und Berichterstattung im Bereich 
nachhaltiger Entwicklung in das 2007 eingeführte allge-
meine Ausgabenplanungs- und Berichtssystem der Regie-
rung, „Expenditure Management System“. Hierbei wei-
sen alle Ministerien und Behörden für einen Zeitraum von 
drei Jahren die inhaltlichen Schwerpunkte und die dafür 
erforderlichen Ressourcen der sektoralen Nachhaltig-
keitsstrategien aus. Außerdem müssen die Umsetzungs-
strategien der Ministerien innerhalb eines Jahres nach 
Vorstellung der Bundesnachhaltigkeitsstrategie dem 
„House of Commons“ vorgelegt werden. Ebenso ist der 
mindestens alle drei Jahre erscheinende Bericht des SDO 
zur Umsetzung der Bundesnachhaltigkeitsstrategie vom 
Umweltminister innerhalb von 15 Sitzungstagen beiden 
Kammern des Parlaments vorzustellen (Environment Ca-
nada 2010, S. 3, 7 u. 11, u. 2011a, S. 4; MoJC 2011, S. 3; 
OAGC 2009; TBS-SCT 2006 u. 2007).
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Schließlich wurde der Kommissar für Umwelt und Nach-
haltige Entwicklung im Rahmen der Bundesnachhaltig-
keitsstrategie mit drei neuen Tätigkeitsfeldern betraut. 
Erstens kontrolliert er den Entwurf der nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie auf die Überprüfbarkeit der Ziele und 
Umsetzungsstrategien. So hat er im Jahr 2008 den mit der 
Erarbeitung einer Bundesnachhaltigkeitsstrategie beauf-
tragten Umweltminister auf die mangelnde Messbarkeit 
der im Strategieentwurf niedergelegten Ziele hingewiesen 
(OAGC 2010a u. 2010c). Zweitens überprüft er die in den 
Fortschrittsberichten der Regierung vorgelegten Informa-
tionen. Drittens berichtet er dem Unterhaus jährlich, ob 
die Ministerien und Behörden die Ziele der sektoralen 
und der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie erreicht und 
in ihrer sektoralen Nachhaltigkeitsstrategie angekündigte 
Vorhaben umgesetzt haben (OAGC 2008, 2010b u. 
2010c; PC 2009).

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

Eine Besonderheit der kanadischen Umweltpolitik sind 
die Umweltpetitionen. Die 1995 durch eine Änderung des 
„Auditor General Act“ eingeführten Umweltpetitionen 
richten sich im Gegensatz zum allgemeinen Petitionswe-

sen nicht an das Parlament. Auch sind weder formale Kri-
terien noch eine Zahl von Unterstützern erforderlich. 
Vielmehr können Bürger Eingaben über Umweltangele-
genheiten an Bundesministerien und -minister richten, die 
zu einer Antwort verpflichtet sind. Durch die Umweltpe-
titionen können Bundesministerien aufgefordert werden, 
bestimmte Politiken zu erklären, ein Umweltproblem zu 
untersuchen, zu bearbeiten oder die Durchsetzung des 
Umweltrechts zu überprüfen. Dieser Prozess wird über 
das „Office of the Auditor General“, die oberste Rech-
nungsprüfungsbehörde, vermittelt und vom Kommissar 
für Umwelt und Nachhaltige Entwicklung überwacht. 
Der „Auditor General“ nimmt die Schreiben entgegen 
und leitet diese an die angeschriebene bzw. sachlich zu-
ständige Stelle weiter. Er gewährleistet, dass die Minister 
antworten. Hierfür haben die angeschriebenen Ministe-
rien bzw. Behörden 120 Tage Zeit. Diese Frist kann ver-
längert werden, sofern der Petent innerhalb dieses Zeit-
raums darüber informiert wird. Im jährlichen Bericht des 
Kommissars für Umwelt und Nachhaltige Entwicklung 
an das Parlament werden Anzahl, Thema, Status und Ein-
haltung der Fristen der Petitionen dokumentiert (OAGC 
2008 u. 2011).

1990 wurde durch die „Cabinet Directive on the Environ-
mental Assessment of Policy, Plan and Programm Propo-
sals“ das Instrument der Strategischen Umweltbewertung, 
„Strategic Environmental Assessment“ (SEA), einge-
führt, um Umweltbelange in die Entscheidungsfindung 
der Bundesregierung zu integrieren.26 Bei diesem Verfah-
ren werden Umwelteffekte eines Vorhabens bewertet und 
mit Alternativen verglichen. Im Rahmen der bundeswei-
ten Nachhaltigkeitsstrategien wurden den Ministerien und 
Behörden überarbeitete Richtlinien zur Anwendung der 
SEA zugeleitet. Diese sind verpflichtet, die Folgen ihrer 
Vorhaben auf Umweltziele des Bundes in ihren SEA-Ver-
öffentlichungen zu beschreiben (Environment Canada 
2010, S. 8). Die Kanadische Umweltbewertungsbehörde 
fördert die Verwendung der Strategischen Umweltbewer-
tung als Instrument nachhaltiger Entscheidungsfindung. 
Allerdings ist nach Noble (2009, S. 73 f.) die Strategische 
Umweltbewertung noch methodisch unausgereift, ohne 
klare Kriterien und hatte bislang keinen nennenswerten 
Einfluss auf politische Vorhaben (CEAA 2011a u. 2011b; 
PC 2009).

2.2 Entwicklungen in der internationalen 
Nachhaltigkeitspolitik

Die Bestandsaufnahme der Nachhaltigkeitspolitiken 
macht erhebliche Unterschiede in der inhaltlichen Aus-
richtung sowie in der institutionellen Bearbeitung des 
Themas Nachhaltigkeit deutlich.

Die meisten der untersuchten Länder haben eine strate-
giebasierte Nachhaltigkeitspolitik eingeführt. Allerdings 
wurde das 1997 von der UN-Sondervollversammlung for-
mulierte Ziel, bis zum Jahr 2002 Nachhaltigkeitsstrate-

Kanada auf einen Blick

Zentrale Dokumente der Nachhaltigkeitspolitik

– „Federal Sustainable Development Act“ von 2008

– Bundesnachhaltigkeitsstrategie, „Federal Sustain-
able Development Strategy“, von 2010

Gestaltung der Nachhaltigkeitspolitik

– Umweltminister

Umsetzung der Nachhaltigkeitspolitik

– Großteil der Ministerien und Behörden unter Füh-
rung des Umweltministeriums

Parlamentarische Beteiligung

– Kommissar für Umwelt und Nachhaltige Entwick-
lung berichtet dem Unterhaus

– ständiger Ausschuss für Umwelt und Nachhaltige 
Entwicklung des Unterhauses, „Committee on Envi-
ronment and Sustainable Development“

– parlamentarische Beteiligung bei Gestaltung hoch, 
bei Umsetzung gering

Besondere Verfahren der Nachhaltigkeitspolitik

– Umweltpetitionen

– Strategische Umweltbewertung, „Strategic Environ-
mental Assessment“

Aktuelle Entwicklungen

– Rückzug aus dem Kyoto-Protokoll, Folgen für Nach-
haltigkeitspolitik unklar

26 Die Direktive von 1990 umfasste zunächst Politik- und Programm-
vorschläge. Nach einer Überarbeitung wurden 1999 auch Planvor-
schläge der SEA unterzogen (OAGC 2004).
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gien als ein Instrument globaler Nachhaltigkeitspolitik zu 
etablieren, nur von der Hälfte der hier betrachteten Län-
der zur vereinbarten Frist erreicht: Kanada (1995), das 
Vereinigte Königreich (1999), Belgien (2000) sowie 
Schweden (2002). Frankreich (2003) und Finnland 
(2006) haben erst später eine Strategie vorgelegt. Dage-
gen verfügen die Niederlande und Polen über keine bzw. 
keine gültige Nachhaltigkeitsstrategie. In allen Ländern, 
die eine Nachhaltigkeitsstrategie erlassen haben, werden 
Indikatoren zur Fortschrittskontrolle eingesetzt.

Die Nachhaltigkeitspolitik ist durch unterschiedliche in-
haltliche Schwerpunktsetzungen gekennzeichnet. So ist 
in einigen Ländern eine Abkehr vom Drei-Säulen-
Konzept, das soziale, ökonomische und ökologische Be-
lange gleichrangig integriert, festzustellen: Die Nachhal-
tigkeitspolitik der Niederlande fokussiert auf den Um-
weltschutz, Schweden widmet sich vorrangig dem 
Klimawandel, Polen priorisiert seine wirtschaftliche Ent-
wicklung.

Hinsichtlich der rechtlichen Verankerung und Fortent-
wicklung von Nachhaltigkeitspolitik bestehen ebenfalls 
Unterschiede zwischen den betrachteten Ländern. In Bel-
gien, Frankreich, Polen und Schweden haben die Prinzi-
pien nachhaltiger Entwicklung Verfassungsrang. Die 
Verfassung der Niederlande erhebt Aspekte von Nachhal-
tigkeit, den Umweltschutz und die Bewohnbarkeit des 
Landes, zu Staatszielen. Die Verfassungen Finnlands und 
Kanadas weisen dagegen keinen Nachhaltigkeitsbezug 
auf. Auch der sich aus verschiedenen Quellen speisende 
verfassungsrechtliche Rahmen des Vereinigten König-
reichs umfasst die Prinzipien nachhaltiger Entwicklung 
nicht.

Die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategien stellt eine 
Herausforderung dar. Schwierigkeiten verursacht insbe-
sondere die Überführung des anspruchsvollen Drei-Säu-
len-Konzepts von Nachhaltigkeit in konkrete Politik. Pro-
blemanalysen etwa aus Frankreich, den Niederlanden 
oder Finnland beschreiben das Konzept als zu vage, um 
es in ein politisches Programm und Handlungsempfeh-
lungen zu übersetzen. Insbesondere soziokulturelle und 
ökonomische Maßnahmen könnten nur unzureichend aus 
dem Nachhaltigkeitskonzept abgeleitet werden. Für viele 
Akteure in Politik und Verwaltung sei der Nutzen der 
Nachhaltigkeitsstrategie nicht einsichtig. Auch finde eine 
Auseinandersetzung mit den Zielkonflikten sozialer, öko-
nomischer und ökologischer Handlungsfelder nur unzu-
reichend statt. Deshalb seien nachhaltigkeitspolitische 
Maßnahmen zu oberflächlich und einseitig auf ein be-
stimmtes Handlungsfeld ausgerichtet.

Auf Befunde wie diese reagierten die Staaten mit ver-
schiedenen Maßnahmen. Erstens wird die Notwendigkeit 
gesehen, isolierte (Teil-)Strategien zu einer integrierten 
nationalen Strategie zusammenzuführen:

– In Kanada wurde das erfolglose System sektoraler 
Strategien durch eine Bundesnachhaltigkeitsstrategie 
ersetzt, welche die sektoralen Strategien integriert.

– In Belgien sieht der dritte Föderale Plan für Nachhal-
tige Entwicklung vor, die Strategien des Bundes und 

der föderalen Einheiten in einer nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie zusammenzuführen.

Zweitens soll Nachhaltigkeit als Querschnittsthema deut-
lich stärker in das Regierungshandeln integriert werden:

– Im Vereinigten Königreich soll nachhaltige Entwick-
lung in die gesamte Regierungsarbeit integriert wer-
den („mainstreaming“). Dies umfasst eine stärkere 
Aufsicht und Führung der regierungsinternen Ent-
scheidungsprozesse durch den Umweltminister sowie 
die Kontrolle eingegangener Verpflichtungen durch 
eine ministerielle Steuerungsgruppe.

– In Schweden wurde das Ministerium für Nachhaltige 
Entwicklung aufgelöst, und die Zuständigkeiten für 
die nationale, regionale, europäische und weltweite 
Nachhaltigkeitspolitik wurden auf fünf Ministerien so-
wie das Büro des Premierministers verteilt.

Drittens gibt es Ansätze, die Effektivität der Nachhaltig-
keitspolitik durch eine Reduzierung der Komplexität der 
Strategien zu erhöhen:

– In Finnland soll eine möglichst knapp gehaltene Stra-
tegie, die nicht mehr alle Ziele und Maßnahmen integ-
riert, der Nachhaltigkeitspolitik mehr Klarheit und 
eine höhere Wirkung verleihen.

– In den Niederlanden und Schweden wird Nachhaltig-
keitspolitik wieder zunehmend auf ökologische As-
pekte fokussiert.

Viertens wird versucht, die Wirkung der Nachhaltigkeits-
strategie durch eine stärkere Beteiligung zivilgesell-
schaftlicher Akteure zu steigern:

– In Frankreich wurde durch die Einführung umfangrei-
cher partizipativer Maßnahmen im Rahmen des 
Grenelle-Prozesses, die Ausweitung von Agenda-21-
Projekten sowie die Institutionalisierung eines zivilge-
sellschaftlich getragenen Gremiums, des nationalen 
Komitees für nachhaltige Entwicklung und Umwelt-
fragen, die Nachhaltigkeitsstrategie stärker in der Ge-
sellschaft und auf lokaler Ebene verankert.

– In den Niederlanden ist aufgrund der geringen Erfolge 
der bisherigen Programme und haushaltspolitischer 
Restriktionen ein Rückzug des Staates aus der Nach-
haltigkeitspolitik zu erkennen. Die Verantwortung für 
die Nachhaltigkeitspolitik sowie die anfallenden Kos-
ten sollen, unterstützt durch Anreizprogramme, ver-
mehrt von der Gesellschaft getragen werden.

Zivilgesellschaftliche Akteure sind relativ regelmäßig und 
dauerhaft inhaltlich am Strategieprozess beteiligt. In Bel-
gien, Finnland, Frankreich und Kanada wirken nichtstaat-
liche Akteure beratend oder in den Gremien der Nach-
haltigkeitspolitik mit und tragen zur inhaltlichen 
Ausarbeitung der Nachhaltigkeitsstrategien bei. Außer-
dem waren gesellschaftliche Vertreter in Schweden und 
im Vereinigten Königreich zumindest zeitweise beratend 
oder unmittelbar in die Erarbeitung der Nachhaltigkeits-
strategie eingebunden. Keine Beteiligung der Zivilgesell-
schaft ist in Polen zu verzeichnen. In den Niederlanden 
wird privaten Akteuren trotz fehlender formaler Beteili-
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gung eine erhebliche Bedeutung für die Konzipierung 
und Realisierung von Nachhaltigkeitsprojekten zuge-
schrieben.

Hinsichtlich der Beteiligung der Parlamente an der Nach-
haltigkeitspolitik ergibt sich ein differenziertes Bild. Die 
Parlamente Belgiens, Frankreichs, Finnlands, Kanadas, 
Polens, Schwedens und Nordirlands sind in den Strategie-
prozess eingebunden, und die Erarbeitung einer Nachhal-
tigkeitsstrategie geht in Polen und Kanada auf einen Auf-
trag des Parlaments zurück. Doch überwiegend agieren 
die Legislativen eher passiv. In der Regel beraten sie von 
der Regierung formulierte Entwürfe, Berichte und Strate-
gien ohne Mitspracherecht. Eine kontinuierliche und ak-
tive Beteiligung der Parlamente, etwa durch die Erarbei-
tung von Inhalten, findet sich zumeist nur in Ansätzen. In 
keinem Land trugen die Legislativen substanziell zur 
Nachhaltigkeitsstrategie bei.

Ferner beeinflusst keines der betrachteten Parlamente die 
Zusammensetzung der zentralen Nachhaltigkeitsgremien. 
Die Mitglieder der Nachhaltigkeitsräte werden in allen 
Ländern von der Regierung ernannt. Allerdings sind Ver-
treter des finnischen und des französischen Parlaments 
Mitglied eines wichtigen Nachhaltigkeitsgremiums, und 
das belgische Parlament kann zumindest das Tätigwerden 
eines Beratungsgremiums beauftragen.

Überwiegend konzentrieren sich die Parlamente auf die 
Kontrolle der Nachhaltigkeitspolitik der Regierung. Dazu 
erhalten die Parlamente Belgiens, Finnlands, Frankreichs, 
Kanadas und des Vereinigten Königreichs regelmäßig Be-
richte der Regierung über Fortschritte bei der Nachhaltig-

keitspolitik. Auch in der niederländischen Nachhaltig-
keitsstrategie sind solche Berichte vorgesehen. Weitere 
Möglichkeiten zur Begleitung der exekutiven Nachhaltig-
keitspolitik ergeben sich aus der Beteiligung der Parla-
mente an den Gremien der Nachhaltigkeitspolitik oder 
aus den Kompetenzen der mit Nachhaltigkeit befassten 
Ausschüsse bzw. in ihrem Sinn handelnder Akteure, wie 
dem Kommissar für Umwelt und Nachhaltige Entwick-
lung in Kanada.

Bei der Institutionalisierung von Arbeitsformen und Gre-
mien der parlamentarischen Auseinandersetzung mit 
Nachhaltigkeit und den darauf bezogenen Aktivitäten der 
Exekutive sind Fortschritte erzielt worden. Mit Aus-
nahme Polens haben alle Legislativen Gremien zur Be-
gleitung der Regierungsarbeit in der Umwelt- und Nach-
haltigkeitspolitik geschaffen. Jedoch befassen sich nicht 
alle regelmäßig und intensiv mit Nachhaltigkeit. Eine ef-
fektive Kontrolle der Regierungsarbeit ist beim finni-
schen „Tulevaisuusvaliokunta/Committee for the Future“, 
dem britischen Umweltprüfungsausschuss sowie dem 
ständigen Ausschuss für Umwelt und Nachhaltige Ent-
wicklung des kanadischen Parlaments festzustellen. 
Diese ermöglichen eine kritische Begleitung der Regie-
rungsarbeit durch die Erstellung eigener Sach- und Prüf-
berichte oder die Institutionalisierung einer dem Parla-
ment verpflichteten unabhängigen Instanz zur Kontrolle 
der Exekutive. Auch gewährleistet die Mitgliedschaft des 
französischen Parlaments im nationalen Komitee für 
nachhaltige Entwicklung und Umweltfragen eine infor-
mierte Begleitung der nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie.
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3. Interparlamentarische Vereinigungen

Interparlamentarischer Vereinigungen (IPV) sind eine in-
stitutionalisierte Form des politischen Austauschs zwi-
schen Parlamenten und Parlamentariern verschiedener 
Länder. Die Abgeordneten von IPV werden nicht durch 
das Volk gewählt, sondern durch ihre nationalen Parla-
mente ernannt.

Interparlamentarische Vereinigungen sind vorrangig ein 
Instrument des internationalen Dialogs. Ihr politischer 
Einfluss wird als gering eingeschätzt. Gründe hierfür sind 
nicht nur die hohe Zahl sich thematisch überschneidender 
IPV und ihre teils geringe Bekanntheit, sondern vor allem 
das Fehlen formaler Machtbefugnisse und Entschei-
dungskompetenzen. Sie wirken stattdessen durch die 
„weichen“ Instrumente Austausch, Deliberation, Infor-
mation und Überzeugung sowie durch die Mobilisierung 
weiterer Parlamente, Regierungen und zivilgesellschaftli-
cher Akteure. Problematisch für die Arbeit von IPV ist je-
doch, dass ihre Mitglieder regelmäßig ausscheiden und 
neu hinzutreten. Dadurch sind IPV mit dem Verlust von 
Fachwissen und Kontakten konfrontiert. Aus diesen 
Gründen sind Mechanismen von besonderer Bedeutung, 
die gewonnenes Wissen intern verfügbar halten, anderen 
Akteuren zugänglich machen und gemeinsame Stand-
punkte möglichst wirksam in die nationalen Politikpro-
zesse einbringen (IZT/FFU 2011, S. 60; Obrecht 2009, 
S. 261; Schöning 2011, S. 6 u. 8; Šabic 2008, S. 256).

Im Folgenden werden die Bemühungen von Parlamenten 
und Parlamentariern um eine länderübergreifende Weiter-
entwicklung von Nachhaltigkeitspolitik betrachtet. Be-
sondere Aufmerksamkeit gilt dabei den Arbeitsweisen 
und Institutionen, die zur Entwicklung und Diffusion 
nachhaltigkeitspolitischer Inhalte und Kompetenzen so-
wie zur Rückbindung an die nationale Politik eingesetzt 
werden.

3.1 Nachhaltigkeit als Thema

Weltweit bestehen rund 70 interparlamentarische Vereini-
gungen, die sich neben institutionellen Gegebenheiten 
vor allem durch ihre geografische Reichweite und thema-
tische Ausrichtung unterscheiden. IVP sind auf subregio-
naler, regionaler, interregionaler sowie globaler Ebene 
aktiv. Einige IPV stellen die Förderung des Dialogs der 
Parlamente und Parlamentarier in den Mittelpunkt ihres 
Wirkens und arbeiten ohne weitere thematische Festle-
gungen. Andere Organisationen sind der Bearbeitung 
spezieller Themen, wie der Sicherheit in Europa oder der 
universellen Durchsetzung von Menschenrechten, gewid-
met. Dementsprechend unterschiedlich fällt die Integra-
tion des Themas Nachhaltigkeit in die Arbeitsprogramme 
der IPV aus. Nachhaltigkeit tritt aber auf zunehmend 
mehr Agenden von IPV. Außerdem haben sich auf Nach-
haltigkeit spezialisierte interparlamentarische Dialogfo-
ren gegründet. Nur wenige fachlich spezialisierte Organi-
sationen stellen keinen expliziten Nachhaltigkeitsbezug 
her. Dazu gehört beispielsweise die Parlamentarische 
Versammlung der NATO, die gemeinsame Probleme des 
Militärbündnisses erörtert.

Unter den global vernetzten IPV ist vor allem die Inter-
parlamentarische Union (IPU) zu nennen. Diese ist mit 
162 Parlamenten und weiteren zehn assoziierten suprana-
tionalen Mitgliedern die Institution mit der größten Mit-
gliederbasis.27 Außerdem hat die IPU Beobachterstatus 
bei den Vereinten Nationen. 1984 wurde durch die IPU 
die weltweit erste interparlamentarische Konferenz zum 
Thema Umwelt abgehalten. 1992 griff die IPU den regie-
rungsgeführten Rio-Prozess auf und beschloss zu dessen 
Umsetzung auf parlamentarischer Ebene durchzufüh-
rende Maßnahmen. Seither wird das Thema nachhaltige 
Entwicklung im Rahmen von Parlamentarierkonferenzen 
und themenspezifischen Treffen fortgeführt. Gegenwärtig 
ist nachhaltige Entwicklung einer von sechs Tätigkeits-
schwerpunkten der IPU. Ihrer Arbeit liegt ein umfassen-
des Verständnis von Nachhaltigkeit zugrunde, das neben 
Umweltaspekten auch soziale und ökonomische Gerech-
tigkeit und die Förderung der Demokratie einschließt. 
Ferner ist einer von drei ständigen Ausschüssen der IPU 
mit nachhaltiger Entwicklung, Finanzen und Handel be-
fasst. Zudem wird ein Verzeichnis mit von für Umwelt-
fragen zuständigen parlamentarischen Institutionen ge-
führt, um den Austausch von Informationen und 
Kontakten unter Parlamentariern zu fördern (DD IPU 
2012, S. 3; IPU o. J. a und o. J. b; IZT 2010, S. 67; Šabic 
2008, S. 255).

Eine ebenfalls global agierende Institution ist die der 
„Parliamentarians for Global Action“ (PGA), der auch 
Parlamentarier angehören, die Ämter in der Exekutive in-
nehaben. 1 350 Personen repräsentieren etwa 140 Parla-
mente, wobei eine Mitgliedschaft an das Vorliegen freier 
Wahlen, eines Mehrparteiensystems und von Redefreiheit 
im Parlament gebunden ist (weshalb beispielsweise China 
nicht vertreten ist). Die PGA veranstaltet unter einem von 
drei programmatischen Schwerpunkten Arbeitskreise zu 
Themen nachhaltiger Entwicklung und organisiert Pro-
gramme, um die Entwicklung von Politiken auf nationa-
ler, regionaler und internationaler Ebene voranzubringen 
sowie die Kapazitäten der Gesetzgeber vor Ort zur Um-
setzung nachhaltiger Politik zu stärken (PGA 2008a, 
2008b u. 2008c).

Auch das 2009 gegründete Parlamentarierforum „Climate 
Parliament“, dem auch nichtparlamentarische Organisa-
tionen, wie Stiftungen oder Unternehmen, beitreten 
können, ist weltweit tätig. Als Tochterorganisation von „e-
Parliament“, einer Organisation die sich zum Ziel gesetzt 
hat, „gute“ Politiken zu verbreiten, gehören ihr 700 Par-
lamentarier aus 70 Ländern an. Als globale Kernanliegen 
hat „e-Parliament“ den Klimawandel und die Verbreitung 
von Demokratie identifiziert. Zur Bearbeitung der The-
men Energie, Waldschutz und Klimawandel werden zahl-

27 Assoziierte Mitglieder sind das Andenparlament, das Zentralameri-
kanische Parlament, die Ostafrikanische Legislativversammlung, das 
Europäische Parlament, das Westafrikanische Parlament, das Latein-
amerikanisches Parlament, das Interparlamentarische Komitee der 
Westafrikanischen Wirtschafts- und Währungsunion, das Parlament 
der zentralafrikanischen Wirtschafts- und Währungsgemeinschaft, 
die Parlamentarische Versammlung des Europarats sowie das Arabi-
sche (Übergangs-)Parlament.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 55 – Drucksache 17/14075

reiche Arbeitsformen eingesetzt. Dazu gehören traditio-
nelle Instrumente wie Arbeitskreise, runde Tische, 
Anhörungen, Gesprächsforen und Informationsreisen. 
Zudem werden für das Ziel eines mit globalen Fragen be-
fassten virtuellen Weltparlaments, in dem sich Parlamen-
tarier untereinander und mit Bürgern austauschen und 
Lösungen erarbeiten, internetbasierte Instrumente einge-
setzt. Dazu zählen ein Newsletter, eine weltweite Kon-
taktdatenbank von Abgeordneten, die Bereitstellung von 
Materialien und Vorlagen für nationale Gesetze sowie die 
Sammlung von Empfehlungen und Vorschlägen aner-
kannter Experten und internationaler Organisationen zu 
globalen Problemen. Ferner werden Informationen zum 
Gesetzgebungsprozess von Politiken, die als herausra-
gend und nachahmungswert betrachtet werden, zur Verfü-
gung gestellt, damit diese Schritte in anderen Parlamen-
ten wiederholt werden können. Außerdem werden 
Onlineumfragen unter den Abgeordneten durchgeführt, 
deren Ergebnisse internationale Aufmerksamkeit wecken 
und die Meinungsbildung und Politikformulierung in den 
nationalen Parlamenten und Regierungen unterstützen 
sollen (CP 2009a u. 2009b; e-Parliament 2006; IZT 2010, 
S. 142 f.).

Unterhalb der globalen Ebene finden sich regionale und 
interregionale Foren, die sich der Umsetzung globaler 
Ziele verschrieben haben oder eigene, regional fokus-
sierte Agenden verfolgen. Beispielsweise soll der Euro-
parat den engeren Zusammenschluss der Völker Europas 
verwirklichen. Satzungsgemäß besteht der Europarat aus 
einem Exekutivgremium, dem Ministerkomitee sowie der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
(ER PV). Die ER PV ist das beratende Organ des Minis-
terkomitees und setzt sich aus Parlamentariern aus Eu-
ropa zusammen. Jedes Land entsendet entsprechend sei-
ner Größe eine nationale Delegation aus zwei bis 
18 Vertretern sowie ebenso vielen Stellvertretern, die das 
nationale Parteienverhältnis repräsentieren. Insgesamt ge-
hören der ER PV 636 Mitglieder und 18 Beobachter an. 
Zur Bearbeitung bestimmter Themen und Fragestellun-
gen kann die Parlamentarische Versammlung des Europa-
rats Komitees oder Ausschüsse einsetzen. Derzeit sind 
zehn Ausschüsse aktiv, darunter der Ausschuss für So-
ziale Angelegenheiten, Gesundheit und Nachhaltige Ent-
wicklung, „Committee on Social Affairs, Health and Sus-
tainable Development“. Dieser arbeitet aktuell unter 
anderem an einem Bericht über den Beitrag diversifizier-
ter Energieträger für eine nachhaltige Entwicklung. Die 
in der ER PV entwickelten Positionen werden als Emp-
fehlungen an das Ministerkomitee übermittelt (Council of 
Europe o. J.; Europarat 2011). Darüber hinaus haben die 
Abgeordneten der ER PV im Gemischten Ausschuss die 
Möglichkeit, direkt auf die Vertreter der Exekutive einzu-
wirken. Der Gemischte Ausschuss ist einerseits ein koor-
dinierendes Gremium für die Aktivitäten des Ministerko-
mitees und der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates. Andererseits dient er als Konsultativforum, 
das ein gutes Verhältnis beider Organe gewährleisten soll. 
Der Gemischte Ausschuss besteht aus 47 im Ministerko-
mitee vertretenen Botschaftern bzw. permanenten Reprä-

sentanten der Mitgliedstaaten sowie aus etwa 60 Mitglie-
dern der ER PV. Dies sind im Einzelnen:

– der Präsident der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates sowie 20 Vizepräsidenten,

– fünf Vorsitzende der Fraktionen,

– acht Vorsitzende der Ausschüsse,

– 27 Vertreter nationaler Delegationen, die nicht durch 
einen Vizepräsidenten repräsentiert sind (Layle 2012).

Eine vertikale Integration deutscher Parlamentarier in Eu-
ropa leistet die 1952 gegründete Interparlamentarische 
Arbeitsgemeinschaft (IPA). Sie umfasst Abgeordnete aus 
den Fraktionen des Deutschen Bundestages, der Landes-
parlamente und des Europäischen Parlaments. Zu einer 
erklärten Priorität der IPA gehört die Umweltpolitik. 
Durch Zusammenarbeit der Abgeordneten sowie durch 
den Austausch von Erfahrungen im persönlichen Kontakt 
sollen Voraussetzungen für gemeinsame Initiativen ge-
schaffen und die Arbeit der Mitglieder in den Parlamen-
ten unterstützt werden. Beispielsweise gibt die IPA eine 
Loseblattsammlung aller Bundes- und Landesvorschrif-
ten zum Umweltrecht heraus (IPA o. J.).

Eine dem interregionalen Kontakt gewidmete Organisa-
tion ist „The Association of European Parliamentarians 
with Africa“ (AWEPA). 1 500 ehemalige und aktive Par-
lamentarier aus den Ländern der EU, Norwegen und der 
Schweiz stehen mit insgesamt 25 afrikanischen Parla-
menten in Kontakt. Ihr Ziel ist es, die Parlamente in den 
afrikanischen Staaten als Schlüsselakteure für Demokra-
tie, Menschenrechte, Frieden und nachhaltige Entwick-
lung zu fördern. So haben 2009 die Staaten der Zollunion 
des südlichen Afrikas ein parlamentarisches Programm 
zur Minderung der Intensität des Klimawandels gestartet. 
Hierbei standen europäische Parlamentarier im Rahmen 
der AWEPA ihren afrikanischen Partnern durch Aus-
tausch von Best-Practice-Modellen und der Diskussion 
von Erfahrungen und Möglichkeiten der Bewältigung des 
Klimawandels und der Gestaltung einer „green economy“ 
zur Seite. Dadurch wurden die afrikanischen Parlamenta-
rier in die Lage versetzt, ihre Regierungen zum Erstellen 
von Berichten zu den Treffen der Klimarahmenkonven-
tion der Vereinten Nationen in Kopenhagen und Cancun 
zu bewegen. Auch wurden parlamentarische Komitees 
und intersektorale Parlamentariergruppen zum Thema 
Klimawandel, etwa in Botswana und Südafrika, einge-
richtet (AWEPA o. J. a, o. J. b und o. J. c; TMSA 2011).

Eine subregional verankerte Organisation ist die Ostsee-
parlamentarierkonferenz, „Baltic Sea Parliamentary Con-
ference“ (BSPC), die sich aus Abgeordneten nationaler 
und subnationaler Parlamente der Ostseeanrainerstaaten 
sowie Vertretern des Europäischen Parlaments, der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarats, des Nordi-
schen Rates und der Baltischen Versammlung zusammen-
setzt und die Arbeit des intergouvernmentalen 
Ostseerates flankiert, der aus den Außenministern der elf 
Ostseeanrainerstaaten besteht. Neben dem Zusammen-
wachsen der Ostseeregion ist ein erklärtes Ziel der Ost-
seeparlamentarierkonferenz, Entwicklungsansätze des 
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von der EU als Vorbildregion für eine makroregionale 
Strategie anerkannten Ostseeraums für andere Regionen 
bereitzustellen. Bei den jährlichen Konferenzen kommen 
etwa 130 Parlamentarier und Vertreter verschiedener Or-
ganisationen zusammen, um über Themen wie Energie, 
Umwelt und nachhaltige Entwicklung zu diskutieren. 
Durch diesen Dialogprozess soll insbesondere die nach-
haltige Entwicklung der Region gestärkt werden. Seit 
2005 werden zweijährige Arbeitsgruppen eingesetzt, die 
aus Vertretern der Mitgliedsparlamente gebildet werden. 
Die Arbeitsgruppen entwickeln Standpunkte und Emp-
fehlungen zu bestimmten Fragestellungen. Außerdem 
werden für besondere Schwerpunktthemen Berichterstat-
ter ernannt, um Expertenwissen zu verstetigen und eine 
Kontinuität der Arbeit über mehrere Konferenzen zu ge-
währleisten. Von den Versammlungen beschlossene Reso-
lutionen enthalten Empfehlungen an den Ostseerat sowie 
an regionale und nationale Regierungen und Parlamente. 
Die Mitgliedsparlamente erstatten dem Ständigen Aus-
schuss, dem obersten Entscheidungsgremium zwischen 
den jährlichen Konferenzen, Bericht über ihre politischen 
Aktivitäten und darüber, inwieweit erarbeitete Resolutio-
nen durch die nationale Politik umgesetzt wurden. Die 
Parlamentarier haben sich verpflichtet, unter Nutzung al-
ler parlamentarischen Instrumente auf die Regierungen 
für eine Umsetzung der vereinbarten Ziele einzuwirken. 
Daneben wird durch einen Austausch zwischen den Ar-
beitsgremien der Ostseeparlamentarierkonferenz mit de-
nen des Ostseerates, des Ostseegipfels der Regierungs-
chefs und der Helsinki-Kommission zum Schutz der 
Meeresumwelt und der Ostsee versucht, das Regierungs-
handeln entsprechend zu beeinflussen (BSPC o. J.; IZT/
FFU 2011, S. 69 ff.; Schöning 2011, S. 7).

Die Selbstbindung der Parlamentarier, aktiv eine Umset-
zung der vereinbarten Ziele durch die Exekutive zu erwir-
ken, schlägt sich auch im Deutschen Bundestag nieder. So 
erstatten die fünf vom Deutschen Bundestag in die Ost-
seeparlamentarierkonferenz entsandten Abgeordneten re-
gelmäßig schriftlich Bericht an den Deutschen Bundes-
tag. Diese Berichte werden zum Teil auch an die 
zuständigen Ausschüsse überwiesen. Auch wurden An-
träge an die Bundesregierung gestellt, die inhaltliche Be-
züge zu Resolutionsbeschlüssen der Ostseeparlamenta-
rierkonferenzen beinhalteten (CDU/CSU/SPD 2007 u. 
2009). Außerdem wurde die Bundesregierung durch 
Kleine Anfragen zu Stellungnahmen über den Stand der 
Umsetzung der Anträge aufgefordert. Eine besonders in-
tensive parlamentarische Aktivität war im Jahr 2007 er-
kennbar, als der Deutsche Bundestag Gastgeber der Kon-
ferenz war. Im Vorfeld der Konferenz wurden angesetzte 
Themen im Rahmen einer Bundestagsdebatte diskutiert. 
Dadurch wurde eine starke Rückbindung der Ostseeparla-
mentarierkonferenz in das nationale Parlament und, da 
auch Minister und weitere Regierungsvertreter beteiligt 
waren, an das Regierungshandeln bewirkt (IZT/FFU 
2011, S. 64 f.).

3.2 Arbeitsweisen und Institutionen

Interparlamentarische Vereinigungen setzen vielfältige 
Arbeitsformen und institutionelle Strukturen ein, um 

nachhaltigkeitspolitische Inhalte und Kompetenzen zu 
entwickeln, verfügbar zu halten und in die nationalen Po-
litikprozesse einzubringen. So werden Anhörungen, Ge-
sprächsforen, runde Tische, Arbeitskreise und Informa-
tionsreisen sowie ständige Komitees, Ausschüsse und 
Arbeitsgruppen genutzt. Die Diffusion nachhaltig-
keitspolitischer Expertise erfolgt erstens durch Informa-
tionsdienste wie Newsletter, die Bereitstellung von 
Expertenmeinungen, relevanten Gesetzestexten und Mus-
tergesetzen mit begleitenden Informationen zum Gesetz-
gebungsprozess. Zweitens wird der persönliche Aus-
tausch durch Parlamentarierkonferenzen und themenspe-
zifischen Treffen sowie durch Kontaktdatenbanken von 
mit Nachhaltigkeit befassten Institutionen und Abgeord-
neten gepflegt. In dieser Hinsicht erzielen einige Organi-
sationen durch ihre nahezu globale Mitgliederbasis eine 
hohe Reichweite. Drittens betreiben einige IPV Pro-
gramme zum Aufbau von nachhaltigkeitspolitischen Ka-
pazitäten, insbesondere in Entwicklungs- und Schwellen-
ländern. Eine Rückbindung in die nationale Politik 
erreichen interparlamentarische Vereinigungen durch ge-
meinsame Gremien von Parlamentariern und Vertretern 
der Exekutive oder durch die Mitgliedschaft von Parla-
mentariern, die Ämter in der Exekutive innehaben, sowie 
durch die Übermittlung von Empfehlungen und Stellung-
nahmen an internationale Gremien der Exekutive sowie 
an nationale Regierungen und Parlamente. Weitere Instru-
mente sind weltweite Onlineumfragen unter Abgeordne-
ten, die Berichterstattung über interparlamentarische Vor-
gänge an das nationale Parlament, die Behandlung von 
Berichten in Ausschüssen und in Plenardebatten, das Ein-
bringen von Themen durch gemeinsame Initiativen der 
Mitglieder IPV oder die Selbstverpflichtung der Abge-
ordneten, alle parlamentarischen Instrumente einzuset-
zen, um die Regierung im Sinne formulierter Positionen 
zu beeinflussen.

Allerdings ist festzustellen, dass nur wenige IPV umfas-
send und systematisch bei der Erarbeitung und Diffusion 
von Kompetenzen und Inhalten sowie Rückbindung in 
die nationalen Parlamente vorgehen. So schließt an die 
Erarbeitung gemeinsamer Positionen nicht immer eine 
strategische Kommunikation an nationale Entscheidungs-
träger und die Öffentlichkeit an. Auch werden die vielfäl-
tigen Möglichkeiten, Arbeitsergebnisse verfügbar zu ma-
chen und als Instrument in den nationalen Politikprozess 
einzubringen, oftmals nicht ausgeschöpft. Insbesondere 
die Potenziale neuer Medien werden kaum genutzt, um 
die Arbeit der Parlamentarier auch abseits gemeinsamer 
Konferenzen zusammenzuführen und transparent nach 
außen zu kommunizieren. Hinzu kommt, dass Berichte 
aus den IPV in den Parlamenten häufig ohne Aussprache 
zur Kenntnis genommen und Beiträge selten durch Ple-
nardebatten prominent gewürdigt werden. Dadurch wird 
das Potenzial interparlamentarischer Arbeit, parlamenta-
rische Debatten zu beleben, öffentliche und mediale Auf-
merksamkeit zu gewinnen und einen gesellschaftlichen 
Diskurs in Gang zu setzen, der zu einer Sensibilisierung 
der Bevölkerung für Nachhaltigkeitsthemen beiträgt, 
noch zu wenig ausgeschöpft.
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IV. Parlamente und nachhaltige Entwicklung 
Im EU-Mehrebenensystem

Seit den 1970er Jahren haben sich Umweltschutz und 
nachhaltige Entwicklung als Handlungsfelder der Euro-
päischen Gemeinschaft herausgebildet. 1987 wurde der 
Umweltschutz als Politikfeld mit einem eigenen Kapitel 
in der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) aufgenom-
men, nachhaltige Entwicklung wurde 1999 im Amsterda-
mer Vertrag als Kernelement der Aufgaben der Europäi-
schen Union verankert. Im Vertrag von Lissabon (2009) 
wird globale nachhaltige Entwicklung als Querschnitts-
aufgabe hervorgehoben (Artikel 3 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, AEUV). Die EU 
prägt seither zunehmend die Politiken der Mitgliedstaa-
ten, gleichzeitig versuchen diese, ihre Politikziele auf der 
europäischen Ebene zu verfolgen. Nachhaltigkeitspolitik 
im europäischen Mehrebenensystem ist somit eine Inte-
grationsaufgabe, bei der es gilt, die relevanten Hand-
lungsebenen zu verzahnen (IZT/FFU 2011, S. 52).

Lange sah man die nationalen Parlamente als „Opfer“ des 
Europäisierungsprozesses (O'Brennan/Raunio 2007), da 
ihnen mit den Politikfeldern, die durch die EU geregelt 
werden, Gestaltungsmöglichkeiten entzogen wurden 
(Eppler 2011, S. 299). Diese Entwicklung wurde auch 
deshalb als problematisch erachtet, weil mit dem Transfer 
von Kompetenzen auf die supranationale Ebene kein 
äquivalenter Kompetenzzuwachs des Europäischen Parla-
ments stattfand. Die Europäisierung führte vielmehr zu 
einem Übergewicht der nationalen Exekutiven, die als 
Teil des Unionsgesetzgebers legislative Mitwirkungs-
funktionen haben (IZT/FFU 2011, S. 52).

Dies hat sich in den letzten 25 Jahren schrittweise geän-
dert. Beginnend 1987, als die Einheitliche Europäische 
Akte es dem Europäischen Parlament erstmals ermög-
lichte, durch das Kooperationsverfahren auf den Gesetz-
gebungsprozess Einfluss zu nehmen, hat sich das Euro-
päische Parlament zunehmend zum gleichberechtigten 
Partner des Europäischen Rates entwickelt. Die Verträge 
von Maastricht (1993), Amsterdam (1999), Nizza (2003) 
und Lissabon (2009) haben sowohl das Europäische Par-
lament als auch die nationalen Parlamente gestärkt. Die 
Verträge regeln u. a. die Kontroll- und Mitentscheidungs-
befugnisse des Europäischen Parlaments durch neue und 
erweiterte Verfahren. Im Vertrag von Lissabon wird es im 
Gesetzgebungsprozess dem Europäischen Rat gleichge-
stellt (Artikel 14 EUV). Zudem wurden die nationalen 
Parlamente – zur Sicherung des Subsidiaritätsprinzips 
und mit dem Ziel einer stärkeren Kontrolle ihrer Regie-
rungen in der Europapolitik – mit erweiterten Rechten 
ausgestattet (IZT/FFU 2011, S. 52).

1. Die Rolle des Europäischen Parlaments

Im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren liegt das Recht 
zur förmlichen Gesetzgebungsinitiative bei der Europäi-
schen Kommission. Nach dem in Artikel 294 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
geregelten ordentlichen Gesetzgebungsverfahren kann 
aber kein Rechtsakt ohne die Zustimmung des Europäi-
schen Parlaments verabschiedet werden. Für die demo-

kratische Legitimation der Gemeinschaft ist dies deshalb 
bedeutsam, da im Zuge der Ausweitung der Mehrheits-
entscheidungen im Rat der Einfluss der nationalen Parla-
mente insofern vermindert wurde, als die Mehrheit im 
Rat die Position der eigenen Regierungsvertreter über-
stimmen kann. „Mit der Ausweitung der Entscheidungs-
befugnisse des Europäischen Parlaments wurde hierfür 
ein Ausgleich geschaffen.“ (IZT/FFU 2011, S. 53)

Im Gesetzgebungsverfahren haben die Ausschüsse des 
Europäischen Parlaments eine zentrale Rolle. In den zu-
ständigen Fachausschüssen werden die von der Europäi-
schen Kommission unterbreiteten Gesetzentwürfe beraten 
und ggf. geändert. Anschließend wird der Gesetzentwurf 
dem Plenum vorgelegt, diskutiert und verabschiedet. Im 
Rahmen des Verfahrens nach Artikel 294 AEUV ist eine 
Einigung von Rat und Parlament zwingend erforderlich. 
Lehnt der Europäische Rat auch nach der zweiten Lesung 
die Gesetzesänderungsvorschläge des Parlaments ab, ist 
die Einberufung eines Vermittlungsausschusses vorgese-
hen, um binnen sechs Wochen eine Einigung zu erzielen. 
In der Praxis werden diese meist langwierigen Verhand-
lungen aber durch sogenannte Triloge umgangen – Tref-
fen zwischen Vertretern des Rats, des Europäischen Par-
laments und der Europäischen Kommission mit dem Ziel, 
einen Kompromiss zu finden. An diesen informellen Ver-
handlungen, die auch schon vor Beginn des Vermittlungs-
verfahrens stattfinden, nehmen Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments teil, ohne dass sie über ein Mandat der 
Ausschüsse verfügten. Zwar stärken solche Verhandlun-
gen den Einfluss der verhandelnden Akteure (seitens des 
Parlaments in der Regel die mit der Erstellung eines Be-
richtsentwurfs beauftragten Berichterstatter), untergra-
ben aber gleichzeitig die Rolle der Ausschüsse sowie die 
Transparenz der Entscheidungsprozesse des Europäi-
schen Parlaments (IZT/FFU 2011, S. 53).

Das Europäische Parlament hat sich insgesamt von einer 
lediglich beratenden Institution zu einem Mitgesetzgeber 
und zu einer wirksamen Kontrollinstanz der Exekutive 
entwickelt. Das „neue Selbstbewusstsein“ (Kietz/
Ondarza 2010) des Parlaments zeigt sich aber nicht nur 
darin, dass es auf der Basis der vertraglich gewährten 
Rechte seine Position in die EU-Entscheidungsverfahren 
einbringt, sondern es macht auch darüber hinaus Ge-
staltungsansprüche geltend. In der jüngsten „Rahmenver-
einbarung über die Beziehungen zwischen dem Europäi-
schen Parlament und der Kommission“ versuchte das 
Europäische Parlament, seinem übergeordneten Ziel nä-
her zu kommen, in sämtlichen zur Entscheidung anste-
henden Fragen der EU-Politik dem Rat gleichgestellt zu 
werden – ein Prinzip, welches im EU-Vertrag nicht ent-
halten ist. So wurde u. a. festgeschrieben, dass Parlament 
und Rat grundsätzlich gleich zu behandeln sind, etwa in 
Bezug auf Zeitpunkt und Umfang der Unterrichtung über 
legislative und budgetäre Belange sowie internationale 
Abkommen durch die Europäische Kommission (Kietz/
Ondarza 2010, S. 2).

Gleichwohl verbleiben Bereiche, die einer Parlamentari-
sierung entzogen sind. Aus nachhaltigkeitspolitischer 
Perspektive sind hier insbesondere strategische Politik-
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prozesse von Bedeutung. Politikziele und -inhalte eines 
Großteils der EU-Gesetzgebung – so in der Umwelt- und 
Nachhaltigkeitspolitik, in der Klima- und der Energiepo-
litik – werden von längerfristigen Strategien (wie bei-
spielsweise die Europäische Energiestrategie, die Politik-
ziele bis 2020 definiert) bestimmt (IZT/FFU 2011, S. 54). 
Diese werden von der Europäischen Kommission vorge-
schlagen, zwischen den Mitgliedstaaten verhandelt und 
vom Rat verabschiedet. Das Europäische Parlament hat in 
diesen Prozessen lediglich Anhörungsrechte (Kietz/
Ondarza 2010, S. 5). Die Herausforderung besteht somit 
darin, auch hinsichtlich der „grundlegenden Weichenstel-
lungen der Union zu einem bestimmenden Akteur zu 
werden“ (Kietz/Ondarza 2010, S. 8).

2. Die Rolle der nationalen Parlamente

Die nationalen Parlamente wirken auf zwei Ebenen an eu-
ropäischer Politik mit. Innerstaatlich nehmen sie formell 
wie informell Einfluss auf das Handeln ihrer jeweiligen 
Regierung auf europäischer Ebene. Zudem wirken die 
Parlamente bei Angelegenheiten des Primär- (z. B. EU-
Verträge) und Sekundärrechts (z. B. Richtlinien und Ver-
ordnungen der EU) mit. Die zweite Ebene ist die suprana-
tionale bzw. europäische Ebene. Hierbei sind zum einen 
die in den Europäischen Verträgen niedergelegten Rechte 
der nationalen Parlamente, sich an Entscheidungen der 
EU zu beteiligen, zu nennen. Zum anderen können die 
Parlamente der Mitgliedstaaten untereinander oder mit 
dem Europäischen Parlament kooperieren, um auf diese 
Weise die europäische Politik mit zu gestalten (IZT/FFU 
2011, S. 54). Beide Ebenen sind für die Steuerung nach-
haltiger Entwicklung von Bedeutung.

Die Verankerung von Rechten der nationalen Parlamente 
in den Europäischen Verträgen entwickelte sich langsa-
mer als beim Europäischen Parlament. Erst zu Beginn der 
1990er Jahre rückten die nationalen Parlamente als wich-
tige Akteure im europäischen Mehrebenensystem in den 
Blick. So bekannten sich erstmals in einem Protokoll, das 
dem Maastrichter Vertrag angehängt ist (Erklärung 13 u. 
14), alle Mitgliedstaaten dazu, die Mitwirkungs- und 
Kontrollrechte der nationalen Parlamente in den Ent-
scheidungsprozessen der EU zu fördern (Friese 2008, 
S. 37). Dabei wird die Bedeutung eines zeitnahen Zu-
gangs zu Informationen betont. Zur gleichen Zeit wurden 
auch in den meisten Mitgliedstaaten die Mitwirkung der 
Nationalparlamente an EU-Angelegenheiten neu geregelt –
der Beginn des sogenannten „Mehrebenenparlamentaris-
mus“ (Maurer 2004 u. 2011). Im Vertrag von Amsterdam 
wurde dann mit dem „Protokoll über die Rolle der einzel-
staatlichen Parlamente in der Europäischen Union“ die 
Mitwirkung der nationalen Parlamente noch fester veran-
kert (Friese 2008, S. 38). Im Vertrag von Lissabon wur-
den in einem eigenen Artikel (Artikel 12 EUV sowie Pro-
tokoll Nr. 1 und 2) die Aufgaben der nationalen 
Parlamente ebenso festgelegt wie ihre Verpflichtung, zu 
einer „guten Arbeitsweise“ der EU „aktiv“ beizutragen. 
Dazu wurden den Nationalparlamenten weitere Mitent-
scheidungsbefugnisse eingeräumt sowie weitreichende 
Informationsrechte und Kontrollbefugnisse gewährt 

(Eppler 2011, S. 299). Beispielsweise müssen seither alle 
Konsultationsdokumente der Kommission, Rechtset-
zungsprogramme und Entwürfe von Gesetzgebungsakten 
der Kommission zur Information direkt den Nationalpar-
lamenten zur Verfügung gestellt werden28. Diese sind da-
durch unabhängiger von ihren Exekutiven.

Vertraglich festgelegt wurde auch ein sogenannter „Früh-
warnmechanismus“, der den nationalen Parlamenten das 
Recht gibt, Initiativen der Kommission zu rügen, wenn 
diese aus ihrer Sicht gegen das Subsidiaritäts- und Ver-
hältnismäßigkeitsprinzip verstoßen.29 Des Weiteren kön-
nen die Mitgliedstaaten im Namen ihrer Parlamente auch 
nachträglich Subsidiaritätsklage beim Gerichtshof der 
Europäischen Union einreichen. Den nationalen Parla-
menten ist damit die Beteiligung an der EU-Entschei-
dungsfindung nicht mehr nur indirekt über die Einwir-
kung auf ihre nationalen Regierungen möglich, sondern 
sie können sich direkt in den EU-Gesetzgebungsprozess 
einschalten (Koch/Kullas 2010, S. 6 ff.).

An dieser Stelle ist ergänzend auf den informellen (in kei-
nem Vertrag oder Abkommen festgelegten) „politischen 
Dialog“ hinzuweisen. In dessen Rahmen leitet die Euro-
päische Kommission seit 2006 sämtliche Konsultations-
dokumente und Legislativentwürfe den nationalen Parla-
menten direkt zu, verbunden mit der Einladung, hierzu 
Stellung zu nehmen. Diese werden beantwortet und ihre 
weitere Berücksichtigung wird in Aussicht gestellt. In der 
Substanz geht diese Kommunikation über die bloße Zu-
leitung von Dokumenten wie auch über die Möglichkei-
ten von „Frühwarnmechanismus“ und „Subsidiaritätskon-
trolle“ hinaus, da hier politische Inhalte zur Diskussion 
stehen, strategische Dokumente wie Grün- oder Weißbü-
cher einbezogen sind und die Möglichkeit der Beteiligung 
an den Konsultationsverfahren der Europäischen Kom-
mission eröffnet ist. Wie die Empirie zeigt, wird der Dia-
log von den nationalen Parlamenten durchaus aktiv und 
intensiv genutzt (Preising 2011, S. 152).

Hinsichtlich einer durch die Parlamente mitgestalteten 
Politik der Nachhaltigkeit sind die Stärkung des Subsidia-
ritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzips und die parla-
mentarischen Rechte, auf die Politik der EU Einfluss zu 
nehmen, positiv zu bewerten (IZT/FFU 2011, S. 55). 
Auch der politische Dialog bietet den nationalen Parla-
menten zahlreiche Möglichkeiten der aktiven und früh-
zeitigen Mitgestaltung der EU-Politik.

28 Diese Rechte sind allerdings begrenzt auf die Gesetzgebung, zahlrei-
che weitere „Handlungsformen“ der Exekutive bleiben frei von der 
Pflicht, die Parlamente zu informieren und zu konsultieren (Maurer 
2011, S. 56).

29 Für ihre begründeten Stellungnahmen müssen die Nationalparlamen-
te eine Frist von acht Wochen einhalten. Auch sind festgelegte Quo-
ren zu erfüllen, damit sich die Europäische Kommission mit der Rü-
ge befasst. Das Erreichen eines Quorums setzt eine entsprechend 
effiziente Organisation und Kommunikation der nationalen Parla-
mente voraus. Bislang wurde das Quorum von 18 Stimmen noch 
nicht erreicht. Dennoch erhalten die Nationalparlamente mit dem 
Frühwarnsystem erstmals ein Instrument an die Hand, mit dem die 
Kommission diszipliniert und politisch ein Gegengewicht geschaffen 
werden kann (IZT/FFU 2011, S. 55).
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Neben der Verpflichtung der nationalen Parlamente, zu 
einer „guten Arbeitsweise“ der Union beizutragen, sieht 
Artikel 12 EUV zudem eine Stärkung der Zusammenar-
beit der Parlamente vor und erlegt diesen wie auch dem 
Europäischen Parlament ein Kooperationsgebot auf.

3. Interparlamentarische Kooperationen

2002 erklärte das Europäische Parlament im sogenannten 
Napolitano-Bericht (EP AFCO 2002), dass es sich nicht 
als alleinige Repräsentationsinstanz der europäischen 
Bürgerinnen und Bürger verstehe, sondern dass hierbei 
auch die einzelstaatlichen Parlamente eine herausragende 
Rolle spielten. Beide Parlamentsebenen fungierten ge-
meinsam als Garanten der Demokratie in der EU und soll-
ten deshalb zusammenarbeiten (Friese 2008, S. 40). Dem-
entsprechend war man schon in den 1990er Jahren im 
Europäischen Parlament und in den Nationalparlamenten 
um die Etablierung partnerschaftlicher Beziehungen be-
müht, und in der Folge haben sich die interparlamentari-
schen Beziehungen und Begegnungen stetig ausgeweitet. 
Dies zeigt, dass sich die nationalen Parlamente um die 
Mitgestaltung der europäischen Politik nicht nur durch 
Einflussnahme auf ihre jeweiligen Regierungen, sondern 
auch durch eine gut strukturierte Zusammenarbeit zwi-
schen den nationalen Parlamenten sowie dem Europäi-
schen Parlament bemühen (Friese 2008, S. 41).

Der Zusammenarbeit dienen in der Regel interparlamen-
tarische Treffen, die entweder als gemeinsame parlamen-
tarische Treffen oder als Treffen der Ausschüsse organi-
siert werden.30 Weitere Instrumente sind die Teilnahme 
von Vertretern der nationalen Parlamente an Ausschuss-
sitzungen und Anhörungen des Europäischen Parlaments, 
die Teilnahme ihrer Mitglieder an den Sitzungen der Na-
tionalparlamente, Delegationsbesuche, Fachseminare und 
Runde Tische, zu denen das Europäische Parlament regel-
mäßig einlädt, sowie Kontakte zwischen den nationalen 
Parlamenten und dem Europäischen Parlament über die in 
den Parlamenten vertretenen Fraktionen (Friese 2008, 
S. 42 ff.; für den Deutschen Bundestag Vollrath 2011).

In diesem Zusammenhang ist auch IPEX, „The platform 
for EU Interparliamentary Exchange“, zu nennen. Diese 
Datenbank zu parlamentarischen Dokumenten und Infor-
mationen über die EU soll zu einem interaktiven Informa-
tionssystem ausgebaut werden, das über Fragen der Sub-
sidiarität hinausgeht (Vollrath 2011, S. 184). Es soll 
zukünftig sowohl für Bürger als auch Abgeordnete nützli-
che Informationen zur Verfügung stellen.

Neben den genannten Vernetzungsaktivitäten von Euro-
päischem Parlament und nationalen Parlamenten koope-
rieren diese untereinander. Sie folgen damit der in Arti-
kel 9 des dem Lissabon-Vertrag angehängten Protokolls 
Nr. 1 angesprochenen regelmäßigen und effizienten Zu-
sammenarbeit. Zu nennen ist hier vor allem die Konfe-
renz der Ausschüsse für Gemeinschafts- und Europaange-

legenheiten, „Conférence des Organes Spécialisés en 
Affaires Communautaires“, der Parlamente der EU, die 
als Kooperationsinstrument eine Sonderstellung ein-
nimmt. Die COSAC wurde 1989 ins Leben gerufen. 1999 
wurde sie durch ein entsprechendes Protokoll des Ams-
terdamer Vertrags formell anerkannt, ihre Rolle wurde 
zudem im Protokoll des Lissabon-Vertrags betont 
(Sprungk 2011, S. 211). Ihr Ziel war und ist es, den natio-
nalen Parlamenten mehr Gewicht gegenüber den EU-In-
stitutionen zu verleihen.

Unbeschadet des Umstands, dass die COSAC von einigen 
Mitgliedstaaten kritisch beurteilt wird, zählten zu ihren 
Verdiensten u. a. ihre (rechtlich unverbindlichen) Leitli-
nien für die Beziehungen zwischen Regierungen und Par-
lamenten, welche die Parlamente der Mitgliedstaaten bei 
der Kontrolle ihrer Regierungen und der Einflussnahme 
auf die Europapolitik unterstützen sollen (Friese 2008, 
S. 58). Auch stellt die COSAC eine Kommunikations- 
und Koordinationsplattform für Parlamente und ihre Aus-
schüsse dar, etwa im Hinblick auf den zuvor beschriebe-
nen „Frühwarnmechanismus“. Des Weiteren leistet sie in-
haltliche Beiträge zu einer großen Spannweite von 
Themen, die sie an die Organe der EU richtet.31 Die Stel-
lungnahmen der COSAC binden die nationalen Parla-
mente allerdings nicht.

4. Das EU-Impact-Assessment und seine 
Nutzung durch das Europäische 
Parlament

Die Ex-ante-Abschätzung möglicher Folgen ist mittler-
weile in vielen Ländern zu einem festen Bestandteil bei der 
Vorbereitung politischer Maßnahmen, insbesondere von 
Gesetzen, geworden. Verfahren der Gesetzesfolgenabschät-
zung (GFA) bzw. des „Regulatory Impact Assessment“ 
(RIA) oder „Impact Assessment“ (IA) beispielsweise wer-
den, wenn auch in ganz unterschiedlichen Formen, in na-
hezu allen OECD-Staaten praktiziert (Adelle 2011; EP DG 
IPOL 2011; Nilsson et al. 2008; Russel/Turnpenny 2009).

Diese Verfahren waren ursprünglich konzipiert als ein In-
strument zur besseren Rechtsetzung mit dem Ziel, büro-
kratische Regulierungen und die damit verbundenen Kos-
ten für Unternehmen zu reduzieren. Mit der Zeit wurden 
auch andere Folgen von Regulierungen einer Prüfung un-
terzogen, darunter Nachhaltigkeitsaspekte. Solche Fol-
genabschätzungen – häufig auch Nachhaltigkeitsprüfun-
gen genannt – sollen für Entscheidungsträger Information 
und Wissen über mögliche wirtschaftliche, soziale und 
ökologische Effekte von Politikmaßnahmen bereitstel-
len. Hierdurch soll die Wissensbasierung politischer Ent-
scheidungen verbessert, ihre Transparenz erhöht sowie 
die Partizipation von Vertretern gesellschaftlicher Grup-
pen im Rahmen der Vorbereitung von Gesetzen ermög-
licht werden. Schließlich soll auch zur Erreichung von 

30 Parlamentarische Treffen gelten Themen, bei denen die EU zwar kei-
ne Legislativkompetenz hat, dennoch wichtige strategische Entschei-
dungen trifft.

31 Diese sollen sich vornehmlich auf Fragen des Subsidiaritätsprinzips, 
auf freiheits-, sicherheits- und rechtspolitische Themen sowie Grund-
rechtsfragen beziehen. In der Praxis sind die Beiträge allerdings häu-
fig aktuellen Themen der Ratspräsidentschaft oder generellen euro-
papolitischen Themen gewidmet (Friese 2008, S. 59).
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Zielen der Nachhaltigkeit beigetragen werden, indem Po-
litikmaßnahmen im Blick auf verschiedene Ziele, Priori-
täten und Indikatoren geprüft werden (Jacob et al. 2011, 
S. 5).

4.1 Das EU-Impact-Assessment

In der Europäischen Union wird – nach einem Vorlauf mit 
ersten Projekten zwischen 2002 und 2004 – seit 2005 re-
gelmäßig ein integriertes Verfahren zur Prüfung der Ge-
setzesfolgen von Politikinitiativen praktiziert. Das Impact 
Assessment war ein zentraler Bestandteil des Aktions-
plans der Europäischen Kommission „Vereinfachung und 
Verbesserung des Regelungsumfeldes“, der sowohl dem 
Ziel einer besseren Rechtsetzung als auch dem der Kohä-
renz und Konsistenz von Politikmaßnahmen hinsichtlich 
der Prinzipien der Nachhaltigkeit dienen sollte. Seither 
werden Legislativvorschläge und andere Initiativen der 
Europäischen Kommission hinsichtlich ihrer ökologi-
schen, ökonomischen und gesellschaftlichen Auswirkun-
gen im Zuge eines Impact Assessments geprüft. Von 2003 
bis 2008 sind etwas mehr als 400 IAs durchgeführt wor-
den, davon allein 121 im Jahr 2008 (European Court of 
Auditors 2010, S. 15).

Die Europäische Kommission, der Rat sowie das Euro-
päische Parlament haben in interinstitutionellen Vereinba-
rungen zur besseren Gesetzgebung bzw. zu einem ge-
meinsamen Ansatz beim IA festgelegt, dass alle drei 
Institutionen als Verfahrensbeteiligte gelten.

Impact Assessments werden zu allen wichtigen32 Initiati-
ven des Legislativ- und Arbeitsprogramms der Kommis-
sion sowie zu Entscheidungen durchgeführt, die im so-
genannten Komitologieverfahren getroffen werden. 
Letzteres umfasst auch nichtlegislative Initiativen wie 
Programme, Strategien oder Weißbücher. In einem Leit-
faden sind die Analyseschritte niedergelegt, die bei der 
Prüfung von Gesetzesfolgen vorzusehen sind (EC 2009).

Der IA-Bericht wird von der bei der Gesetzes- und Pro-
gramminitiative federführenden Generaldirektion (GD) 
vorbereitet. Ein aus Vertretern anderer fachlich betroffe-
ner GDs bestehender Lenkungsausschuss unterstützt sie 
in den meisten Fällen, und auch das Generalsekretariat 
der Europäischen Kommission ist in den IA-Prozess ein-
gebunden. Zusätzlich zum Sachverstand der eigenen Ab-
teilungen kann auch externe Expertise herangezogen wer-
den. Ein erster Entwurf des IA-Berichts soll noch vor 
Beginn der Ressortabstimmung dem „Impact Assessment 
Board“ (IAB) zur Prüfung vorgelegt werden.

Der auf zwei Jahre bestellte IAB hat die Aufgabe der 
Qualitätssicherung, aber kein Vetorecht. Er besteht seit 
2012 aus neun Mitgliedern, acht Direktoren der General-
direktionen sowie als Vorsitzende die stellvertretende Ge-
neraldirektorin des Generalsekretariats. Seit 2007 hat der 
IAB – unterstützt vom Generalsekretariat der Europäi-
schen Kommission – nahezu alle vorläufigen Berichte ge-

prüft (European Court of Auditors 2010, S. 31).33 Der 
endgültige Bericht wird zur Prüfung und zur Abnahme 
zusammen mit dem Gesetzentwurf und der IAB-Stellung-
nahme an die Mitglieder der Europäischen Kommission 
gesandt und liegt dem Gesetzentwurf an das Europäische 
Parlament und den Rat bei.

In einem IA-Bericht werden zunächst das Problem, das 
durch eine politische Regulierung behoben werden soll, 
sowie das Ziel eines politischen Eingriffs erläutert. Auch 
werden wesentliche alternative Optionen zur Zielerrei-
chung dargestellt und ihre möglichen ökonomischen, 
ökologischen und gesellschaftlichen Folgen abgeschätzt. 
Dabei sollen die Konsequenzen der Beibehaltung des Sta-
tus quo mit denen alternativer Politikoptionen verglichen 
werden. Alle Folgen sollen, falls möglich, quantifiziert 
und monetarisiert werden. Der Bericht umfasst auch In-
formationen zum Assessmentprozess, z. B. zu den betei-
ligten externen Akteuren (insbesondere Stakeholder), 
zum Ablauf und den Methoden des Prüfverfahrens sowie 
zu den genutzten Quellen. Deshalb, und weil der IA-Be-
richt auf der Internetseite des Generalsekretariats veröf-
fentlicht wird, gilt das IA-Verfahren der EU als besonders 
offen und transparent (Jacob et al. 2009, S. 17).

Das Europäische Parlament sowie der Rat als Verfahrens-
beteiligte können das IA der Europäischen Kommission 
kritisch prüfen. Auch haben sie die Möglichkeit, eigene 
IAs durchzuführen, wenn sie dies für angemessen und er-
forderlich erachten (EP et al. 2003 u. 2005), sowie die 
Europäische Kommission aufzufordern („invite“), bei 
substanziellen Änderungsvorschlägen im Gesetzgebungs-
prozess eine Aktualisierung des ursprünglichen IA durch-
zuführen (European Court of Auditors 2010, S. 26). Diese 
„Aufforderung“ ist für die Kommission allerdings nicht 
verbindlich.

4.2 Das Impact Assessment in der 
parlamentarischen Praxis

Die Herausforderung für das Europäische Parlament be-
steht darin, das Instrument des IA und die damit erzeug-
ten Inhalte möglichst effektiv in die Strukturen und die 
Arbeitsweise der Legislative zu integrieren. Hierbei spie-
len die Ausschüsse und dort wiederum die Berichterstat-
ter die entscheidende Rolle bei der Meinungsbildung und 
Entscheidungsfindung (Meuwese 2008, S. 102). Nachtei-
lig wirken sich dabei die, verglichen mit der Exekutive, 
beschränkten personellen und finanziellen Ressourcen 
zur Durchführung von Folgenabschätzungen aus. Ein 
weiteres Hemmnis sind die knappen Fristen im europäi-
schen Gesetzgebungsprozess insbesondere nach der ers-
ten Lesung. Diese Randbedingungen erschweren sowohl 
einen schnellen, zeitnahen Zugriff auf die zur kritischen 
Überprüfung der Kommissionsberichte oder zur Durch-
führung von eigenen Impact Assessments erforderliche 
wissenschaftliche Expertise als auch deren sorgfältige 
Auswertung (Meuwese 2008, S. 112).

32 Die Kommission nennt als Kriterien für wichtige Initiativen, dass sie 
„the most significant impacts on citizens, businesses and administra-
tions“ haben oder dass sie „political sensitive“ sein sollten.

33 Nach Alemanno (2011, S. 7) wurden etwa 40 Prozent der eingereich-
ten Entwürfe negativ bewertet.
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Die 2004 – angestoßen durch die „Vereinbarungen zur 
besseren Rechtsetzung“ und als Reaktion auf die wach-
senden legislativen Befugnisse des Europäischen Parla-
ments – eingerichteten (General-)Direktionen des Gene-
ralsekretariats des Europäischen Parlaments unterstützen 
die Ausschüsse bei ihren legislativen und nichtlegislati-
ven Tätigkeiten durch Informationen und Expertise. Dies 
schließt entsprechende Dienstleistungen beim Impact-
Assessment-Verfahren ein.34 Ergänzend besteht seit 2006 
die Möglichkeit, externe Expertise einzuholen, um IAs 
der Europäischen Kommission beurteilen zu lassen oder 
eigene Folgenabschätzungen durchzuführen. Hierfür gab 
es zunächst ein spezifisches Budget (2006: 500 000 Euro, 
2007: 700 000 Euro, nach Meuwese 2008, S. 113), seit 
2008 können entsprechende Studien aus dem allgemeinen 
„expertise budget“ finanziert werden. Die Mittel werden 
von der Konferenz der Ausschussvorsitzenden verteilt 
und durch die Direktionen verwaltet (IZT/FFU 2011, 
S. 33).

Um den bürokratischen Aufwand und die lange Dauer 
einzelner Ausschreibungsverfahren besser zu bewälti-
gen, werden seit 2006 vom Umweltausschuss und ande-
ren Ausschüssen Rahmenverträge für „rapid impact as-
sessments“ ausgeschrieben (Meuwese 2008, S. 112). Ziel 
dieser Ausschreibungen ist es, bis zu drei Forschungsein-
richtungen zu beauftragen, den Ausschüssen kurzfristig 
wissenschaftliche Expertise zu liefern. Im Rahmen der 
dazu geschlossenen Verträge können die Auftragnehmer 
von einem Ausschuss ad hoc damit betraut werden, 
Impact Assessments der Europäischen Kommission zu 
beurteilen oder ein IA zu substanziellen Änderungsvor-
schlägen bzw. Änderungen von Gesetzesvorhaben durch-
zuführen. Beauftragt werden können auch Kurzstudien 
oder Workshops zur kritischen Prüfung des Kommis-
sionsberichts (IZT/FFU 2011, S. 33).

Ergänzend zu den genannten Möglichkeiten, wissen-
schaftliche Expertise im Zuge des Impact Assessments 
einzuholen, wurden auch Maßnahmen ergriffen, um die 
Mitarbeiter des Europäischen Parlaments, der Direktio-
nen und der Ausschüsse mit dem IA vertraut zu machen. 
So wurden etwa spezielle Schulungen, Treffen zum Er-
fahrungsaustausch mit der Kommission oder Informa-
tionsveranstaltungen organisiert (Meuwese 2008, S. 112). 
2008 hat die Konferenz der Ausschussvorsitzenden au-
ßerdem ein Handbuch zur Durchführung von IAs verab-
schiedet (IZT/FFU 2011, S. 33).

Die bisherige Nutzung des IA zeigt ein breites Spektrum 
an Praktiken (IZT/FFU 2011, S. 32 ff.; s. a. Dunlop et al. 
2012; Meuwese 2008, S. 113 ff.): Um kleinere Unklarhei-
ten zu beseitigen, richten einige Ausschüsse direkte An-
fragen an die Kommission. So wird beispielsweise darum 
gebeten, dass ein Repräsentant der Europäischen Kom-
mission den IA-Bericht bzw. die darin verwendeten Da-
ten und Methoden im Ausschuss vorstellt und mit den 
Abgeordneten diskutiert (European Court of Auditors 

2010, S. 20 f.). Auch werden durch verschiedene Aus-
schüsse Workshops durchgeführt, die der Analyse und 
Bewertung des IA dienen. Hierzu werden neben der Eu-
ropäischen Kommission auch Experten und Interessen-
gruppen eingeladen. Die Parlamentarier haben dadurch 
die Möglichkeit, eigene Vorschläge im Gesetzgebungs-
prozess einzubringen und damit der Kommission eine 
Rückmeldung zu geben (European Court of Auditors 
2010, S. 20). Organisiert werden solche Workshops (z. B. 
EP PDESP 2007 u. 2008) durch die wissenschaftlichen 
Einrichtungen, mit denen die Ausschüsse Rahmenver-
träge geschlossen haben. Darüber hinaus werden Kurz- 
und Hintergrundstudien in Auftrag gegeben, um anhän-
gige Kommissionsinitiativen besser einordnen zu können 
(Meuwese 2008, S. 119 f.). Diese werden entweder von 
den fachlich zuständigen Direktionen selbst durchgeführt 
oder von den Instituten, mit denen Rahmenverträge ge-
schlossen wurden. Von verschiedenen Ausschüssen wur-
den eigene IA-Studien in Auftrag gegeben, da sie ein aus 
ihrer Sicht erforderliches IA der Kommission vermissten 
(z. B. vom Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung und vom Haushaltsausschuss zu den Folgen 
einer fakultativen Modulation der Direktzahlungen). Au-
ßerdem haben einige Ausschüsse ergänzende Studien und 
IAs durchführen lassen, weil ihnen manche Aussagen der 
Kommission unzureichend begründet erschienen (z. B. 
zur EU-Chemikalien-Verordnung REACH und deren 
Folgen für Entwicklungsländer) (Meuwese 2008, 
S. 185 ff.).35 Schließlich nutzen Abgeordnete das Instru-
ment der Schriftlichen Anfrage, um die Kommission zu 
ihren IAs um Auskunft zu ersuchen.

In einzelnen Fällen – der Europäische Rechnungshof 
führt in seinem Gutachten sieben Fälle in der Zeit von 
2005 bis 2008 auf – hat das Europäische Parlament auch 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, eigene Impact 
Assessments im Hinblick auf substanzielle Änderungs-
vorschläge zu einer Gesetzesinitiative durchzuführen 
(European Court of Auditors 2010, S. 25). Insbesondere 
hier zeigen sich die Beschränkungen, die der parlamenta-
rische Zeitplan den Ausschüssen auferlegt. IA-Studien 
können zwar in allen Phasen des legislativen Prozesses 
durchgeführt werden. In der Praxis werden sie jedoch 
eher in den frühen Phasen des Gesetzgebungsprozesses 
veranlasst, da es bis zur ersten Lesung keine einschrän-
kenden Fristen gibt. Aber auch im Vorfeld der zweiten 
Lesung wurden einige Impact Assessments über substan-
zielle Änderungen durchgeführt. Dagegen gab es keine 
Impact Assessments im Zuge einer Vermittlung zwischen 
Europäischem Parlament und Rat bzw. vor einer dritten 
Lesung (EP – CCC 2008, nach IZT/FFU 2011, S. 31).

Ein Beispiel eines eigenen (und ersten) IA ist eine Fol-
genanalyse zu Änderungsvorschlägen, die sich auf den 

34 Innerhalb der Generaldirektion Interne Politikbereiche der Union 
wurde eine eigene Direktion Folgenabschätzung und Europäischer 
Mehrwert eingerichtet.

35 Neben IAs und anderen Studien zu den Folgen konkreter Politikvor-
haben wurden auch sogenannte horizontale Studien durchgeführt, in 
denen das Impact-Assessment-System selbst genauer betrachtet 
wird. So wurde etwa seitens des Arbeits- und Sozialausschusses eine 
allgemeine Evaluation zur Berücksichtigung sozialer Aspekte im Im-
pact Assessment-System der EU in Auftrag gegeben (IZT/FFU 2011, 
S. 34).
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Kommissionsvorschlag zur Richtlinie „Festlegung von 
Nennfüllmengen für Erzeugnisse in Fertigpackungen“ 
von 2005 beziehen. Der Berichterstatter des Europäi-
schen Parlaments kritisierte verschiedene Aspekte des 
Kommissionsberichtes sowie die nach seiner Meinung 
fehlende Ausgewogenheit des Konsultationsprozesses im 
Zuge des IA. Er forderte deshalb ein Impact Assessment 
zu den eigenen Änderungsvorschlägen noch vor der Ab-
stimmung über die Initiative im Ausschuss Binnenmarkt 
und Verbraucherschutz. Das vom Ausschuss in Auftrag 
gegebene IA identifizierte Schwächen bei der Ausgewo-
genheit des Impact Assessments der Europäischen Kom-
mission und der Konsultation der Stakeholder. Es unter-
stützte die Einschätzung des Ausschusses und kann 
deshalb auch als „counter-IA“ (Meuwese 2008, 
S. 225 ff.) gewertet werden, das dem Kommissionsbe-
richt in entscheidenden Aspekten (wie dem Schutz der 
Konsumenten) widersprach.

Ein weiteres Beispiel, bei dem trotz der engen Fristen 
auch im Zuge einer zweiten Lesung ein IA für eigene Än-
derungsvorschläge durchgeführt wurde, ist die Richtlinie 
über „Batterien und Akkumulatoren“ von 2005. Auf-
grund unzureichender Ressourcen scheiterte zunächst ein 
Anlauf, einen IA-Prozess in die Wege zu leiten. Als dann 
die unterschiedlichen Ansichten zwischen der parlamen-
tarischen Berichterstattern und der Europäischen Kom-
mission im Zuge der zweiten Lesung deutlich wurden, 
kam es doch noch zu einem vom Parlament in Auftrag 
gegebenen IA (Meuwese 2008, S. 118).36

Die Praxis zeigt, dass das Europäische Parlament sich 
vielfach kritisch mit den IAs der Europäischen Kommis-
sion auseinandersetzt. Es ist auch erkennbar, dass es Be-
darf an eigenen Analysen hat. So machen die Ausschüsse 
zunehmend von ihrer Möglichkeit Gebrauch, bei Mei-
nungsverschiedenheiten mit der Europäischen Kommis-
sion deren IA eine wissenschaftlich fundierte Alternative 
gegenüberzustellen. Gleichwohl ist eine konsequentere 
Anwendung von IAs derzeit unter anderem durch feh-
lende zeitliche und materielle Ressourcen behindert 
(Bäcklund 2009, nach IZT/FFU 2011, S. 35). Auch in 
Fällen erheblicher Änderungsvorschläge im Zuge des 
parlamentarischen Prozesses zeigt sich, dass das Europäi-
sche Parlament dem Erfordernis einer erneuten Folgenab-
schätzung derzeit nicht optimal nachkommen kann. 
Schließlich muss auch festgehalten werden, dass bisher 
IAs zwar in allen Fällen an den Rat wie auch die Gremien 
des Parlaments weitergeleitet wurden, aber in der Ent-
scheidungsfindung dieser Gremien kaum eine Rolle spiel-
ten (European Court of Auditors 2010, S. 21).37

4.3 Das Impact Assessment im Urteil des 
Parlaments

Eine Umfrage des Europäischen Rechnungshofes ergab, 
dass die IA-Berichte der Europäischen Kommission von 
einem Großteil der Nutzer im Europäischen Parlament 
und im Rat als hilfreich eingestuft wurden. 68 Prozent 
dieser Nutzer gehen außerdem davon aus, dass die IA-Be-
richte einen positiven Effekt auf die Qualität der Gesetz-
gebung hatten (European Court of Auditors 2010, S. 23). 
Das Europäische Parlament hat sich in einer Reihe von 
Resolutionen positiv zum IA-Verfahren geäußert (EP 
2007; EP IMCO 2004; EP JURI 2007 u. 2011; EP 
JURIIM 2003). An mehreren Stellen wird betont, dass 
IAs die politische Entscheidungsfindung keinesfalls er-
setzen können. Sie könnten aber Entscheidungsprozesse 
sinnvoll strukturieren, ohne den Entscheidungsspielraum 
demokratisch legitimierter Abgeordneter einzuschränken 
(weitere Beispiele bei Meuwese 2008, S. 104 ff.).

Das Europäische Parlament hat in einigen Resolutionen 
auch den Wunsch nach Veränderung zum Ausdruck ge-
bracht, um seine Rolle im IA-Verfahren besser spielen zu 
können (IZT/FFU 2011, S. 35 ff.). Das Parlament solle 
stärker als bisher von seinen Befugnissen in der Gesetzes-
folgenabschätzung Gebrauch machen und häufiger eigene
IAs durchführen. Deshalb werden ergänzende Folgenab-
schätzungen, mehr vertiefende Analysen, die Überprü-
fung der kommissionseigenen Folgenabschätzungen 
durch externe Experten und Treffen („special meetings“) 
mit unabhängigen Sachverständigen gefordert (EP JURI 
2011, S. 10). In diesem Zusammenhang wird unter ande-
rem angeregt, die Geschäftsordnung dahingehend zu än-
dern, dass eine Folgenabschätzung bereits von einem 
Viertel der Ausschussmitglieder in Auftrag gegeben wer-
den kann. Zudem sollen einzelne Mitglieder die Möglich-
keit haben, Kurzstudien anzufordern, die etwa durch die 
Bibliothek des Europäischen Parlaments durchgeführt 
werden könnten. Weiterhin will das Europäische Parla-
ment eine stärkere und frühere Einbindung der Europäi-
schen Kommission in das parlamentarische Verfahren er-
reichen – so soll die Europäische Kommission ihre 
Folgenabschätzung vor den zuständigen Ausschüssen be-
gründen, bevor der Gesetzesvorschlag behandelt wird 
(IZT/FFU 2011, S. 35). Auch wird gefordert, nicht erst 
nach Fertigstellung des IA-Berichts, sondern bereits frü-
her eingebunden zu werden (EP JURI 2011, S. 11).

Schließlich wurden verschiedene Vorschläge zu Verbes-
serung des Verfahrens der Kommission vorgelegt. Derzeit 
bestimmt die Kommission eigenständig, ob eine Folgen-
abschätzung durchgeführt wird. Im Blick darauf wurde 
deshalb schon früh angeregt, Selektionskriterien für die 
Auswahl der Vorhaben zu entwickeln, die ein Impact 
Assessment der Europäischen Kommission angezeigt er-
scheinen lassen (EP JURIIM 2004, S. 9). Darüber hinaus 
wird in einem aktuellen Bericht (EP JURI 2011, S. 6 f.) 
gefordert, alle alternativen Regulierungsoptionen ein-
schließlich der Option der Nichtregulierung hinsichtlich 
ihrer Folgen zu prüfen. Zudem solle der Bericht im Zuge 
des Gesetzgebungsprozesses regelmäßig aktualisiert wer-
den (IZT/FFU 2011, S. 35).

36 Darüber hinaus finden sich auch Beispiele für kürzere Studien, die 
die spezifischen Gesetzesfolgen veränderter Kommissionsinitiativen 
untersuchen, wie im Fall des Richtlinienentwurfs zur Luftqualität 
(IEEP 2006).

37 Dem Bericht des Europäischen Rechnungshofes zufolge werden die 
IAs der Europäischen Kommission in den Sitzungen der parlamenta-
rischen Ausschüsse nicht systematisch präsentiert und diskutiert. Von 
über 12 000 Ausschussdokumenten bezog sich nur eines explizit auf 
ein IA der Europäischen Kommission.
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In fast allen Resolutionen und Berichten des Parlaments 
wird die Qualitätskontrolle der Gesetzesfolgenabschät-
zung der Europäischen Kommission angesprochen (IZT/
FFU 2011, S. 35 f.). Zwar erklärt das Europäische Parla-
ment, dass der „Impact Assessment Board“ eine Quali-
tätssteigerung der Gesetzesfolgenabschätzung bewirkt 
habe. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass die Mit-
glieder des IAB nur formal unabhängig seien, da sie der-
zeit vom Kommissionspräsidenten ernannt werden, sei-
nen Weisungen unterliegen und deshalb von einer 
wirklichen Unabhängigkeit keine Rede sein könne. Das 
Parlament schlägt deshalb vor, die Mitglieder des IAB 
vor ihrer Benennung vom Europäischen Parlament und 
vom Europäischen Rat zu überprüfen und die Weisungs-
gebundenheit gegenüber dem Kommissionspräsidenten 
aufzuheben. Auch solle die Arbeit des IAB mit höchster 
Transparenz vonstattengehen (EP JURI 2011, S. 30). 
Mittlerweile sind neue Verfahrensregeln für den IAB er-
lassen worden.

Das Europäische Parlament strebt übergreifend danach, 
seine institutionellen Kapazitäten im Bereich Impact 
Assessment auszubauen (EP 2011a u. 2011b; EP JURI 
2011). So enthält der im April 2011 vorgelegte „Report 
on Guaranteeing Independent Impact Assessments“
(EP JURI 2011) den Entwurf einer Resolution, die die 
Einführung einer autonomen IA-Struktur für das Europäi-
sche Parlament vorsieht. Unter deren Dach solle ein inte-
griertes IA-Verfahren mit ausschussgemeinsamen Syste-
men und Methoden etabliert werden. Diese Resolution 
wurde am 6. Juni 2011 im Parlament diskutiert und da-
nach angenommen (EP 2011a u. 2011b).

Insgesamt will das Parlament das Verfahren dynamisieren 
und schon früh in die Folgenabschätzung und somit in 
den Prozess der Gesetzesformulierung eingebunden wer-
den. Teilweise hat man auch erkannt, dass die bisherige 
Nutzung zu unsystematisch erfolgt (EP DG IPOL 2011, 
S. 40). Die zum Teil weitreichenden Vorschläge des Euro-
päischen Parlaments zeigen, dass man anstrebt, durch ein 
dynamisches Verfahren der Gesetzesfolgenabschätzung 
und eine weiter verbesserte Integration des IA in die eige-
nen Arbeitsabläufe die Kontrollmöglichkeiten gegenüber 
der Europäischen Kommission zu stärken sowie den Pro-
zess der Politikentwicklung und der Gesetzgebung mitzu-
gestalten (IZT/FFU 2011, S. 36 ff.).

5. Fazit

Das Europäische Parlament wirkt zusammen mit Rat und 
Kommission in zentralen Politikfeldern gleichberechtigt 
an der europäischen Entscheidungsfindung mit. Aller-
dings gilt dies nur für die im ordentlichen Gesetzgebungs-
verfahren verabschiedeten Rechtsakte. Politische Strate-
gien und Programme, in denen die EU ihre langfristigen 
Politikziele festlegt und die gerade in der Nachhaltig-
keitspolitik von großer Bedeutung sind, werden nach wie 
vor vom Rat allein beschlossen (IZT/FFU 2011, S. 57).

Durch seine Einbindung in das EU-Impact-Assessment 
haben sich die Voraussetzungen für das Europäische Par-
lament verbessert, die Vorschläge der Europäischen Kom-
mission kritisch im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf 

eine nachhaltige Entwicklung zu beurteilen und dies im 
Gesetzgebungsprozess zu berücksichtigen. Allerdings 
fehlt es oft an den nötigen Kapazitäten, zeitnah wissen-
schaftliche Expertise anzufordern und nutzbar zu ma-
chen.

Während das Europäische Parlament also durch seine 
Ausschüsse und deren Berichterstatter im Verfahren des 
IA eine aktive nachhaltigkeitspolitische Rolle spielt, hat 
es sich bislang mit der Option, einen Nachhaltigkeitsaus-
schuss oder ein vergleichbares Gremium zu etablieren, 
nicht anfreunden können. Dies ist sicher ein Manko so-
wohl in Bezug darauf, dass es keine spezifische parla-
mentarische Instanz gibt, welche die Nachhaltigkeitsstra-
tegie der Europäischen Kommission begleitet, als auch 
hinsichtlich des Fehlens eines Ansprechpartners für natio-
nale Parlamente, sodass eine vertikale Politikintegration 
erschwert wird.

Die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten haben auf 
der europäischen Ebene weiter an Einfluss gewonnen, da 
sie die Option haben, Verstöße gegen die Prinzipien der 
Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit zu rügen. Zudem 
bieten die vertraglichen Regelungen zur Unterrichtung 
der nationalen Parlamente sowie der informelle „politi-
sche Dialog“ zwischen ihnen und der Europäischen Kom-
mission durch wechselseitige Informationen und Stel-
lungnahmen vielfältige Möglichkeiten zur Mitwirkung. 
Auch die interparlamentarische Kooperation eröffnet den 
nationalstaatlichen Parlamenten Möglichkeiten zum Aus-
tausch von Informationen und zu abgestimmten oder ge-
meinsamen Aktionen. Mit diesen Handlungsfeldern ver-
binden sich durchaus gewandelte Rollen der Parlamente. 
Sie sind „Integrationswächter“ im Blick auf eine zu weit-
gehende Integration und „Netzwerker“, indem sie Koope-
rationen mit dem Europäischen Parlament und zwischen 
den nationalstaatlichen Parlamenten praktizieren 
(Sprungk 2011). Insgesamt wurde der zunehmenden Ent-
parlamentarisierung der EU-Politikprozesse Einhalt ge-
boten. Dies hat auch dazu beigetragen, Legitimations- 
und Demokratiedefizite abzubauen (IZT/FFU 2011, 
S. 57).38

Mit den genannten Strukturen und Verfahren ergeben sich 
für den Deutschen Bundestag zahlreiche Ansätze zur Mit-
gestaltung von nachhaltiger Entwicklung im europäi-
schen Mehrebenensystem. Ob und wie diese genutzt wer-
den, hängt von den Kapazitäten ab, die bereitgestellt 
werden, sei es zur Ver- und Erarbeitung von Informatio-
nen, zum Aufbau und Nutzung von Netzwerkkontakten 
oder zur inhaltlichen Auseinandersetzung mit nachhaltig-
keitsrelevanten Themen. Die Wahrnehmung von Kon-
troll-, Mitwirkungs- und Informationsrechten bei Fragen 
der Nachhaltigkeitspolitik bestimmt sich auch und vor al-
lem danach, welches Bewusstsein der Deutsche Bundes-
tag von seiner eigenen Rolle als selbstständiger Nachhal-
tigkeitsakteur entwickelt (IZT/FFU 2011, S. 57).

38 In der wissenschaftlichen Literatur sehen einzelne Stimmen in der 
Kooperation der Parlamente „eine neue Form der supranationalen re-
präsentativen Demokratie“ (Eppler 2011, S. 298).
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Der Deutsche Bundestag versteht sich nach Vollrath 
(2011, S. 192) als ein verantwortlicher Akteur im euro-
päischen System des Mehrebenenparlamentarismus. Er 
hat die Gegebenheiten und Möglichkeiten interparlamen-
tarischer Zusammenarbeit intensiv genutzt, beispiels-
weise durch auswärtige Ausschusssitzungen sowie Teil-
nahme an interparlamentarischen Treffen oder an 
Anhörungen der Ausschüsse des Europäischen Parla-
ments (Vollrath 2011, S. 189). Seit dem sogenannten Lis-
sabon-Urteil des Bundesverfassungsgerichts und der Ver-
abschiedung der Begleitgesetze zum Vertrag von 
Lissabon (Integrationsverantwortungsgesetz, Zusammen-
arbeitsgesetz), die ihm neue Verantwortlichkeiten zuge-
schrieben haben, hat der Deutsche Bundestag seine Be-
fassung mit Themen der Europapolitik nochmals 
intensiviert.

Es gibt also ausreichend Wege und Instrumente, um Fra-
gen der Nachhaltigkeitspolitik anzugehen und der euro-
päischen Nachhaltigkeitspolitik genuin parlamentarische 
Impulse zu vermitteln. Zugleich ließen sich Nachhaltig-
keitsfragen auch nutzen, um durch öffentlichkeitsbezo-
gene Debatten im Plenum und in den Ausschüssen „die 
vermittelnde Rolle des Parlaments in die Bevölkerung 
hinein, seine Öffentlichkeits- und Repräsentationsfunk-
tion zu stärken“ (Vollrath 2011, S. 191).

V. Perspektiven der Nachhaltigkeitspolitik im 
Deutschen Bundestag

Mit der Einrichtung des PBNE und dessen seitheriger Ar-
beit hat der Deutsche Bundestag einen wichtigen Schritt 
zu einer Parlamentarisierung der Nachhaltigkeitspolitik in 
Deutschland getan. Der Beirat ist mit seiner Zielsetzung 
und Arbeitsweise ein bemerkenswertes Gremium und 
nimmt in dieser Hinsicht im internationalen Vergleich 
eine Vorreiterrolle ein (IZT/FFU 2011, S. 67). Dennoch 
scheint eine verbesserte Integration in das Gefüge des 
Parlaments erforderlich, „um einen starken parlamentari-
schen Impuls in Richtung einer Erweiterung der Nachhal-
tigkeitspolitik und der Aktivitäten“ geben zu können 
(Stigson et al. 2009, S. 60).

Nachfolgend werden Handlungs- und Themenfelder zur 
Diskussion gestellt, die zu einem weiter verbesserten 
Stellenwert nachhaltiger Entwicklung als Leitprinzip der 
politischen Arbeit des Deutschen Bundestages beitragen 
könnten.

Nachhaltigkeitsprüfung und ihre Bewertung durch 
das Parlament

Die Wissensbasierung politischen Handelns und insbe-
sondere der Gesetzgebung ist ein Schlüssel zur Integra-
tion von Nachhaltigkeitsaspekten in staatliche Entschei-
dungen: Durch Darstellung und Analyse der langfristigen 
Auswirkungen von Politiken einschließlich möglicher 
Problemlösungsbeiträge können Entscheidungen besser 
fundiert und kommuniziert werden. Gesetzesfolgenab-
schätzung und Nachhaltigkeitsprüfung sind zwei Ana-
lyseinstrumente, die hierbei zum Einsatz kommen. 
Deutschland ist nach Meinung von IZT/FFU (2011, 

S. 64) mit seinem Verfahren der Nachhaltigkeitsprüfung 
in institutioneller Hinsicht beispielgebend: In keinem an-
deren Land und auch nicht auf EU-Ebene sei das Parla-
ment in vergleichbarer Weise in den Prüfungsprozess und 
die Qualitätssicherung einbezogen (Kap. II.1).

Allerdings sind die gegenwärtigen Nachhaltigkeitsprü-
fungen der Regierung, zumindest in der veröffentlichten 
Form, relativ vage und könnten besser fundiert werden. 
Auch finden die Stellungnahmen des PBNE zu einzelnen 
Nachhaltigkeitsprüfungen in den federführenden Aus-
schüssen wenig Beachtung. Der oftmals „oberfläch-
lich[e]“ Charakter der Nachhaltigkeitsprüfung (PBNE 
2011b, S. 5) sowie ihr bis jetzt geringer Einfluss auf die 
Entscheidungsprozesse im Parlament verhindern die Aus-
schöpfung der Potenziale einer besseren Wissensbasie-
rung der Politik im Deutschen Bundestag.

Sollen Gesetzesfolgenabschätzung und Nachhaltigkeits-
prüfung tatsächlich dem Gesetzgeber eine bessere Grund-
lage für seine Arbeit geben, kann auf Dauer nicht über-
zeugen, dass die Nachhaltigkeitsprüfungen, die dem 
Deutschen Bundestag von den Ministerien vorgelegt wer-
den, nur die Form sehr knapper Einschätzungen haben, 
die in einem Abschnitt des Vorblatts eines Gesetzes, ggf. 
auch in der Gesetzesbegründung, veröffentlicht werden. 
Methoden, Daten und ihre Quellen sowie Annahmen und 
Schlussfolgerungen, die den ministeriellen Prüfungen zu-
grunde liegen, werden bislang weder den Abgeordneten 
noch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht (Jacob et al. 
2010, S. 14). Eine Transparenz der Nachhaltigkeitsana-
lyse in materieller und formeller Hinsicht ist daher nicht 
gegeben (IZT/FFU 2011, S. 67 f.).39

In der EU und im Vereinigten Königreich werden relativ 
umfassende Prüfberichte erarbeitet und veröffentlicht. 
Neben dem Regelungsvorschlag werden auch Alternati-
ven auf ihre möglichen Folgen vergleichend untersucht. 
Weiter werden das methodische Vorgehen und die we-
sentlichen Ergebnisse transparent gemacht sowie kurze 
Zusammenfassungen bereitgestellt. Zudem ist die Veröf-
fentlichung der Berichte auf Internetseiten vorgesehen. 
Eine verbesserte Substanz und Transparenz der Nachhal-
tigkeitsprüfung sowie gut zugängliche Materialien könn-
ten auch in Deutschland dazu beitragen, dem Verfahren 
insgesamt ein größeres Gewicht zu verleihen und zudem 
einen qualitätssichernden Effekt zu bewirken. Fraktionen 
und Ausschüsse hätten die Möglichkeit, die Einschätzun-
gen der zuständigen Ministerien besser nachzuvollziehen 
und inhaltlich zu bewerten. Die wissenschaftliche Validi-
tät einzelner Prüfergebnisse und konkurrierende Bewer-
tungen einzelner Nachhaltigkeitsdimensionen würden 
transparenter. Dadurch könnte auch die parlamentsinterne 

39 Recht drastisch fällt die Kritik von Callies (2012, S. 130) aus: „Nur 
einige wenige Gesetzesbegründungen weisen eine intensive Aus-
einandersetzung am Maßstab der Indikatoren und Managementregeln 
der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie auf. Die meisten Begründun-
gen setzen sich mit den Gesetzesfolgen für die Nachhaltigkeit allen-
falls knapp und selektiv auseinander. An einer substanziellen Geset-
zesfolgenabschätzung am Maßstab der Nachhaltigkeit fehlte es 
weitgehend bzw. gänzlich.“ Zur Kritik der Qualität mancher GFAs 
s. a. Krings 2009, S. 241.
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wie die öffentliche Diskussion um Nachhaltigkeitsziele 
und langfristige politische Entscheidungen bereichert 
werden (IZT/FFU 2011, S. 68).

Aus einer verbesserten Nachhaltigkeitsprüfung ergäbe 
sich auch die Möglichkeit einer weiter optimierten Eva-
luation der Praxis der Nachhaltigkeitsprüfung durch das 
Parlament. Bisher prüft der PBNE lediglich die zusam-
menfassenden Bewertungen und Schlussfolgerungen der 
ministeriellen Nachhaltigkeitsprüfung. Die Prüfungspro-
zesse werden damit nicht nachvollzogen und bewertet 
(IZT/FFU 2011, S. 68). Beim Vorliegen entsprechender 
Voraussetzungen könnte man die Abläufe sowie die Wis-
sensbasis der Nachhaltigkeitsprüfung substanzieller be-
werten (Jacob et al. 2010, S. 15). Zudem könnte man dem 
Beispiel des Vereinigten Königreichs und der Europäi-
schen Union folgen, die das System der Folgenabschät-
zungen durch die jeweiligen Rechnungshöfe prüfen las-
sen (Jacob et al. 2011, S. 27).

Erprobung parlamentarischer Nachhaltigkeits-
prüfungen

Ein weiterer Ansatzpunkt für eine aktivere Rolle des Par-
laments bei der Nachhaltigkeitsprüfung wäre – wie vom 
PBNE empfohlen – die Durchführung von eigenen Nach-
haltigkeitsprüfungen bei den Initiativen der Fraktionen im 
Bundestag bzw. der Bundesländer im Bundesrat hinsicht-
lich ihrer Auswirkungen auf die Ziele der Nachhaltig-
keitspolitik.40 Entsprechende Kapazitäten ließen sich zu-
nächst flexibel bereitstellen. So könnten beispielsweise 
für den Deutschen Bundestag die Voraussetzung dafür ge-
schaffen werden, das Mandat und die Kompetenzen des 
Büros für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen 
Bundestag (TAB) oder die Kapazitäten des Wissenschaft-
lichen Dienstes fallweise zu nutzen. Darüber hinaus 
könnte man die Praxis des Europäischen Parlaments, 
Rahmenverträge mit Forschungseinrichtungen zur Bereit-
stellung von Ad-hoc-Expertisen erproben und gegebenen-
falls übernehmen (IZT/FFU 2011, S. 68). In einzelnen 
Fällen könnte dann auch entschieden werden, Politikfol-
gen und Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsziele neu ab-
schätzen zu lassen, wenn die Nachhaltigkeitsprüfung 
nicht hinreichend ist oder wenn erhebliche Veränderun-
gen an Regierungsvorlagen vorgenommen werden sollen.

Weitere institutionelle Integration des PBNE

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
ist als Gremium nicht in der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages (GO-BT) verankert. Auch das Verfah-
ren zur Bewertung der Nachhaltigkeitsprüfung durch den 
PBNE ist dort nicht verortet. Eine konkrete Benennung 
und eine Spezifizierung seiner Rolle in der GO-BT wür-

den seine Zuständigkeit im Rahmen des Verfahrens zur 
Bewertung der Nachhaltigkeitsprüfung, bei der parlamen-
tarischen Beratung und Kontrolle der (deutschen und eu-
ropäischen) Nachhaltigkeitsstrategie sowie der Mitbefas-
sung bei anderen parlamentarischen Vorgängen klären 
(IZT/FFU 2011, S. 69). Damit wäre auch eine verbindli-
chere Grundlage für die Befassung der federführenden 
Ausschüsse mit den Stellungnahmen des PBNE geschaf-
fen.41 Seine Rolle in den parlamentarischen Prozessen 
wäre mit Blick auf Fraktionen und Ausschüsse gestärkt.

Bei einer entsprechenden Präzisierung der Kompetenzen 
des PBNE wäre zu prüfen, inwieweit die vorhandenen 
Arbeitskapazitäten und Ressourcen dafür ausreichen.

Klärung des Verhältnisses von Nachhaltigkeits-
prüfung und Gesetzesfolgenabschätzung

Angesichts der relativen Unbestimmtheit des Verhältnis-
ses von Gesetzesfolgenabschätzung und Nachhaltigkeits-
prüfung böte es sich an, mittelfristig eine Klärung herbei-
zuführen und die Verfahren präziser zu bestimmen 
(Riedel/Thode 2012, S. 280 f.). Auch könnten gegebe-
nenfalls Empfehlungen für eine behutsame Fortentwick-
lung der Nachhaltigkeitsprüfung ins Auge gefasst wer-
den. Dazu gehörten beispielsweise die Option einer 
Erweiterung des Gegenstandsbereichs der Prüfung über 
Gesetzes- und Verordnungsentwürfe hinaus oder die For-
mulierung von Kriterien und Anforderungen, nach denen 
eine Prüfung der Nachhaltigkeit in materieller und ver-
fahrensbezogener Hinsicht erfolgen sollte (Riedel/Thode 
2012, S. 253). Da das keine triviale Aufgabe ist, sollte 
eine entsprechende Prüfung sorgfältig und praxisorien-
tiert erfolgen.

(Verfassungs)rechtliche Verankerung von 
Nachhaltigkeit?

Artikel 20a GG spricht dem Staat die Aufgabe zu, „auch 
in Verantwortung für die künftigen Generationen“ die na-
türlichen Lebensgrundlagen und die Tiere „durch die Ge-
setzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht-
sprechung“ zu schützen. Vielfach werden hierin 
Grundgedanken des Leitbilds Nachhaltigkeit gesehen. 
Überwiegend wird Artikel 20a GG aber als für die Si-
cherstellung der umfassenden Belange – und nicht nur der 
ökologischen – der Nachhaltigkeit eher ungeeignet einge-
stuft. Zudem wird strittig diskutiert, ob, und wenn ja, wel-
che Pflichten hieraus für die Gesetzgebung resultieren. 
Angesichts offenkundiger Unbestimmtheit der Konse-
quenzen ist in der wissenschaftlichen Literatur dafür plä-
diert worden, in einem neuen Artikel 20b die Pflicht des 
Staates niederzuschreiben, bei allen Maßnahmen die Er-
fordernisse des Prinzips der Nachhaltigkeit zu berück-
sichtigen. Entsprechend seien „geregelte Verfahren und 
Organisationsformen zu institutionalisieren“ (Callies 
2012, S. 133), durch die die Verzahnung der drei Säulen 

40 Immerhin kamen in der Zeit von der 12. bis zur 16. Legislaturperiode 
rund 30 Prozent der Initiativen aus der Mitte des Deutschen Bundes-
tages, und knapp 22 Prozent waren Initiativen der Bundesländer im 
Bundesrat. Im Blick auf diesen Umstand erachtet es der PBNE 
(2011b, S. 5) als wünschenswert, wenn die Fraktionen und Abgeord-
neten bzw. die Bundesländer ihre eigenen Initiativen auf die Folgen 
für die Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie überprüften.

41 In diesem Sinn hat sich auch der Beirat selbst geäußert (PBNE 
2011b, S. 7).
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der Nachhaltigkeit in Politik und Verwaltung gesichert 
und umgesetzt wird (Callies 2012, S. 122 u. 133).

Zwar ist offen, ob durch eine Verfassungsänderung und 
weitere Maßnahmen die Nachhaltigkeitspolitik aufgewer-
tet werden könnte, dem Parlament als Gesetzgeber stünde 
es aber zu, das Für und Wider einer entsprechenden Ver-
fassungsänderung zu gegebener Zeit abzuwägen. In eine 
solche Erörterung ließe sich auch die Option einer ein-
fachgesetzlichen Konstituierung der Nachhaltigkeitsprü-
fung einbeziehen. Auch sie diente einer Stärkung des 
Ziels Nachhaltigkeit und seines verpflichtenden Charak-
ters für die in der Verantwortung stehenden Akteure. Ver-
gleichbar der gesetzlichen Fundierung der Arbeit des 
Normenkontrollrats könnte auch im Falle der Nachhaltig-
keitsprüfung ein Gesetz einen Beitrag zur Verbesserung 
der Qualität der Prüfung und zur Stärkung der verant-
wortlichen Akteure (Krings 2009, S. 243) leisten.

Prüfung des Haushalts unter Nachhaltigkeitsgesichts-
punkten

Der Haushalt eines Landes wurde als ein „Regierungspro-
gramm in Zahlen“ charakterisiert, dass die „Gesamtver-
teilung der Leistungen im Staate durchsichtig mache“ 
(Möstl 2008, S. 571). In Bezug auf die Maxime der Nach-
haltigkeit, einen Ausgleich zu finden zwischen ökonomi-
schen, sozialen und ökologischen Belangen, zeigt der 
Haushalt, wie dieser Ausgleich erfolgen soll. Insofern ist 
er ein Beitrag zur „Verwirklichung einer nachhaltigen 
Politik“ (Möstl 2008, S. 571). Dem parlamentarischen 
Budgetrecht kommt deshalb grundsätzlich eine bedeu-
tende Rolle für die Nachhaltigkeitspolitik zu. Für die Be-
ratungen und die Beschlussfassung zum Haushalt, das 
„Königsrecht“ des Parlaments, ist aber das Instrument der 
Nachhaltigkeitsprüfung noch nicht eingesetzt worden.42

Insbesondere im Licht der gegenwärtigen Finanzkrisen 
und der Rolle der Staatsschulden für die Belange zukünf-
tiger Generationen läge es nahe, die Option einer Nach-
haltigkeitsprüfung des Haushalts als Instrument auf dem 
Weg zu nachhaltigen Staatsfinanzen zu prüfen.

Die sich über die Haushaltsbewilligung ergebenden Kon-
troll- und Gestaltungsmöglichkeiten könnten zur ver-
stärkten Berücksichtigung von Kriterien der Nachhaltig-
keit genutzt werden. Der Ansatz der Prüfung nach 
bestimmten Indikatoren, wie in der deutschen Nachhal-
tigkeitsprüfung vorgesehen, ließe sich wohl auch auf den 
Haushalt anwenden (IZT/FFU 2011, S. 70). Vorstellbar 
wäre etwa, dass bei Vorhaben einer bestimmten finanziel-
len Größenordnung fallweise die Bundesregierung zur 
Beurteilung des jeweiligen Vorhabens oder Haushaltsti-
tels im Hinblick auf die negativen oder positiven Effekte 
für eine nachhaltige Entwicklung aufgefordert wird (TAB 
2003, S. 70). Auch könnten ergänzende Prüfungen nach 
bestimmten Indikatoren durch den Haushaltsausschuss 

durchgeführt bzw. in Auftrag gegeben werden. Eine wei-
tere Möglichkeit, auf die der PBNE (z. B. 2009, S. 29 f.) 
hingewiesen hat, wäre eine Nachhaltigkeitsanalyse der 
Finanzpolitik „in Form von Generationenbilanzen“ 
(PBNE 2010b, S. 14).

Öffentlichkeits- und beteiligungsorientierte Verfahren

Es gehörte von Anfang an zur Maxime der Nachhaltig-
keitspolitik, dass nachhaltige Entwicklung sich nicht al-
lein durch staatliches Handeln erreichen lässt. Vielmehr 
sollen auch Unternehmen, Konsumenten und zivilgesell-
schaftliche Akteure einbezogen werden. Deshalb wären 
auch im Kontext parlamentarischer Meinungsbildung und 
Entscheidungsfindung umfassendere Beteiligungsverfah-
ren mit Öffentlichkeitsbezug zu erwägen.

Mit den „öffentlichen Anhörungssitzungen“ nach 
§ 70 GO-BT gibt es eine etablierte Praxis der Beteiligung 
gesellschaftlicher Akteure bei aktuellen und umstrittenen 
Themen oder Gesetzesvorhaben. Es wäre zu prüfen, wie 
bei der Konzeption des Fragenkatalogs und bei der Aus-
wahl von Sachverständigen und anderer Auskunftsperso-
nen Aspekte nachhaltiger Entwicklung und langfristiger 
Auswirkungen politischer Entscheidungen stärker be-
rücksichtigt werden könnten (IZT/FFU 2011, S. 69). 
Auch Öffentliche Ausschusssitzungen („Erweiterte öf-
fentliche Ausschussberatung“ nach § 69a GO-BT) böten 
durch Einbeziehung von Vertretern gesellschaftlicher Ini-
tiativen (etwa zu Prozessen der lokalen Agenda 21) sowie 
wissenschaftlicher Experten die Möglichkeit zu intensi-
verem Austausch und verstärkter Kooperation mit gesell-
schaftlichen Akteuren über Nachhaltigkeits- und 
Zukunftsfragen. Durch die Etablierung eines kontinuierli-
chen Dialogs mit nichtstaatlichen Akteuren der Nachhal-
tigkeitspolitik in der Mitte des Parlaments könnte der 
Deutsche Bundestag das bürgerschaftliche Engagement 
für eine nachhaltige Entwicklung innerhalb der Gesell-
schaft befördern (TAB 2003, S. 71). Die Nutzung beider 
Sitzungstypen würde auch dem Ziel einer Unterstützung 
des öffentlichen Diskurses zu Nachhaltigkeit dienen. Zur 
Verbesserung der Sichtbarkeit des Deutschen Bundesta-
ges im Nachhaltigkeitsdiskurs böte es sich zudem an, in 
einem bestimmten Turnus eine Plenardebatte zum Stand 
der deutschen Nachhaltigkeitspolitik durchzuführen.

Eine weitere Option, die Möglichkeiten einer Zusammen-
arbeit von Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft besser 
auszuschöpfen, bestünde in der Initiierung und Beglei-
tung eines exemplarischen Typs einer „neuen Partner-
schaft für eine nachhaltige Entwicklung“. Damit würde 
auch ein Hinweis aus dem Peer Review der deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie aufgegriffen. Dort werden öf-
fentlich-private Partnerschaften für nachhaltiges Handeln 
sowie Roadmaps und Aktionspläne für die Umsetzung 
angeregt (Stigson et al. 2009, S. 79). Erste Überlegungen, 
die auf internationale Erfahrungen verweisen, sind hierzu 
bereits entwickelt worden (Jacob et al. 2010, S. 8 ff.).

Ein innovativer Schritt könnte schließlich die fallweise 
Durchführung von Konsultationsverfahren bei der Nach-
haltigkeitsprüfung eines Gesetzesvorhabens unter der Re-
gie des PBNE oder eines Fachausschusses sein. Damit 

42 IZT/FFU (2011, S. 70) zufolge hat es international eine Reihe von 
Initiativen gegeben, Haushalte zumindest unter Umweltgesichts-
punkten zu untersuchen (Norwegen, Vereinigtes Königreich, Nieder-
lande). Eine umfassende Nachhaltigkeitsprüfung des Haushalts sei 
aber bisher nirgendwo durchgeführt worden.
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ließe sich der Umstand nutzen, dass eine Nachhaltigkeits-
prüfung kein bloßes Analyseinstrument ist. Vielmehr 
liegt eine Stärke des Verfahrens auch darin, relevante Ak-
teure einzubeziehen, sodass es gezielt als Kommunika-
tionsinstrument einsetzbar sein könnte.

Öffentlichkeitsarbeit

Nachhaltigkeit findet als Thema in der allgemeinen Öf-
fentlichkeit und in politischen Diskursen nicht immer die 
angemessene Aufmerksamkeit. Die Medien betrachten 
das Thema skeptisch, da es sich aus ihrer Sicht als sperrig 
und schwer vermittelbar erweist (Novy/Romberg 2012, 
S. 178). Nachhaltigkeitsrelevante Themen, wie die Förde-
rung von Innovationen oder der Klimaschutz, werden 
meist ohne Bezugnahme zum Thema Nachhaltigkeit in 
die Öffentlichkeit kommuniziert. Nachhaltigkeit ver-
diente es aber, stärker in die Öffentlichkeitsarbeit des Par-
laments und der Fraktionen integriert zu werden. 
Hilfreich wäre es, hierzu eine schlüssige Kommunika-
tionsstrategie zu entwickeln. Aber auch ohne ein ausgear-
beitetes Konzept wäre schon viel gewonnen, zunächst 
pragmatisch aus Anlass von Parlamentsführungen, Ju-
gendparlamenten, Tagen der offenen Tür oder auch spe-
ziellen öffentlichen Veranstaltungen auf ausgewählte Pro-
blemfelder nachhaltiger Entwicklung und die Rolle des 
Parlaments bei ihrer Bewältigung aufmerksam zu machen 
(IZT/FFU 2011, S. 67).

Thematischer Schwerpunkt: „Green Economy“

Auf der UN-Nachhaltigkeitskonferenz „Rio + 20“ im 
Juni 2012 wurde „Green Economy“ als eines der beiden 

zentralen Themen des Gipfels und in der Abschlusserklä-
rung in einem eigenen Kapitel behandelt. Damit sollte 
den Märkten und Unternehmen ein Signal gegeben wer-
den, im Interesse nachhaltiger Entwicklung in kohlen-
stoffarme und umweltfreundlichere Technologien, Ver-
fahren und Produkte zu investieren (IZT/FFU 2011, 
S. 67). Im Vorfeld wurden auch Maßnahmen zum Abbau 
umweltschädlicher Subventionen und Steuern oder zur 
Veränderung nichtnachhaltiger Muster in Produktion und 
Konsum diskutiert. Allerdings konnten sich die Delegier-
ten nicht auf gemeinsame Ziele einer „grünen Wirtschaft“ 
und die Wege dahin einigen. Damit fand auch die Idee ei-
ner „Green Economy Roadmap“ der EU mit anspruchs-
vollen Zielen sowie Zeitplänen keine Akzeptanz.

Gleichwohl wird das Thema in internationalen Foren (wie 
die G20 oder OECD) sowie in den Rio-Folgeprozessen 
auf der Tagesordnung bleiben. Auch ist nicht ausge-
schlossen, dass sich Allianzen bilden zwischen Vorreiter-
staaten einer „Green Economy“ und an einer Transforma-
tion ihrer Wirtschaft interessierten, weniger entwickelten 
Staaten (Beisheim/Dröge 2012, S. 8). Der PBNE könnte 
deshalb diese Thematik aufgreifen und beraten. Für das 
Parlament ist die Transformation der Wirtschaft zu einer 
„Green Economy“ eine ausschussübergreifende Heraus-
forderung, die die Koordination zahlreicher Fachpolitiken 
erfordert. Insbesondere die Entwicklungszusammenarbeit 
ist aufgefordert, sich mit den Strukturen und Zielen einer 
„Green Economy“ im Kontext nachhaltiger Entwicklung 
und der Bekämpfung weltweiter Armut auseinanderzuset-
zen (IZT/FFU 2011, S. 67).
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